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Vorwort. 


Die folgende, schon als Dissertation gedruckte Arbeit 
hat es sich zur Aufgabe gestellt, nach einer historischen 
Übersicht über die Entstehung der Genfer Konvention 
und der Versuche zu ihrer Fortbildung eine Darstellung 
und Kritik desjenigen Land -Kriegsrechtes zu geben, das 
auf diesem völkerrechtlichen Vertrage beruht. 

Die Haager Friedenskonferenz hat zu einem Ab- 
kommen betreifend Anwendung der Grundsätze der Genfer 
Konvention auf den Seekrieg geführt, hingegen wurde 
eine Revision dieser selbst nicht vorgenommen. Der 
allgemeine Wunsch nadi einer solchen wird hoffentlich 
bald seiner Erfüllung entgegen gehen, da die von der 
Haager Konferenz vorgesehene Revisionsversammlung im 
nächsten Jahre zusammentreten soll. 


Kapitel I. 


Überblick 

über die geschichtliche Entwicklung der Genfer Konvention 

bis zu ihrem Abschluss am 22. August 1864. 

Das moderne Kriegsrecht hat dadurch seine grosse 
Entwicklung gewonnen, dass der Zweck des Krieges betont 
und die kriegerischen Massregeln diesem Zweck ent- 
sprechend eingerichtet wurden. Der Zweck des Krieges 
wird heute allgemein dahin bestimmt, dass es in ihm 
darauf ankomme, dem Feinde in dem Masse Schaden 
zuzufügen, als es für die kriegführende Partei notwendig sei. 

Die allgemeine sittliche und kulturelle Entwicklung 
drängte dahin, dass man sich dieses Princips bewusst 
wurde. Auf Grund desselben ist es möglich geworden, 
eine Scheidung der feindseligen Handlungen in zweck- 
mässige, d. h. durch dieses Priocip des Krieges bedingte, 
und in unzweckmässige, d. h. über dieses Princip hinaus- 
liegende, unnötig grausame und darum unsittliche Hand- 
lungen vorzunehmen. 

Obgleich zu jeder Zeit mit dieser Zweckbestimmung 
des Krieges den kriegführenden Parteien eine Handhabe 
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geboten war, ihre Interessen vollauf zu erreichen, bedurfte 
es doch einer sehr langen, durch Jahrhunderte fortlaufenden 
Entwicklung, bis sich dieses Princip rechtlich durch- 
setzen konnte. 

Wie es aber einmal gefunden war, bewährte es sich 
auch als ein heuristisches Moment von unvergleichlichem 
Werte. Jetzt konnte man daran gehen, dem menschlichen 
Gefühle Rechnung zu tragen, ohne dem Staatsinteresse 
dabei das geringste zu vergeben. Denn dem Gegner 
wird immer noch Schaden zugefügt und zwar soviel als 
notwendig für die Zwecke des andern ist; freilich nur 
soviel, als wirklich notwendig ist, nicht darüber hinaus. 
Der kriegerische Wille legte sich eine durch Zweckvor- 
stellung bestimmte Mässigung auf, die dem Gegner zu 
gute kam, ohne sich selbst zu schaden. So konnte man 
endlich nach langem Wege dahin gelangen, dass die eine 
Partei nicht nur vor gewissen Handinngen des Gegners 
geschützt ist, sondern dass dieser selbst positive Für- 
sorge im Interesse seines Feindes treffen muss. 

Dies wurde erreicht in der Genfer Konvention 
vom 22. August 1864 zur Verbesserung des 
Loses der verwundeten Krieger der Armeen 
im Felde, die darum einen Markstein in der Ge- 
schichte des Kriegsrechts bildet. 

In diesem Abschnitt soll ein Überblick gegeben 
werden über die Bestrebungen, die in der Genfer Kon- 
vention ihren gesetzlichen Abschluss fanden, und im 
folgenden Abschnitt über die Versuche, die auf dem 
Erreichten fortbauend auf eine Vervollkommnung des 
geltenden Rechtes hinzielen. — 
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Zur Zeit der Entstehung der Genfer Konvention 
wurde vielfach angenommen, dass mit ihr eine neue Idee 
in die Erscheinung trete, die bis dahin, wenn überhaupt, 
so doch nur ganz vereinzelt in der Geschichte Vorbilder 
habe. *) Dieser Meinung wurde aber bald der Boden 
entzogen. Zuerst gab L ö f f 1 e r den Anlass dazu, die 
Geschichte nach ähnlichen Verträgen zu durchforschen. 
Er machte die Genfer Konferenz von 1863 auf den Ver- 
trag Friedrich des Grossen mit Frankreich ab- 
geschlossen am 7. Sept. 1759 aufmerksam. Dies bestimmte 
das Genfer internationale Komitee, seinen Sekretär Dr. 
Briere mit der Aufstellung von Präcedenzfällen 
(präcedents historiques) zu beauftragen. 

Seine Zusammenstellung umfasste nur die folgenden 
4 Verträge: 

1. Vertrag von Aschaffenburg vom 27. Juni 1743; 
abgeschlossen zwischen dem Kommandanten der 
pragmatischen Armee Grafen von Stair und 
dem Kommandanten des französischen Heeres 
Herzog von Noailles. Er betrifft den Schutz 
der Verwundeten und Hospitäler. 

2. Vertrag von Sluys vom 6. Februar 1759; ab- 
geschlossen zwischen England und Frankreich, sowie 

3. die mit dem vorhergehenden Vertrage überein- 
stimmenden Konventionen von Brandenburg vom 

*) Vergleiche zu dem Folgenden die an erster Stelle für die 
Entwicklang der Genfer Konvention in Betracht kommende Dar- 
stellung von G. Lneder, Die Genfer Konvention, historisch nnd 
kritisch — dogmatisch bearbeitet. Erlangen 1876. Dann Lue der 
Krieg nnd Kriegsrecht im Allgemeinen nnd Das Landkriegsrecht, 
im Besonderen in Holtzendorffs Handbach des Völkerrechts 
Bd. IV. 27. n. 28. Stück. 
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7. Sept. 1759, abgeschlossen zwischen Friedrich 
dem Grossen und Ludwig XY. ') 
Den nicht zum Abschluss gekommenen Vertrag 
vom Jahre 1800 zwischen General Moreau 
und Genera! Kray, der Ton dem französischen 
Militärarzt P e r c y ausgearbeitet war und mit 
der Genfer Konvention viele Ähnlichkeil hatte. 3 ) 
iese 4 Verträge wurden der Konferenz von 1864 
«t 

it ganz anderen Mitteln unternahm Gurlt eine 
-tung des reichen historischen Materials, 
dreihundert ein und neunzig Verträge werden von 
tgeteilt, die sich über den Zeitraum von 1581 — 1864 
ken. Frankreich beteiligte sich dabei 187 mal, 
utsche Reich und Oestreich 102 mal, Brandenburg 
eussen 80 mal, Spanien 49 mal, England 46 mal, 
1 37 mal, Schweden 23 mal, Bayern nebst Pfalz 
, Nord-Amerika 9 mal, Dänemark- st mal, Russland 
Türkei 4 mal, kleinere deutsche Staaten 10 mal 
:li Kursachsen 3 mal, Kur-Köln 1 mal, Kur-Mainz 
Braunschweig 2 mal, Bistum Münster 2 mal) 
sehe Staaten 4 mal, Mexiko 2 mal, Peru 2 mal, 
iia 1 mal, Argentinien 1 mal. 
ie Gurlt 'sehen Untersuchungen 3 ) haben das 

Wortlaut siehe bei Lneder a. a. 0. 8. 27 ff. 
Wörtlich mitgeteilt bei Lneder, a. a. 0., pag. 35. 
6 n r 1 1, Der international« Sehnte der im Felde ver- 
n nnd erkrankten Krieger und die freiwillige K riegak ranken - 
n Prenescn, Denkschrift für die internationale Konteren! 
tretern der der Genfer Konvention beigetretenen Regie- 
nnd der Vereine nnd Genosse ose haften zur Pflege im Felde 
letet nnd erkrankter Krieger Berlin, 22.-27. April 1869. 
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grosse Verdienst, nachgewiesen zu haben, dass der 
solchen Verträgen zu Gunsten der verwundeten und 
kranken Krieger zu Grunde liegende Gedanke nicht nur 
vereinzelt zum Ausdruck gekommen ist, sondern dass sich 
in den letzten Jahrhunderten eine stetige Wiederkehr 
desselben findet ; ein Beweis dafür, dass er eine elementare 
Forderung und ein tiefes Bedürfnis der kultivierten 
Menschheit ist, nicht nur der Wunsch von überhumanen, 
dem Staate und seinen Zielen abgewendeten Schwärmern. 
Es zeigt sich in der langen Reihe der von Gurlt an- 
geführten Verträge, dass der Gedanke des Schutzes ver- 
wundeter Krieger kein Produkt der Gegenwart ist, dass 
er sich vielmehr seit langem in der Praxis der Staaten 
eingebürgert hatte, wenn auch die Übung der Staaten 
durchaus nicht lückenlos war, ja sogar in der Mitte 
unseres Jahrhunderts eine so starke Verdunkelung der 
bisher geübten Grundsätze eintrat, dass es erst der in 
den Kriegen dieser Zeit gemachten Erfahrungen bedurfte, 
um [sie wieder in das Bewusstsein zurückzurufen, dass 
aber auch dafür eine Regelung dieser Verhältnisse zu- 
stande gekommmen ist, die sie von da an der Willkür 
und den wechselnden Ansichten der Staaten dauernd 
entzog. 

Gurlt teilt das historische Material in vier Gruppen 
nach dem Inhalte der abgeschlossenen Verträge und 
unterscheidet: 

1. Karteis und Konventionen zur Auswechselung und 

m 

Ranzionirung von Kriegs-Gefängenen, 

Derselbe, Zur Geschichte der internationalen und frei- 
willigen Krankenpflege im Kriege. Leipzig, 1878. Die Aufzählung 
der Verträge 8.. 118. 
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2. Kapitulationen von Truppenkörpern, festen Plätzen, 
Inseln u. s. w. 

8. Waffenstillstände, Friedenspräliminarien und 
Friedensschlüsse, Verträge wegen Verpflegung von 
Kranken und Verwundeten, die im feindlichen Lande zu- 
rückgelassen werden mussten, 

4. Verträge, durch welche in Kriegszeiten den 
Brunnen und Badeorten, und den daselbst sich auf- 
haltenden Kurgästen sowie den Verwundeten und Kranken 
der kriegführenden Mächte Schutz gewährt wird. ! ) 

Die Karteis und Konventionen betreffend die Aus- 
wechslung und Banzionirung von Kriegsgefangenen ent- 
halten die genaueste Begelung der hier besprochenen 
Materien. Sie beginnen bei Gurlt mit dem Jahre 1602. 2 ). 
Die Zeit, wo sich in ihnen die beste Fürsorge für die 
Kranken und Verwundeten zeigt, fällt etwas später als 
die der nachher zu erwähnenden Kapitulationen, es ist 
die Mitte des 18. Jahrhunderts. 

Hierher gehören die oben angeführten von Briere 
zuerst mitgeteilten Verträge von Aschaffenburg (27. Juni 
1743), von Sluys (6. Februar 1759), von Brandenburg 
(7. Sept. 1759), die untereinander ihrem Inhalte nach 
völlig übereinstimmen, ebenso auch mit dem Vertrag von 
Hadmersleben vom 17. Oktober 1757 zwischen Preussen 
und Frankreich s ). Die Ärzte und Feldgeistlichen werden 
in den Karteis bis zum Auswechslungsvertrage zwischen 
Frankreich und den Generalstaaten vom 26. Mai 1673 


Gnrlt, Zur Geschichte der internationalen und freiwilligen 
Krankenpflege im Kriege, Leipzig 1873 S. 6. 
*) Gnrlt, a. a. 0. Seite 8—34. 
a) Gurlt, a. a. 0. S. 26. 
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den übrigen Kriegsgefangenen völlig gleichgestellt. *). 
Sie müssen wie diese ein Lösegeld bei der Freilassung 
zahlen. Erst von dem erwähnten Vertrage an werden 
Ärzte, Chirurgen, Feldschere, Apotheker ohne Lösegeld 
freigelassen, welcher Modus bald darauf zur allgemeinen 
Regel wird. 2 ). 

Sobald es erst einmal durchgedrungen war, dass 
das ärztliche Personal ohne Lösegeld zu entlassen sei, 
wird der Ärzte auch in anderer Beziehung in den Karteis 
eingehend gedacht. Sie dürfen mit Pässen versehen in 
ihren Heimatsstaat zurückkehren; es wird besonders be- 
tont, dass sie überhaupt nicht zu Gefangenen gemacht 
werden dürfen. So in den erwähnten Karteis von 
Aschaffenburg -Frankfurt vom 18. Juli 1743, Hadmers- 
leben vom 19. Oktober 1757, Sluys vom 7. Februar 1759, 
Brandenburg vom 7. Sept. 1759 und in den beiden bei 
Gurlt 3 ) erwähnten Vorträgen, die sich auf den Seekrieg 
beziehen: Kartei von Versailles vom 12. März 1780 und 


Gurlt, a. a. 0. S. 13. 

*) Eine Ausnahme von dieser Regel bildete noch das Kartei 
von Friedland, 28. April 1678, zwischen Schweden und Brandenburg 
(Gurlt, S. 15), wo z. B. die Ranzion für den „Feldscher" auf 
16 R.-Thlr. festgesetzt war. In dem Art. 4 bestimmt dieses Kartei 
noch: ,,.... Der General Auditeur und dessen Lieutenant, alle 
Rähte, Priesters, Sekretarii, Cantzelisten, Medici, Chirurgi, Apothekers, 
Postmeisters. Postilions oder Couriers, wie auch der General Ge- 
waltiger mit dessen Lieutenant, it. Scharfrichter, Profos, Stöcken- 
knecht sollen zur ranzion geben einen Monat Sold, dagegen nicht 
ausgezogen und noch geplündert werden." — Dann in Art. 8 : 
„ . . . . Alle Frauens Personen von was Qualite sie auch seyn 
mögen, Kinder unter 12 Jahren, wie auch Diener in Liverie (für 
welche ihre Herren Parole geben, dass sie solche Personen sind), 
ingleichen alle auff der Wahlstatt befindliche todte Cörpers sollen 
ohne ranzion ausgefolgt werden . . . ." — 

8 ) a. a. 0. S. 29 und 31. 
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London 28. März 1780 zwischen Frankreich und England 
und das weiter unten nochmals zu erwähnende Kartei 
zwischen England und den Vereinigten Staaten vom 
12/V/1813. Die beiden auf den Seekrieg bezüglichen 
Karteis wenden diese Vergünstigung nicht nur dem 
Ärzte- etc. Personal der Kriegsschiffe, sondern auch den- 
jenigen der Kaper-, Handels- und Privatschifte, sowie den 
auf den Schiften befindlichen Ärzten der Landarmeen 
zu. So heisst es in dem Kartei zwischen Frankreich und 
England vom 12. März 1780: 

II a ele" agröe' entre les deux cours, que tous les 
Chirurgiens et garcons Chirurgiens des vaisseaux et 
bätiments du Roi; et mßme tous les Chirurgiens et 
garcons Chirurgiens de vaisseaux marchands, Corsaircs 
et autres bätiments, seroient inis en liberte, sans Ctre 
regardes comme prisonniers: Les Chirurgiens des tronpes 
de la marine royale, des troupes de terre, servant comme 
troupes de marine, ou des forces de terre ne servant 
point a bord des vaisseaux, pris en mer aur des 
vaisseaux du Eoi ou autres bätiments, seront ä l'avenir, 
ainsi que leurs garcons Chirurgiens, compris dans la 
meme Convention et mis imme 1 diätem ent en libertö .... 

Frauen und Kinder wurden schon weit früher ohne 
Lösegeld freigelassen, die Feldgeistlichen vereinzelt seit 
1642 (Zittauer Vertrag zwischen dem deutschen Reiche 
und Schweden) und 1646 (Vertrag zwischen Schweden 
und Kurbayern 27. Juli 1646). ')• 

Über die in Feindeshand befindlichen Verwundeten 
und Kranken werden zum erstenmale Bestimmungen 


■) Gurlt, *. ». 0. s. 11, IS. 
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getroffen im Vertrage vom 20. Oktober 1689 zwischen 
Spanien und Frankreich. 1 ), 

Sie erhalten von da an wie in den Kapitulationen, 
vom Feinde alle Verpflegung, die später von ihrem 
Heimatsstaate ersetzt wird. Der Verkehr der vertrag- 
schliessenden Staaten über die verpflegten Kranken und 
Verwundeten des anderen Heeres wird genauer geregelt ; 
periodische Verzeichnisse derselben werden ausgetauscht 
und danach die Kosten berechnet. 

In dem erwähnten Kartei von 1743 zwischen dem 
englischen Grafen von Stair und dem französischen 
Feldherrn Herzog von Noailles wird zum erstenmale 
die Unverletzlichkeit der Feldhospitäler festgestellt. *) 
Die Verwundeten geniessen den ausgedehntesten Schutz, 
sie können sich Ärzte und Pfleger kommen lassen, die 
selbst wieder geschützt werden durch Pässe; sie können 
sich auch, nachdem sie die Bedingung angenommen haben, 
vor der Auswechslung oder Freilassung gegen Lösegeld 
nichts Feindseliges zu unternehmen, aus der Gewalt des 
Feindes entfernen, wobei sie mit Schutzbriefen ausge- 
stattet werden. 

Die in den vom Feinde eroberten Hospitälern be- 
findlichen Kranken sollen nicht als Kriegsgefangene gelten. 
Sie können dort ruhig bleiben oder mit Freibriefen ver- 
sehen in ihren Heimatsstaat zurückkehren. 

Für Pflegepersonal und Sanitätspersonen sowie für 
Geistliche und Kriegskommissare gelten die gleichen Vor- 
schriften, ebenso für die zum Schutze zurückgebliebenen 
Wachtmannschaften. 


*) 8. Gurlt, a. a. 0. S. 16. 

*) S. dazu Gurlt, a. a. 0. S. 22, Lueder 8. 81. 
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Die späteren Verträge sind an derartigen Be- 
stimmungen weniger ergiebig 0> doch kommen einige 
Neuerungen vor. 

Das Kartei vom 13. Sept. 1798 (27. Fructidor an VI) 
zwischen Frankreich und Grossbritannien, abgeschlossen 
zu London, enthält die Forderung, dass die Kriegs- 
gefangenen, welche durch Verwundung, Alter oder durch 
ihre Infirmität nicht mehr kriegsfähig sind, in ihre Heimat 
zurückgeschickt werden sollen ohne Rücksicht auf die 
sonstigen Abmachungen in Bezug auf die Kriegsgefangenen 2 ). 

Das Kartei zwischen England und den Vereinigten 
Staaten von Nord- Amerika, unterzeichnet zu Washington 
am 12. Mai 1813 3 ), gewährt den kranken Gefangenen 
den doppelten Sold während der Dauer ihrer Krankheit 
und auf Verlangen des Arztes die Pflege einer besonderen 
Wärterin. — 

Von den vier Arten der Verträge, die Gurlt auf- 
führt, reichen die Kapitulationen am weitesten zurück *). 
Der älteste Vertrag dieser Art ist der zwischen 


S. Gurlt, a. a. 0. S. 10. 

2 ) Gurlt, S. 30. Les prisonniers de part et d'autre (non 
officiers) que leurs blessures, leur äge ou leur infirmites rendent 
incapables de. plus servir .... seront renvoyös daus leur patrie, 
sans avoir 6gard ni au nombre ni ä Tägalite d'echange. 

3 ) Derselbe, S. 31 f. Art. IV. Zuerst wird die Höhe des 
Soldes festgesetzt und dann fortgefahren: Which pay in case of 
actual sickness shull be doubled to each, so long as the Surgeon 
shall certify the continuance of such sickness; and each sick Prisoner 
shall also be allowed the attendance of a Nurse, in case the 
Surgeon shall certify the Person to be so ill as to require such 
help: all which subsistence and pay is to be paid in advance twice 
in every week 

. 4 ) Gurlt, a. a. 0. S. 34. 
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Alessandro Farnese, Fürsten von Parma und der 
Stadt Parma vom 30. November 1561 r ). 

Diese Kapitulationen enthalten Abmachungen über 
die Behandlung der Verwundeten und Kranken, über das 
Pflegepersonal und die Pflegeanstalten. Ärzte und Feld- 
geistliche sind darin gewöhnlich sehr bevorzugt; sie 
werden nur selten zu Kriegsgefangenen gemacht, und es 
steht ihnen frei, den abziehenden Truppen zu folgen mit 
ihrem gesamten Eigentum oder in den dem Feinde über- 
gebenen Plätzen zu bleiben, um den Verwundeten und 
Kranken völlig frei ihre Dienste zu widmen. 

Die ausführlichen Bestimmungen Über die Kranken 
und Verwundeten, die meistens nicht zu Kriegsgefangenen 
gemacht werden, machen einen Unterschied zwischen 
transportfähigen und nicht transportfähigen Kranken. 
Die Verträge des 17. Jahrhunderts dienen dabei den 
späteren zum Vorbild. Den transportfähigen Kranken 
und Verwundeten werden ausreichende Transportmittel 
zur Verfügung gestellt, sie erhalten Lebensmittel und 
Verbandzeuge, Ärzte werden ihnen beigegeben und unter 
sicherer Begleitung werden sie in ihre Heimat gebracht. 

Die Regelung ihrer Verhältnisse ist manchmal noch 
genauer. So werden bei der Kapitulation der Festung 
Rothenberg vom 19. Sept. 1703 zwischen dem bayrischen 
Kommandanten der Garnison Graten de St. Bonifacio 
und dem Kaiserlichen Generalfeldmarschall - Lieutenant 
Grafen von Auffsess den Abziehenden zwei wollene 
Decken mitgegeben 2 ), bei der Kapitulation von Landau 3 ) 

*) s. Gurlt, a. a. 0. S. 37. 

*) Gurlt, S. 56 (6) . . . . und weilen bey so schlimmen 
und kalten Wetter die Krancken and Blessirten nicht, wol fortzn- 
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vom 24. Novbr. 1704 zwischen dem Prinzen Ludwig 
von Baden und dem französischen General Laubanie 
dürfen die abziehenden Franzosen ihr Bettzeug, Decken, 
Matratzen, Tücher, Wein, Branntwein, Verbandzeug und 
Medikamente mitnehmen, ebenso Brot für fünf Tage. 

Die nicht transportfähigen Kranken und Verwundeten 
werden in ihren Hospitälern mit ihrem Anhang, Familien 
und Dienstboten von dem Feinde verpflegt, vorbehaltlich 
späterer Abrechnung mit dem Staate, dem sie ange- 
hören-, sie erhalten jede körperliche Verpflegung und 
geistlichen Trost, Offiziere und Sanitätsbeamte können 
zur Aufsicht bei ihnen bleiben. Bei ihrer Entlassung 
werden sie mit freiem Geleit zu den Ihrigen zurück- 
befördert; sie dürfen nicht belästigt werden; es darf 
ihnen nicht zugemutet werden, in fremde Kriegsdienste 
zu treten. 

In der Kapitulation von Anco na vom 13. Novbn 
1799, abgeschlossen zwischen dem französischen General 
Monnier und dem General der vereinigten russisch- 
türkisch -österreichischen Belagerungsarmee, Baron von 
F r o e 1 i c h heisst es *) : Les malades qui sans pöril ne 
pourroient fitre 6vacu& resteront a Ancöne: ils y seront 
prot6g6s comme uh depöt s a c r 6 , et trait6s ä 
Tinstar des malades de S. M. J. — La division les confie 
a la gen£rosit6, ä la loyautä et ä l'humanitg de la nation 
autrichienne. 

Die Kapitulation von Kaisers werth vom 15. Juni 1702 

bringen, als werden vor jeden zwo wollene Decken mitzunehmen 
passieret werden. 

*) Gurlt, S. 58. 

Gurlt, S. 86. 
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und von Ulm vom 10. und 11. Sept. 1704 *) gewähren 
Geiseln für ihre Sicherheit bis zur Rückkehr an ihren 
Truppenstandort. Die Kapitulation von Ulm sichert auch 
die Pflegewirte vor Einquartierung und gewährt den 
Zurückgebliebenen Verpflegung aus den Lebensmitteln, 
die in den Magazinen lagern. Ebenso gewährt sie den 
Heimkehrenden Lebensmittel, Quartiere und Fourage in 
Städten und Dörfern alle drei Stunden des Wegs. 

Die Kapitulation von Tournai 2 ) vom 29. Juli 1709 
zwischen dem Prinzen Eugen von Savoyen und 
Herzog von Malborough einerseits und dem General 
der französischen Besatzung Hautfort de Surville 
andererseits gewährt den Offizieren Sicherheit dagegen, 
Schulden halber oder aus anderen Gründen zurückge- 
halten zu werden. 

Am Anfang des 18. Jahrhunderts 3 ), zur Zeit des 
spanischen Erbfolgekrieges waren die Bestimmungen der 
Kapitulationen am ausführlichsten und enthielten eine 
ganze Reihe von Regeln, die den humanen Anforderungen 
entgegenkamen. — 

Die dritte Gruppe der Verträge, welche Gurlt 
aufstellt, betrifft die Verträge über Waffenstillstände, 
Friedenspräliminarien und Friedensschlüsse, Verträge 
wegen Verpflegung Kranker und Verwundeter, die im 
feindlichen oder fremden Lande zurückgelassen werden 
mussten. Sie umfasst 26 Abmachungen und beginnt mit 
dem Jahre 1630, wo zu Casale (Stadt am Po, Provinz 
Alessandria) am 15. September ein Waffenstillstand 

Gurlt, S. 52 u. 57. 
*) Gurlt, S. 60. 
3) Gurlt, S. 35. 


— 22 — 

zwischen dem spanischen General Marquis de Santa 
Cruz und dem französischen Gouverneur de Toiras 
abgeschlossen wurde, der Bestimmungen über die Kranken 
und Verwundeten enthält. 

Es befindet sich unter dieser Kategorie auch eine 
Nebenkonvention zum Hubertsburger Frieden *) vom 15. 
Februar 1763, abgeschlossen zwischen dem König von 
Preussen und dem König von Polen, Kurfürst von Sachsen. 
Sie bestimmt, dass die Kranken der preussischen Armee 
so lange noch in Sachsen (Torgau und Wittenberg) 
bleiben sollen — nach Abzug des Heeres — bis die 
Schiff fahrt wieder frei wird, und alles, die Kranken 
und das zum Lazarett Gehörige, fortgeschafft werden 
kann. Während der Zeit erhalten die Kranken freies 
Obdach, Licht und Feuerung. Der König von Preussen 
kann ein Detacheraent von 300 Mann zur Sicherung 
zurücklassen. — Die übrigen Verträge stammen meist 
aus der napoleonischen Zeit. Sehr ausführlich ist unter 
diesen die Konvention von Paris vom 28. Mai 1814 
für die alliierteu Armeen : 2 ) sie behandelt die Ver- 
pflegung der Armeen, die Versorgung der Verwundeten 
und Kranken und die Verfassung der Depots und 
Hospitäler, in denen diese Aufnahme finden sollen. 

Zu erwähnen sind dann noch die Verträge bei der 
Räumung Egyptens durch die Franzosen, die Massregeln 
treflen, um eine Einschleppung der Pest nach Buropa zu 
verhindern. Es sind dies die Abmachungen vom 24. Januar 
1800 zwischen dem französischen Bevollmächtigten des 
Generals K le b e r und den bevollmächtigten Ministern des 

i) Gurlt, S. 105. 
«) Gurlt, S. 109. 
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Grossveziers, sowie die vom 30. August 1801 zu Alexandria 
zwischen dem französischen General Menou und den 
englischen und türkischen Kommandanten 1 ). Die Verträge 
dieser Gruppe stimmen im wesentlichen mit den Kapitu- 
lationen überein, soweit sie sich mit den Verwundeten 
und Kranken befassen. Da dies in einigen Verträgen 
der Hauptgegenstand ist, geschieht es dort mit grosser 
Ausführlichkeit, so in dem erwähnten Vertrage der Alli- 
ierten in Frankreich. — 

Am Schlüsse seiner Sammlung führt Gurlt 2 ) dann 
noch als vierte Gruppe zwei Verträge auf, die dem 
Schutze von Bade- und Brunnen orten und der 
dort sich aufhaltenden Kurgäste dienen. In dieser Kon- 
vention vom 12. — 16. Mai 1759 zwischen Preussen und 
Österreich (Karl Markgraf von Brandenburg und General- 
feldmarschall Graf von Dauu) wurde festgestellt, dass 
österreichische und preussische Offiziere und Gemeine 
die Bäder Landeck und Warmbruun in Schlesien, sowie 
Teplitz und Karlsbad in Böhmen in völliger Sicherheit 
vor dem Feinde gebrauchen konnten. Den Badeorten 
wurden Schutzbriefe ausgestellt, wodurch die Angehörigen 
beider Armeen unter gegenseitigen Schutz gestellt werden, 
aber eine Neutralität wurde nicht ausgesprochen. Der 
zweite Vertrag betrifft Pyrmont und ist ausgestellt 
im Jahre 1762 vom Herzog Ferdinand von Braunschweig 
und dem Prinzen von Soubise. Danach konnten alle Lieb- 
haber der dortigen Quellen dieselben ungestört gebrauchen. 
Ob sich diese Vergünstigung auch auf die Angehörigen 
der feindlichen Heere bezog, lässt sich nicht ermitteln, da 
Genaueres über diesen Vertrag sich nicht feststellen lässt. 

Gurlt, S. 106 f. 
») Gurlt, S. 113- 
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In den charakterisierten 291 Verträgen ist eine solche 
Fülle von Bestimmungen enthalten, dass fast keine der 
wesentlichen Festsetzungen der Genfer Konvention ohne 
Vorbild in der Geschichte ist. Aber nicht nur das ; eine 
Vergleichung ergiebt, dass sie sich dort auch oft „ un- 
eingeschränkter und ausgedehnter, oft besser, richtiger 
und praktisch brauchbarer gefasst* vorfinden ; *) ja, dass 
die Einzel vertrage Verhältnisse regeln (so in den Bestim- 
mungen über den Seekrieg und die Brunnenorte), die in 
der Genfer Konvention unberücksichtigt geblieben sind. 

Freilich galten diese früheren Verträge nur für einen 
konkreten Fall, ihre Geltungsdauer war beschränkt: die 
Genfer Konvention hingegen bindet die vertragschliessenden 
Mächte dauernd. Aber gerade darum ist es um so be- 
klagenswerter, dass diese allgemeine Norm aufgestellt 
wurde, ohne Kenntnis der früheren Bestrebungen. Hätte 
man sie gekannt, so wären wohl nicht so bald berechtigte 
Klagen gegen die Genfer Konvention erhoben und Zusätze, 
Revision oder Neuredaktion verlangt worden. 

Es ist deshalb sehr gerechtfertigt, wenn Gurlt 2 ) 
am Schlüsse des ersten Abschnitts seiner Arbeit mit den 
Worten resümiert : „Nachdem so, wie aus dem Vorher- 
gehenden zu ersehen, bereits vor dem Zustandekommen 
des Genfer Vertrags die breitesten Grundlagen für eine 
„ Convention zur Verbesserung des Loses der im Felde 
verwundeten Krieger" vorhanden waren und es blos einer 
Sammlung, Revision und Codification des Materials bedurft 
hätte, um daraus ein Werk von praktischer Brauchbar- 
keit zu machen, ist es zu bedauern, dass die der Genfer 

Lueder S. 84. 
«) Gnrlt S. 124. 
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Konvention gegebene Fassung eine so unvollkommene und 
in vielen Puukten so zweifelhafte und zweideutige war, 
dass bereits 4 Jahre später eine Revision und Inter- 
pretation mancher Artikel nötig wurde. a 

Wie schon hervorgehoben wurde, trat der Gedanke 
des Schutzes der Verwundeten und Kranken in den um 
die Mitte unseres Jahihunderts geführten Kriegen sehr 
zurück; dies gilt namentlich für den Krimkrieg, den 
italienischen und den amerikanischen Krieg. Auch die 
geistige Vertretung dieser Idee trat in der ersten Hälfte 
des Jahrhunderts nur ganz vereinzelt hervor. Hier ist 
vor allem der preussische Militärarzt Dr. Aug. Ferd. 
Wasser fuhr zu nennen, der im Jahre 1820 Gedanken 
vertrat, die mit denen der Genfer Konvention grosse 
Ähnlichkeit aufweisen. 

Nach dem Auftreten dieses Mannes ruhte die Be- 
wegung für jene Bestrebungen über 40 Jahre. Erst im 
Anfang der 60 er Jahre erhoben sich wiederum Stimmen, 
die für die Verwundeten und kranken Krieger eintraten 
und Vorschläge verschiedener Art machten, um das traurige 
Los derselben zu verbessern. Es sind dies der Italiener 
Dr. Palasciano 2 ), der Franzose Ar rault 3 ) und der 
Genfer Heinrich Dunant. 


* i 


•yI 


l ) 8. hierzu L u e d e r , a. a. 0. S. 40, wo die bemerkenswerten 
Stellen der Vorrede der Wasserfuhr'schen Schrift abgedruckt 
sind. Die Schrift führt den Titel : Beitrag für die Reform der 
Königlich Preuss. Militär -Medicinalyerfassung mit Bezug auf die 
„freimütigen Worte" etc. des Kegiiiientsarztes Herrn Dr. Baltz, 
Coblenz 1820. 

*) vgl- dazu Moynier, Etüde sur la Convention de Gencve 
1870, pag. 49 ff. 

Derselbe: Neutralite des militaires blesses 1867 p. 27 ff. 

3 ) n Neutralite etc. pag. 30 ff., fitude pag. 52 ff. 

2* 
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Einem dieser Männer war es beschieden, die Geister 
so gewaltig aufzurütteln, dass das Zustandekommen der 
Genfer Konvention seinem Wirken zuzuschreiben ist, ob- 
gleich seine Absicht von vornherein garnicht auf ein solches 
Ziel gerichtet war. Es war dies Heinrich Dunant. 

Im Gegensatz zu Arrault und Palasciano, von 
donen der erste eine Neutralisierung der Militärärzte und 
Ambulanzen, der Verbandplätze und der Krankenträger 
verlangte, der zweite hinwiederum die Anerkennung der 
Neutralität der verwundeten und kranken Krieger und 
die Vermehrung des Sanitätspersonals im Kriege erstrebte, 
ging Dunant wenigstens in der Hauptsache darauf aus, 
zur Bildung von Vereinen zur Krankenpflege im Kriege 
anzuregen, um der militärischen Fürsorge eine wirksame 
Unterstützung zu gewähren. l ) 

*) Dass Dunant daneben auch die Idee der Neutralität ins 
Auge gefasst hatte, beweist, ausser einer gelegentlichen Stelle itii 
Souvenir de Solferino (Seite 6 in der Übersetzung bei Müller, 
Entstehungsgeschichte des ro^en Kreuzes und der Genfer Convention, 
Stuttgart 1897) ein bei R. Müller Entstehungsgeschichte pag. 66 ff, 
reproduzierter Vortrag Dunants, den er 1872 in London gehalten 

hatte. Dort heisst es: der Anblick der Greuelscenen 

dieses ungeheuren Schlachtfeldes, auf welchem ich bis zum 80. Juni 
blieb, (die Schlacht bei Solferino von der die Rede ist, hatte am 
24. Juni 1859 stattgefunden) erfüllte mich mit dem glühenden 
Wunsche, es dahin zu bringen, dass die Opfer des Kriegs, ohne 
Unterschied des Rangs und der Volksangehörigkeit als unverletz- 
lich anerkannt würden. Über das „wie* machte ich mir in jenem 
Augenblick noch keine Gedanken, .... der Anblick der 
Verwundeten von Solferino erweckte in mir den zuerst nur unbe- 
stimmten Gedanken an die Dringlichkeit und Möglichkeit einer 
dauernden Unverletzlichkeitserklärung der Verwundeten und ihrer 

Pfleger Um den Verwundeten wirksame Hilfe zu bringen, 

wollte ich die freiwilligen Helfer nicht der Gefahr einer Gefangen- 
schaft aussetzen. Deshalb habe ich schon im Jahre 1859 darauf 
gesonnen, einen auf internationaler Übereinkunft beruhenden un- 
antastbaren Grundsatz ausfindig zu machen, welcher nach seiner 
Genehmigung und Bestätigung der Bildung ständiger Gesellschaften 
als Grundlage -dienen konnte. — siehe auch Lue der S. 43 
Anmerkung 23. 
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Trotzdem also die Vorschläge von Arrault und 
Palasciano dem Gedanken der Genfer Konvention 
sehr nahe stehen, haben sie doch keinen Einfluss auf 
dieselbe ausgeübt. Vielmehr zeigt der geschichtliche 
Verlauf,/ dass lediglich durch die Thätigkeit Dunants 
die ganze Frage in Fluss gekommen ist und sich in 
völliger Abhängigkeit von seinen Bemühungen entwickelt 
hat, so dass diesem Manne unbedingt das Verdienst zu- 
kommt, der Urheber der Genfer Konvention zu sein. 

Im Jahre 1863 erschien Dunants „Un Souvenir 
de Solf&rino*'. Er schildert darin mit ergreifenden Worten 
die unsäglichen Leiden der Verwundeten, die unnötigen 
Opfer von Menschenleben, veranlasst, nicht durch die 
Notwendigkeit des Kampfes , sondern durch* die mangel- 
hafte Fürsorge der Heeresverwaltungen für die Kranken 
und Verwundeten. *) 

Ei\ weist mit seinem Buche eindringlich darauf hin, 
dass eine Menge . von Kämpfern von der Schlacht ver- 

l ) ■■ Wie sehr die militärische Sanitätsorganisation den 
Tadel herausgefordert hat, beweist die „Conclnsion" der historischen 
Übersicht hei Moynier et Appia: La gnerre et la charite. S 86 ff. 

. . . . . Empruntons enfin ä Fregier un passage ou notre 
these 8e trouve formulee, d' nne fa$on plus precise et plus complete. 
„A tontes les epoques, dit-il, et chez tons les peuples, depnis 
Cyrus jusqu' ä Napoleon III, le personnel et le materiel des 
amhnlances militaires, on des corps analognes charges de transporter 
on de secourir les victimes de la gnerre, ont ete insufiisantt. 
C est la nn fait inconteste et desormais incontestable, inscrit 
snr tontes les pages des annales militaires du monde (Fregier, 
Le droit dn sang, on de l'organisation, d'une societe internationale 
d'hospitaliers volontaires pour le seconrs des hlesses militaires 
1864 p. 21). — Den Einfluss des Dun. an t 'sehen Auftretens auch 
auf die militärische Sanitätsverwaltung kann man ersehen aus R. 
Müller, Entstehungsgeschichte S. 68. 
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schont, doch zu Grunde gegangen sind, weil ihnen die 
nötige Hilfe mangelte, die sie am Leben erhalten hätte. 
Nach der Schilderung der Schreckensscenen macht Dunant 
positive Vorschlage, die eine Wiederholung des Schreck- 
lichen fortan unmöglich machen sollten. Er schlägt die 
Bilduug privater Krankenvereine vor, die im Frieden aus- 
gebildet, bei Ausbruch eines Krieges sofort in Thätigkeit 
treten sollen, um die ungenügende militärische Sanitäts- 
organisation zu ergänzen. 

Es genügt nicht, dass überhaupt private Thätigkeit 
entwickelt wird, um den Verwundeten Hilfe zu bringen, 
es ist nötig, dass sie organisiert und vorbereitet ist, 
damit nicht im Äugenblicke der Gefahr wohl Hilfs- 
bereite da sind, deren Thätigkeit aber gelähmt ist durch 
Unkenntnis und das Unzureichende der Einzelkraft. ') 
Mit seinem Buche erzielte Dunant einen nachhaltigen 
Erfolg.*} 

Entscheidend für alles Spätere wurde das Eintreten 
der „Sociöte - genevoise d' Utility publique." Sie griff den 
Gedanken Dunants mit aller Energie auf. Diese Genfer 
gemeinnützige Gesellschaft fasste unter dem Vorsitz und 
auf Veranlassung Gustav Moyniers am 9. Febr. 1863 
den Beschluss, eine fünfgliederige Kommission einzusetzen, 
die sich mit dein Vorschlag der Bildung ständiger Vereine 
zur Pflege im Kriege Verwundeter befassen sollte. Die 
Mitglieder waren der General Dufour als Präsident, 

>) Vergl. Souvenir de Solferino III. Auflage Genf 1863 pag. 129 ff. 
2) Über den ersten Eindruck des Souvenir de Solferino 

vergl. K. Müller, Entstehungsgeschichte Kapitel II, H- Dunant 
und der erste Erfolg seines Ruches : Eine Erinnerung an Solferino. 
Dann Lueder a. a. S. 60. 
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Moynier, Dunant und die Ärzte J Dr. Mannoir und 
Dr. Äppia. 

Nachdem sich die Kommission durch viele Bemühungen 
das Interesse einflussreicher Kreise gesichert hatte, erging 
am 1. Sept. 1863 durch Zirkular, das an hochstehende 
oder durch ihre Stellung interessierte Persönlichkeiten 
gerichtet war, eine Einladung zu einem internationalen 
Kongresse nach Genf auf den 26. Oktober 1863. Der 
Einladung war der Entwurf eines Übereinkommens bei- 
gelegt. 

Dieses „Projet de Concordat" zerfällt in zwei Teile, 
deren erster in 6 Artikeln allgemeine Bestimmungen 
über die Organisation der freiwilligen Krankenpfleger 
enthält, während der zweite in 4 weiteren Artikeln be- 
sondere Bestimmungen über die Stellung dieser Vereine 
im Kriege aufstellt. 

Dunant suchte auch auf dem damals zu Berlin 
tagenden statistischen Kongresse im Auftrage der Genfer 
Kommission für seine Sache zu wirken. Dort gelang es 
ihm in Fühlung mit der Berliner Regierung zu kommen, 
und der damalige Kronprinz, spätere Kaiser Friedrich III., 
bestimmte Dunant, bei seinem Gedanken der Neutrali- 
sierung der Verwundeten und ihrer Pfleger zu beharren. 2 ) 

Die Folge war, dass dem Übereinkommensentwurfe 
der Genfer Kommission ein Nachtrag hinzugefügt wurde, 
mit besonderer Betonung des Gedankens der Neutrali- 
sierung. 3 ) 

') Der Text am Schlüsse dieses Abschnittes, s. auch Moynier 
et Appia. S. 118 ff. Lueder, a. a. 0. S. 73 u. 77. 

*) Müller, Entstehungsgeschichte pag. 97. 

3 ) Text folgt unten als Nachtrag zn No. 1, wiedergegeben 
auch bei Lueder, a. a. 0. S. 77. Müller S. 101. 


So vorbereitet trat am 26. Oktober 1863 die erste 
temationäle Versammlung zu Genf zusammen. 1 ) Sie 
ir beschickt von 36 Personen. Dazu geborten die fünf 
itglieder der Genfer Kommission ; von den Übrigen 
iren zwei als Abgesandte ihrer Souveräne erschienen 
iejenigen von Baden und von den Niederlanden), fünf 
ä Vertreter ihrer Regierungen (2 von der Schweiz, 2 
n der schwedischen und 1 von der hannoverischen 
igierung); 9 waren im Auftrage der Kriegsmtnisterien 
wesend^ (2 vom französischen, je 1 vom preussischen, • 
.yerischen,h.essen- darmstädtischen, sächsischen, öster- 
ichischen, englischen und spanischen). Dann waren 
iwesend : 1 Delegierter des preussischen Kuitusminis- 
riums, ein Abgesandter des Grossmeisters des Johaniiiter- 
rtens, 6 waren Abgesandte verschiedener Wohlthätigkeits- 
reine, die übrigen Anwesenden, darunter der englische, 
ilieniscbe und französische Konsul in Genf, hatten keine 
andate. 

Ausserdem hatten viele andere Regierungen und höhe 
irsönlichkeiten der Versammlung durch Schreiben iure 
mpathien ausgedrückt. 

Dufour eröffnete die Versammlung und übertrug 
oynier das Präsidium. Die Verhandlungen ergaben 
ne grosse Divergenz der Meinungen über die Ausführ- 
.rkeit der gemachten Propositionen. Der preussische 
id französische Vertreter vor allem sprachen gegen die 
jrwendung freiwilliger Helfer auf dein Schlachtfelde, 
ade betonten aber den Neutralitätsgedanken. 

') Moynier et Appia, a. a. 0. 8. 120ff, Lneder 

a. 0. S. 78. Müller, a. a. 0. S 114. 
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Als Ergebnis wurde der Übereinkommensentwurf der 
Genfer Kommission in der Gestalt einer die verschiedenen 
Regierungen nicht bindenden, sondern nur die Ansicht 
der Versammlung ausdrückenden Resolution mit verschie- 
denen Änderungen angenommen. 

Die Hauptveränderung des ursprünglichen Entwurfs, 
betrifft das Zurücktreten der 'Bedeutung der freiwilligen 
Helfer; im Artikel VIH wurde für dieselben eiue weisse 
Armbinde mit rotem Kreuz als gleichartiges Erkennungs- 
zeichen festgesetzt. 1 ) 

Aus der bisherigen Entwicklung sieht man, wie sich 
das Problem langsam verschiebt. Zu der im Anfang fast 
ausschliesslichen Bewegung im Interesse der Bildung frei- 
williger Gesellschaften für Krankenpflege tritt der Neu- 
tralitätsgedanke hinzu; zuerst ganz nebenbei, dann mehr 
und mehr hervortretend, bis er zum Mittelpunkt der 
Bemühungen wird und die Frage der freiwilligen Kranken- 
vereine so sehr zurückdrängt, dass sie endlich bei den 
späteren internationalen, staatlichen Verhandlungen und 
Beschlüssen völlig ausscheidet. 

Nach Artikel X der Resolution der Genfer Versamm- 
lung sollte das Genfer Komitee provisorisch den Austausch 
der verschiedenen nationalen Ausschüsse vermitteln. Es 
konstituierte sich von nun an - als selbständiges inter- 
nationales Komitee und als solches betrieb es mit grossem 
Eifer, die Errichtung von nationalen Centralkomitees der 
freiwilligen Krankenvereine der betreffenden Länder. 2 ) 


J) Text s. unter No. 2, Lueder, a. a. 0. S. 85 ff. 

*) Im November 1863 kam die Bildung eines Komitees in 
Frankreich zustande, das am 25. Mai 1864 zu einem vorläufigen 
Ansscliuss der französischen Hülfsgesellschaften für verwundete 
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Da die Beschlüsse der Genfer Versammlung für die 
Regierungen unverbindlich waren, so musste darauf hin- 
gewirkt werden, dass sie ihre Zustimmung dazu erklärten, 
um so eine internationale Abmachung zustande zu bringen. 

Das Genfer Komitee verhandelte mit den einzelnen 
Regierungen. Am 15. November 1863 richtete es an 
dieselben die Frage 1 ), ob sie geneigt seien, die nationalen 
Hülfsausschüsse zu unterstützen, und ob sie einer inter- 
nationaleu Konvention beitreten wollten, die dieNeiitrali- 
sierung der Ambulanzen und Milttärhospitäler, der 
Personen des offiziellen Sanitätsdienstes , der von den 
Hülfskomitees gestellten freiwilligen Krankenpfleger, der 
zu Hilfe eilenden Landesangehöiigen und der verwundeten 
Krieger anerkennt, und die für das Sanitätspersonal 
ein einheitliches Erkennungszeichen oder eine Uniform 
festsetzt, wie für die Ambulanzen und Hospitäler eine 
einheitliche Flagge. Zuletzt wird der Erwägung anheim- 
gegeben, ob das rote Kreuz als Armbinde oder Flagge 
dafür passend erscheint. 

Verschiedene (15) Mächte erklärten ihre Geneigtheit 
zu den Vorschlägen, einige mit Vorbehalt. Als die Ant- 
worten der Regierungen eingelaufen waren, veranlasste 
das Genfer Komitee den Schweizer Bundesrat, die Ein- 
ladungen an die Mächte ergehen zu lassen. Unter Befür- 
wortung der französischen Regierung erging am 6, Juni 
1804 die Einladung des Bundesrats an die europäischen 

Militärpereoneu zusammentrat. Siehe R. Müller, Entstehungs- 
geschichte 3. 244. Am 6- Februar 1864 wurde das prenssiscbe 
Komitee gegründet. Bald verbreiteten eich die Vereine über alle 
civiliaierten Länder. 

b. Lueder, a. a. 0. 8. 103. 
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Staaten, an die Kaiserreiche Mexiko und Brasilien und 
die vereinigten Staaten von Nordamerika zu einem inter- 
nationalen Kongresse nach Genf aui' den 8. August 1864. 

Die Liste der Eingeladenen umfasste 25 Staaten; 
von den deutschen Staaten waren, da der deutsche Bund 
als solcher die Einladung ablehnte, die beiden Grossmächte 
Österreich und Preussen und die kleineren Staaten ein- 
geladen worden, welGhe die 63 er Konferenz beschickt 
hatten, nämlich die Königreiche Bayern, Sachsen, Württem- 
berg, Hannover, die Grossherzogtümer Badeu und Hessen. 
Die Liste wurde zuerst zwischen dem Vertreter des inter- 
nationalen Komitees und dem französischen Minister des 
Äussern, Drouyn de L'huys besprochen, — der auch 
die Einladung der südamerikanischen Republiken ver- 
hinderte, l ) — ehe der Bundesrat die offizielle Einladung 
ergehen liess. 

Von den 25 eingeladenen Staaten sandten 16 ihre 
Vertreter nach Genf. Diese Mächte waren: Baden, 
Belgien, Dänemark, Frankreich, Grossbritannien, Hessen- 
Darmstadt, Italien, die Niederlande, Portugal, Preussen, 
Sachsen, Schweiz, Schweden, Spanien, Vereinigte Staaten 
von Nordamerika, Württemberg. Die Delegierten von 
Grossbritannien, Schweden und Sachsen, sowie der Ver- 
einigten Staaten hatten aber keine Autorisation zur Unter- 
zeichnung, als der Vertrag abgeschlossen wurde. Nicht 
erschienen auf die Einladung hin : Hannover, Brasilien, 
Österreich, Bayern, Kirchenstaat, Türkei, Griechenland, 
Mexiko und Russland, trotzdem von diesen Staaten 
Bayern, Hannover, Österreich und Russland im Jahre zuvor 
zu Genf vertreten waren, . wobei aber zu bemerken ist, 

Müller, a. a. 0. S. 200. 


34 - 


dass Russlnnd aiich 1863 keinen amtlichen Vertreter 
hatte, sondern nur 2 Russen ohne Mandat zu den Ver- 
handlungen erschienen waren. 1 ) 

Zum Präsidenten der Versammlung wurde Dufottr 
gewählt, der den Kongress am 8. August 1864 eröffnete. 

Als Basis der Verhandlungen hatte das Genfer Komitee 
einen Entwurf ausgearbeitet 2 ), der den alleinigen Gegen- 
stand der Beratungen bilden sollte. Für die Redaktion 
des Resultates der Beratungen wurde eine besondere 
Kommission eingesetzt. 

Danach war die Frage der freiwilligen Krankenvereine, 
die Bildung von Hilfskomitees und ihre Stellung im Kriege 
von den Verhandlungen ausgeschlossen. 

Lediglich die Neutralitatsfrage hatten die Kongress- 
teilnehmer zu beraten. Von preussischer Seite wurde 
in der Generaldebatte die Übergehung der freiwilligen 
Krankenpflege im Vertragsentwurfe gerügt, von den fran- 
zösischen Delegierten wurde dem unter Beistimmung des 
schweizerischen und des niederländischen widersprochen. 
Damit wurde dieser Gegenstand überhaupt verlassen und 
in den folgenden Beratungen in die Spezialdebatte über 
die einzelnen Paragraphen des Entwurfs eingetreten. Nach 
einer Debatte über die einzelnen Artikel, die, hauptsäch- 
lich auf Betreiben der französischen Delegierten, zum Teil 
durch Streichungen oder Zusätze geändert (Artikel 1, 2, 
3, 4 und 9) zum Teil ganz umgestaltet (Artikel 5 und 6) 
oder weggelassen wurden (Artikel 7, 8, 10 und 11 des 

>) Loeder, a. a. 0. 8. 108. 

») Den Wortlaut s. unten unter No. 3. S. Lnetfer, a. a. 0. 
S. 113. Müller, a. a. 8. 101. 
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Entwurfs), kam am 7. Verhandlungstage, am 22. August 
1864 die Genfer Konvention in der Form der Redaktions- 
kommission mit 2 Zusätzen 1 ) zustande und wurde von 
allen dazu bevollmächtigten Delegierten sogleich unter- 
zeichnet. 2 ) 


1 ) 2. Absatz von Artikel 3 und 2. Absatz von Artikel 6. 
Sie worden hinzugefügt auf Betreiben des französischen Delegierten. 

2 ) Text findet sich unten unter No. 4. Siehe Moynier, 
Etüde S. 105, Lueder, a. a. 0. S. 124. 
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I. 

Übereinkommensentwurf der Genfer Kommission 
für die Versammlung zu Genf am 26. Okt. 1863. 

(vom 1. September 1863). 


Projet de Concordat. 

Titre I. 
Dispositions generales. 

Art. 1. 

II existe, dans chacun des pays 
concordataires, un Comit6 natio- 
nal, dont le mandat consiste ä 
remedier, par tous les möyens 
en son.pouvoir, ä l'insuffisance 
du service sanitaire officiel dans 
les arm6es en campagne. 

Ce Comite s'organise lui-meme, 
de la maniere qui lui parait la 
plus utile et lä plus convenable. 

Art. 2. 

Des Sections, en nombre illi- 
mit6, peuvent se former pour 
seconder le Comit6 national. 
Elles sont nöcessairement placäes 
dans la däpendance de ce Comite, 
auquel seul appartient la direc- 
tion superieure. 


Titel I. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 1. 

Es besteht in jedem Lande 
ein Nationalausschuss, dessen 
Aufgabe es ist, mit allen in seiner 
Macht stehenden Mitteln dem 
ungenügenden amtlichen Gesund- 
heitsdienst bei den Heeren im 
Felde zühilfe zu kommen. 

Der Ausschuss bildet sich in der 
Weise, die ihm am nützlichsten 
und angemessensten erscheint. 

Art. 2. 

Sektionen können sich in un- 
beschränkter Zahl bilden, um 
den Nationalausschuss zu unter- 
stützen. Sie sind notwendig 
diesem Ausschuss unterstellt, 
dem allein die Oberleitung zu- 
steht. 
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Art. 3. 

Chaque Comit6 national doit 
se mettre en rapport avec le 
gouvernement de son pays, et 
s'assurer que ses offres de Ser- 
vice seront agre£es en cas de 
guerre. 


Art. 3. 

Jeder Nationalausschuss setzt 
sich mit der Regierung seines 
Landes in Beziehung, und 
versichert sich, dass seiue 
Dienste im Kriege angenommen 
werden. 


Art. 4 . 

En temps de paix, les Comics 
et leurs Sections s' occupent des 
am&iorations ä iutroduire dans 
le service de santö militaire, 
dans Tinstallation des ambulances 
et des höpitaux, dans les moyens 
de transport pour les blesses, etc., 
et en poursuivent la r&ilisation. 


Art. 4 . 

In Friedenszeiten beschäftigen 
sich die Ausschüsse und die Sek- 
tionen mit den in der Einrichtung 
von Ambulanzen und Spitälern 
und den Transportmitteln für die 
Verwundeten einzuführenden Ver- 
besserungen und sind darauf be- 
dacht, dass sie ins Leben treten. 


Art. 5. 

Les comitös et les Sections des 
divers pays peuvent se reunir en 
Congres internationaux pour se 
communiquer leurs exp&riences, 
et se concerter sur les mesures 
ä prendre dans l'intäret de 
l'oeuvre. 


Art. 6. 

Au mois de janvier de chaque 
ann£e, les Comitäs nationaux 
pr£sentent un rapport sur leurs 


Art. 5 . 

Die Ausschüsse und die Sek- 
tionen der verschiedenen Länder 
können sich zu internationalen 
Kongressen vereinigen, um sich 
ihre Erfahrungen mitzuteilen und 
sich über die zum Besten der 
Sache zu ergreifenden Massregeln 
zu verständigen. 

Art. 6 . 

Im Januar jeden Jahres reichen 
die Nationalausschüsse einen Be- 
richt ein über die im Laufe des 
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travaux pendant l'annäe ecoutee 
en y joignant les Communications 
qu' ils jugent utiles de porter ä 
la connaissance des Comitäs des 
autres pays. L'öchange de ces 
Communications et de ces rapports 
s'opere par l'entremise du Comite 
de Geneve auquel ils sont 
adresses. 


Jahres unternommenen Arbeiten, 
womit sie ihre Mitteilungen ver- 
binden, die sie zur Kenntnis der 
Ausschüsse anderer Länder ge- 
bracht wissen möchten. Der Aus- 
tausch dieser Mitteilungen und der 
Berichte wird durch Vermittlung 
des Genfer Ausschusses, an den sie 
gerichtet werden, bewerkstelligt. 


Titre IL 

Disposition speciales en cas 
de guerre. 

Art. 7. 

En cas de guerre, les Comitös 
des nations belligörantes four- 
nissent les secours necessaires 
ä leurs armöes respectives, et 
pourvoient en particulier ä la 
formatiou et ä l'organisation 
de corps d'infirmiers volontaires. 

Ils peuvent sollieiter l'appui 
des Comites appartenant aux 
nations neutres. 


Titel IL 

Besondere Bestimmungen für 
den Krieg. 

Art. 7 . 

Im Kriege leisten die Aus- 
schüsse der kriegführenden Län- 
der ihren Heeren die notwendige 
Hilfe und nehmen besonders 
Bedacht auf die Bildung von 
Abteilungen freiwilliger Kran- 
kenpfleger. 

Sie können die Unterstützung 
von Ausschüssen neutraler Na- 
tionen in Anspruch nehmen. 


Art. 8 . 

Les infirmiers volontaires 
s'engageut ä servil* pendant un 
temps limitö, et ä ne s'immiscer 
en aucune fagon dans les Ope- 
rations de la guerre. 


Art. 8 . 

Die freiwilligen Pfleger ver- 
pflichten sich, eine bestimmte 
Zeit lang zu dienen und sich in 
die Kriegsoperationen in keiner 
Weise einzumischen. 
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Ils sont employes, suivant leur 
d6sir, au Service de campagne ou 
a celui des höpitaux. Les femmes 
sont nöcessairement affect^es ä ce 
dernier. 

Art, 9 . 

Les infirmiers volontaires por- 
tent, dans tous les pays, un 
uniforme ou un signe distinctif 
identique. Leur personne est 
sacr.ee, et les chefs militaires 
leur doivent protection. 

Lors (Tune entr^e en cam- 
pagne, les soldats de l'une et 
de l'autre arm6e sont informes 
de l'existence de ces corps et 
de leur caractere exclusivement 
charitable. 


— Je nach Wunsch werden 
sie zum Feld- oder Spitäldienst 
verwendet. — Die Frauen sind 
auf den letzteren angewiesen. 

Art. 9 . 

Die freiwilligen Wärter tragen 
in allen Ländern eine gleichmässi- 
ge Uniform oder sonst ein gleich- 
massiges Erkennungszeichen ; ih- 
re Person ist unverletzlich und die 
Heerführerschulden ihnenSchutz. 

Beim Eintritt eines Feldzugs 
werden beide Heere von dem Da- 
sein dieser Korps und von ihrer 
ausschliesslich menschenfreund- 
lichen Bestimmung in. Kenntnis 
gesetzt. 


Art. 10. 

Les corps d'infirmiers ou secou- 
reurs volontahw marchent ä la 
suite des arm£es, auxquelles ilsne 
doivent dohner aucun embarras, 
ni occasionner aucuns frais. Ils ont 
leurs moyens de transport, leurs. 
vivres, leurs provisions de mMica- 
ments et de secours de tout genre. 

Ils sont mis ä la disposition 
des chefs d'armßes, qui ne les 
utilisent que lorquils en sentent 
le besoin. Pendant la dur6e de 


Art. 10. 

Die freiwilligen Pfleger ziehen 
den Heeren nach und dürfen 
ihnen weder Kosten noch sonst 
eine Belästigung verursachen. 
Sie haben ihre eigenen Trans- 
portmittel , ihre Lebensmittel, 
ihre Vorräte und Hilfsmaterial 
jeder Art. 

Sie werden den Heerführern 
zur Verfügung gestellt, die nur, 
wenn es ihnen nötwendig dünkt, 
Gebrauch von ihnen machen. Im 
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leur Service actif, ils sont placäs 
sous les ordres de lautorite 
militaire et astreints ä la merae 
discipline que les infirmiers 
ordinaires. 


wirklichen Dienste sind sie unter 
die Befehle der Behörden ge- 
stellt und derselben Mannes- 
zucht wie die gewöhnlichen 
Wärter unterworfen. 


Nachtrag 
zu diesem Übereinkommensentwurfe. 

hinzugefügt am 15. September 1863. 


En consäquence de l'accueil 
favorable fait a son plan dans 
le congres de statistique, le 
Comit6 de Geneve propose, 
en outre du projet de con- 
cordat : 

1° 


Que chaque gouvernement de 
TEurope daigne accorder sa 
protection speciale et son haut 
patronage au Comit6 genßral 
national qui doit etre cre6 
dans chacune des capitales de 
TEurope et qui sera composä 
des personnes les plus hono- 
rables et les plus estimöes. 

2o 


Que ces meines gouvernements 
declarent, que däsormais, le 
personnel mädical militaire et 


Infolge der günstigen Aufnah- 
me, die seinem Plan zuteil wurde 
auf dem statistischen Kongress, 
macht das Genfer Komitee ausser 
dem Übereinkommensentwurfe 
noch folgende Vorschläge: 

1. 


Jede Regierung Europas möge 
dem nationalen Zentral-Komitee, 
das in jeder der Hauptstädte 
Europas gegründet werden und 
aus den ehrenwertesten und 
geachtetsten Personen bestehen 
soll, ihren ganz besonderen 
Schutz und ihre hohe Gönner- 
schaft zuwenden. 


2. 


Dieselben Regierungen möch- 
ten erklären, dass künftig das 
militärische Personal und die von 
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ceux qui en d^pendent, y com- 
pris les secoureurs volontaires 
reconnus, seront regard^s comme 
personnes neutres par les puis- 
sances belliget antes. 

3° 


Qu' en temps de guerre, les 
gouvernements s' engagent ä 
faciliter les moyeus de trans- 
port de personnel et de pro- 
visions charitables que ces 
soci6t6s enverront dans les 
pays envahis par la guerre. 


ihm abhängigen Personen mit 
Kinschluss der anerkannten frei- 
willigen Helfer, von den krieg- 
führenden Mächten als neutrale 
Personen betrachtet werden. 


3. 


Für Kriegszeiten möchten sich 
die Regierungen verpflichten, die 
Beförderungsmittel für das Perso- 
nal und die Liebesgaben, welche 
diese Gesellschaften nach den 
mit Krieg überzogenen Ländern 
schicken, zu erleichtern. 


n. 

Beschluss (Resolution) der Genfer Konferenz 

von 1863. 

La Conference internationale, däsireuse de venir en aide aux 
bless£s dans le cas oü le Service de sante militaire serait insuffisant, 
adopte les rösolutions suivantes : 


Art. 1 . 

„II existe dans chaque pays 
un comitä, dont le mandat 
consiste ä concourir en temps 
de guerre, s'il y a lieu, par 
tous les moyens de son pou- 
voir, au service de sante des 
armäes. 


Art. 1. 

„Es besteht in jedem Lande 
ein Ausschuss, dessen Aufgabe 
es ist, in eintretenden Kriegs- 
zeiten mit allen in seiner 
Macht stehenden Mitteln bei 
dem Sanitätsdienst der Heere 
mitzuwirken. 
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Ce Comitö s'organise lui- 
meme de la maniere qui lui 
parait la plus utile et la plus 
convenable. 


Dieser Ausschuss bildet sieb 
selbst in der Art und Weise, 
die ihm am nützlichsten und 
angemessensten erscheint. 


Art 2 . 

Des Sections, en nombre illi- 
niitö, peuvent se former pour 
seconder ce comite, auquel 
appartient la direction generale. 

Art. 3 . 

Chaque Comit6 doit se mettre 
en rapport avec le gouverne- 
ment de son pays, pour que 
ses offres de Service soient 
agr66es ; le cas öchöant. 


Art. 2 . 

Sektionen können sich in unbe- 
schränkter Zahl zur Unterstütz- 
ung dieses Ausschusses bilden, 
welchem die Oberleitung zusteht. 

Art. 3 . 

Jeder Ausschuss muss sich mit 
der Kegierung seines Landes in 
Verbindung setzen, auf dass seine 
Dienstanerbietungen eintreten- 
denfalls angenommen werden. 


Art. 4 . 

En temps de paix, les comitäs 
et les sections s'oecupent des 
moyens de se rendre v6ritab- 
lement utiles en temps de 
guerre, sp6cialement en pr6pa- 
rant des secours mat^riels de 
tout genre et en cherchant a 
former et ä instruire des in- 
tirmiers volontaires. 

Art. 5. 

En temps de guerre, les 
comitäs des nations bellige- 


Art.4 . 

In Friedenszeiten beschäftigen 
sich die Ausschüsse und Sektionen 
mit dem was nötig ist, um sich im 
Kriege wahrhaft nützlich machen 
zu können, besonders indem sie 
materielle Hilfsmittel aller Art 
vorbereiten und freiwillige Kran- 
kenpfleger zu bilden und zu 
unterrichten suchen. 

Art. 5. 

Im Kriegsfalle leisten die Aus- 
schüsse der kriegführenden Natio- 
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rantes fournissent, dans la 
mesure de leurs ressources, des 
secours ä leurs arm£es; ils 
organisent et mettent en ac- 
tivitß les infirmiers volontaires 
et fönt disposer d'accord avec 
Fautorite militaire, des locaux 
pour soigner les blosses. — Ils 
peuvent solliciter le concours 
des comitös appartenant aux 
• nations neutres. 

Art. 6. 

Sur l'appel ou avec Fagrö- 
ment de Fautorit6 militaire, 
les comitäs envoient des infir- 
miers volontaires sur le champ 
de bataille. 

Ils les mettent alors sous la 
direction des chefs militaires. 

Art. 7 . 

Les infirmiers volontaires 
employes ä la suite des armäes 
doivent etre pourvus par leurs 
comites respectifs de tout ce 
qui est n^cessaire ä leur 
entretien. 

Art. 8. 

Ils portent dans tous les pays, 
comme signe distinctif uniforme, 
un brassard blanc avec une croix 
rouge. 


nen in dem Masse ihrer Kräfte 
ihren betreffenden Armeen Hilfe, 
besonders organisieren sie die frei- 
willigen Krankenpfleger, setzen 
sie in Thätigkeit, und lassen, im 
Einverständnis mit der Militär- 
behörde, Lokale zur Verpflegung 
der Verwundeten in Bereitschaft 
setzen. — Sie können die Mitwirk- 
ung der Ausschüsse der neutralen 
Nationen in Anspruch nehmen. 

Art. 6. 

Auf den Ruf oder mit der 
Zustimmung der Militärbehörde 
schicken die Ausschüsse frei- 
willige Helfer auf das Schlacht- 
feld. Sie stellen sie dann unter 
die Leitung der militärischen 
Führer. 

Art. 7 . 

Die freiwilligen Helfer, die in der 
unmittelbaren Nähe der Armeen 
verwendet werden, müssen durch 
ihre betreffenden Ausschüsse mit 
allem versehen werden, was zu 
ihrem Unterhalte nötig ist. 

Art. 8. 

Sie tragen in allen Ländern, 
als gleichförmiges Erkennungs- 
zeichen, eine weisse Armbinde 
mit rotem Kreuz, 


•*\>«?-?s-^ 
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Art. 9 . 

Les comites et les sections 
des divers pays peuvent se 
reunir en congres internationaux, 
pour se communiquer leurs ex- 
pöriences et se concerter sur 
les mesures ä prendre dans 
Tintöret de loeuvre. 


Art. 10, 

L'öchange des Communications 
entre les comites des diverses 
nations se fait provisoirement 
par l'entremise du Comitö de 
Geneve. 


Art. 9 . 

Die Ausschüsse und Sectionen 
der verschiedenen Länder können 
sich in internationalen Kongressen 
versammeln, um sich ihre Erfah- 
rungen mitzuteilen und sich über 
die zum Besten der Sache zu er- 
greifenden Massregeln zu ver- 
ständigen. 

Art. 10. 

Der Austausch der Mitteilungen 
zwischen den Ausschüssen der 
verschiedenen Nationen geschieht 
provisorisch durch die Vermitt- 
lung des Genfer Ausschusses. 


Independammeni des resolutions ci-dessus, la Conference 

emet les voeux suivants: 


A. Que les gouvernements 
aecordent leur haute protection 
aux comites de secours qui se 
formeront, et facilitent mitaiit 
que possible raecomplissement 
de leur mandat. 

ß. Que la neutral isation soit 
proclamee en temps de guerre 
par les nations bellig^rantes 
pour les ambulances et les 
höpitaux, et qu' eile soit egale- 
ment artimse, de la maniere la 
plus complcte, pour le personnel 


A. Dass die Regierungen den 
sich bildenden Hilfsausschüssen 
ihren hohen Schutz angedeihen 
lassen, und dass sie ihnen so viel 
als möglich die JMüllung ihrer 
Aufgabe erleichtern. 

ß. Dass in Kriegszeiten von 
den kriegführenden Mächten die 
Neutialisation der Ambulanzen 
und Spitäler ausgesprochen uitd 
auch auf die vollständigste Weise 
auf das offizielle Sanitätspersonal, 
die freiwilligen Helfer, die Eiu- 
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sanitaire officiel pour les in- 
firmiers volontaires, pour les 
habitants du pays qui iront 
secourir les blesses, et pour les 
blessös eux-m&nes. 

C. Qu 'un signe distinctif 
identique soit admis pour les 
corps sanitaires de toutes les 
armöes, ou au moins pour les 
personnes d'une meme armöe 
attachöes ä ce Service. 

Qu' un drapeau identique soit 
aussi adopte, dans tous les 
pays, pour les ambulances et les 
höpitaux." 


wohner des Landes, welche 
den Verwundeten Hülfe leisten, 
und endlich auf die Verwun- 
deten selbst ausgedehnt werde. 

C. üass ein gleiches Erkenn- 
ungszeichen für die Sanitätscorps 
aller Heere, oder wenigstens für 
diejenigen Personen derselben Ar 
mee, welche diesem Dienste beige- 
geben sind, angenommen werde. 

Dass auch eine gleiche Fahne 
in allen Ländern für die Ambu- 
lanzen und Spitäler angenommen 
werde. a 


III. 

Übereinkommensentwurf 
für die 1864 er Genfer Konferenz, 

(vom 8.-22. Aug. 1864). 


Convention 

pr^paröe par le comitä international pour servir de base aux 
d61ib6rations de la Conference diplomatique de Geueve en 1864. 


Les Plenipotentiaires soussig- 
n&s, r^unis en Congres ä 
Geneve, ont adopte les dis- 
positions suivantes, pour etre 
observöes dans le cas oü des 
hostilites eclateraient entre leurs 
nations respectives : 


Die Unterzeichneten, zu einen] 
Kongress zusam mengetr etenen 
Bevollmächtigten haben folgende 
Bestimmungen angenommen, wel- 
che beobachtet werden sollen für 
den Fall, dass zwischen ihren 
betreffenden Nationen Feindselig- 
keiten ausbrechen sollten ; 
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Art 1 . 

Les ainbulances et les hö- 
pitaux militaires seront reconnus 
neutres, et, counne tels, pro- 
teges et respect^s par les 
belligerants , aussi longtemps 
qu'il s' y tron vera des malades 
ou des blessös. 


Art. 1 . 

Die leichten und die Hauptfeld- 
lazarethe sollen als neutral aner- 
kannt und demgemäss von den 
Kriegführenden geschützt und 
geachtet werden, so lange sich 
Kranke oder Verwundete darin 
befinden. 


Art. 2 . 

Tout le personnel sanitaire, 
comprenant les Medecins et 
Chirurgiens , les Pharmaciens, 
les Infirmiers, les Economes, et, 
en g£neral, toutes les per- 
sonnes attachöes au service des 
höpitaux et des ainbulances, 
sera au b6n6fice de la neutrali- 
eation. 


Art. 2 . 

Das ganze Sanitätspersonal mit 
Einscbluss der Ärzte und Wund- 
ärzte, der Apotheker, Kranken- 
wärter, Verwaltungsbediensteten 
und im allgemeinen alle Personen, 
welche dem Spital- und Ambu- 
lanzeindienst beigegeben sind, 
nimmt an der Wohlthat der 
Neutralisierung teil. 


Art. 3 . 

Les personnes ci-dessus indi- 
qu6es pourront, meme apres 
Toccupation par rennemi, con- 
tinuer ä remplir leurs fonctions 
dans Thöpital ou l'ambulonce 
qu* elles auront desservis, aussi 
longtemps que cela sera ne- 
cessaire, apres quoi elles se 
retireront, sans etre en au- 
cune fagou recherchäes ni in- 
qui6t6es. 


Art. 3. 

Die im Vorstehenden bezeich- 
neten Personen können selbst 
nach der feindlichen Besitznahme 
fortfahren, in dem von ihnen be- 
dienten leichten und Hauptfeld- 
lazareth ihrem Amte obzuliegen, 
solange dies nötig sein wird, und 
sie werden sich alsdann zurück- 
ziehen, ohne auf irgend welche 
Weise zur Rechenschaft gezogen 
oder belästigt zu werden. 


— 48 — 


Art. 4 . 

Toutefois, ces personnes ne 
pourront empörter que les ob- 
jets qui leur appartiennent en 
propre. Tout le matßriel qui 
aura servi i\ l'installation de 
1* ambulance ou de l'höpital 
restera soumis au droit de la 
guerre. 


Art. 4 . 

Diese Personen könneu jedoch 
nur solche Gegenstände mit- 
nehmen, welche ihr Privat- 
eigentum sind. Alles Material, 
welches zur Einrichtung des 
leichten oder Hauptfeldlazareths 
gedient hat, unterliegt den 
Kriegsgesetzen. 


Art. 5 . 

Les habitants du pays qui 
se seront employös ä trans- 
porter des bless^s ou ä leur 
porter des secours sur le champ 
de bataille, seront 6galement 
respectös et resteront absolu- 
ment libres. 


Art. 5. 

Die Landesbewohner, welche 
bei der Fortschaffung der ver- 
wundeten Militärpersonen oder 
bei der Hilfeleistung an solchen 
auf dem Schlachtfelde mitwirken, 
sollen geschont werden und un- 
bedingt frei bleiben. 


Art. 6. 

Les militaires grievement bles- 
ses, soit d&jä re$us dans les am 
bulances ou les höpitaux, soit 
recueillis sur les champs de 
bataille, non - seulement seront 
soign&s, ä quelque nation qu'ils 
appartiennent, mais encore ne 
seront point fait prisonniers. 
Ils pourront rentrer chez eux, 
ä la condition de ne pas re- 
prendre les armes pendant la 
dur£e de la campagne. 


Art. 6. 

Die schwer verwundeten Mili- 
tärpersonen, sei es, dass sie schon 
in die leichten oder Hauptlaza- 
rethe aufgenommen, oder dass sie 
auf den Schlachtfeldern aufgele- 
sen wurden, werden nicht nur ge- 
pflegt, sondern werden auch nicht 
gefangen genommen. Siesollen 
nach Hause zurückkehren können 
unter der Bedingung, dass sie 
während der Dauer des Feldzugs 
die Waffen nicht wieder ergreifen. 
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Art. 7. 

II sera delivre un sauf-conduit 
et, s'il en est besoin, une in- 
demnite de route, aux militaires 
mentionn^s dans Y article pr£ce- 
dent, lorqu' apres guärison ils 
devront quitter le lieu oü ils 
ont 6te soign6s. 

Art. 8. 

Les objets necessaires aux 
malades et aux personnes atta- 
chßes * ä T ambulance seront 
fournis par l'armäe occupante 
laquelle s'en fera rembourser 
plus tard le montant, d'aprös 
des bons reguliere qui auront 
6t6 fournis pour cela. 

Art. 9. 

Un brassard distinctif et 
uniforme sera admis pour les 
officiers et employ^s sanitaires 
de toutes les arm6es. Un 
drapeau identique sera egale- 
ment adoptä dans tous les 
pays pour les ambulances et 
les höpitaux militaires. Ce 
brassard et ce drapeau seront 
ceux qui ont 6t6 adopt^s ä 
Genöve par la Conference inter- 
nationale d'octobre 1863. (croix 
rouge sur fond blanc). 


Art. 7. 

Den im Vorhergehenden er- 
wähnten Militärpersonen wird 
ein Geleitsbrief und wenn nötig, 
eine Reisevergütung zugestellt, 
sofern sie nach ihrer Heilung 
den Ort, wo sie gepflegt wurden, 
zn verlassen haben. 

Art. 8. 


Die den Kranken und den zum 
Feldlazarett! gehörigen Personen 
nötigen Gegenstände werden von 
dem besitzergreifenden Heere ge- 
stellt, welches sich später auf 
Grund regelrechter, zu diesem 
Zwecke ausgestellter Scheine den 
Betrag zurückerstatten lässt. 

Art. 9. 

Eine deutlich erkennbare und 
übereinstimmende Armbinde soll 
für die Offiziere und Angestellten 
des Gesundheitsdienstes zulässig 
sein. Ebenso wird in allen Ländern 
für die leichten und Hauptfeldla- 
zarethe eine gleichförmige Fahne 
angenommen; diese Fahne und 
die Armbinde sollen diejenigen 
sein, die in Genf von der inter- 
nationalen Konferenz vom Okto- 
ber 1863 angenommen wurden 
(Rotes Kreuz auf weissem Grund). 


A 


t. 10. 

Ceiix qiii, n ; ayant pas le 
>it de porter le brassard 
prendraient poiir. commettfe 
i aetes d'espionnage, seront 
nis avec toute la rigueur des 
ä militaires. 


Art. 10. 

Diejenigen welche, ohne das 
Recht zum Tragen einer solchen 
Armbinde zu haben, eine solche 
anlegen, um zu spionieren, sollen 
nach der ganzen Strenge des 
Kriegsrechts bestraft werden. 


t. 11. 

Des stipulation analogues ä 
lies qui pröcedeut, relatives 
x guerres maritimes , pour- 
it faire 1' objet d' une Con- 
iition ulterieure entre les 
issaiices int6ress£es." 


Art. H. 

Ähnliche Bestimmungen . wie 
die eben angeführten bezüglich 
der Seekriege können den Gegen- 
stand einer weiteren Konvention 
zwischen den beteiligten Mächten 
bilden. 
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IV. 

Die Genfer Konvention 

vom 22. Aug. 1864. 


Convention 

Pour Pamelioration du sort des 

Militaires blessös dans les Ar- 

mees en campagne. 

Son Altesse Royale 

le Grand Duc de Bade, 

Sa Majestö 

le Roi des Beiges 

etc. etc. etc. 

6galement anim& du d6sir 

d'adoucir, autant qu'il dopend 

d'eux, les maux ins6parables 

de la guerre, de supprimer 

les rigueurs inutiles et d'am£- 

librer le sort des militaires 

blessta sur les champs de 

bataille, out r6solu de couclure 

une Convention ä cet effet et 

ont nömmö pour leurs Pteni- 

potentiaires, savoir 

Son Altesse Royale 

le Grand Duc de Bade 

le Sieur etc., 

Sa Majestä 

le Roi des Beiges • 

le Sieur etc. 

lesquels apres avoir echangö 


Konvention 

zur Verbesserung des Schicksals 

der verwundeten Soldaten der 

Armeen im Felde. 

Seine Königliche Hoheit 
der Grossherzog von Baden, 
Seine Majestät 
der König der Belgier 
n. s. w. u. s. w. u. s, w. 
von dem gleichen Wunsche be- 
seelt, soweit es von ihnen ab- 
hängt, die vom Kriege unzer- 
trennlichen Leiden zu mildem, 
unnötige Härten zu beseitigen und 
das Los der auf dem Schlachtfelde 
verwundeten Soldaten zu ver- 
bessern, haben zu diesem Behuf e 
beschlossen, eine Konvention zu 
vereinbaren, und zu ihren Be- 
vollmächtigten ernannt 
Seine Königliche Hoheit 
der Grossherzog von Baden 
den. Herrn u. s. w., 
Seine Majestät 
der König der Belgier 
den Herrn u. s. w. 
welche nach Austausch ihrer in 


pouYoirs trouv^s en bonne 
le forme, sont convenus 
■ticles suivants: 


ambulances et les hö- 
militaires seront reconnus 
■s. et, comrae tels proteg£s 
sectös par les belligfrants, 
longtemps qu'il s'y trou- 
les malades ou des blessfe. 
sutralite' cesserait si ces 
ancea ou ces höpitaux 
t gardös par une force 


personncl des höpitaux 
; ambulances, comprenant 
dance, les Services de 

d'administration, de trans- 

:es blesse's, ainsi que les 
iers participeront au be"n6- 
e la neutralite* lorsqu'il 
mnera et tant qu'il restera 
>less4s ä relever ou ä 


personnes de'signe'es dam 
le pröcödent pouiTont 


guter und vorschriftsmassiger 
Form befundenen Vollmachten 
über folgende Artikel überein- 
gekommen sind : 
Art. 1. 

Die leichten und die Hauptfeld- 
lazarethe sollen als neutral aner- 
kannt und demgemäss von den 
Kriegführenden geschützt und 
geachtet werden, so lange sich 
Kranke oder Verwundete darin 
befinden. Die Neutralität würde 
aufhören, wenn diese Feldlaza- 
rette mit Militär besetzt worden 


Art. 2 . 

Das Personal der leichten und 
Hauptfeld lazarethe. inbegriffen 
die mit der Aufsicht, der Gesund- 
heitspflege, der Verwaltung, dem 
Transport der verwundeten Per- 
sonen, sowie die Feldprediger, 
nehmen so lange an der Wohlthat 
der Neutralität teil, als sie ihren 
Verpflichtungen obliegen und 
als Verwundete aufzuheben oder 
zu verpflegen sind. 

Art. 3 . 

Die im vorhergehenden Artikel 
bezeichneten Personeu können 
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meine apres l'occupation par 
Tennemi, continuer ä remplir 
leurs fonctions dans l'höpital 
ou l'ambulance qu' elles desser- 
vent, ou se retirer pour re- 
joindre le corps auquel elles 
appartiennent 

Dans ces circonstances, lors- 
que ces personnes cesseront 
leurs fonctions, elles seront 
remises aux avantpostes enne- 
mis. par les soins de Y arm6e 
occupante. 


selbst nach der feindlichen Be- 
sitznahme fortfahren, in den von 
ihnen bedienten leichten oder 
Haupfcfeldlazarethen ihrem Amte 
obzuliegen oder sich zurückzie- 
hen, um sich den Truppen anzu- 
schliessen, zu denen sie gehören. 
Wenn diese Personen unter 
solchen Umständen ihre Thätig- 
keit einstellen, wird die den Platz 
behauptende Armee dafür sorgen, 
dass sie den feindlichen Vorpos- 
ten zugeführt werden. 


Art. 4. 

Le matäriel des höpitaux 
militaires demeurera soumis 
aux lois de la guerre, les 
personnes attach6es a ces hö- 
pitaux ne pourront, en se 
retirant, empörter que les ol> 
jets qui sont leur propriete 
particüliÄre. 

Dans les meines circonstances, 
au contraire, Tambulance con- 
servera son mat&iel. 


Art 4 . 

Das Material der Hauptfeld- 
lazarethe unterliegt den Kriegs- 
gesetzen, und die zu diesen 
Lazarethen gehörigen Personen 
dürfen daher bei ihrem Rückzug 
nur diejenigen Gegenstände mit- 
nehmen, welche ihr Privateigen- 
tum sind, 

Das leichte Feldlazareth da- 
gegen bleibt unter gleichen Um- 
standen im Besitz seinesMaterials. 


Art. 5. 

Les habitants du pays qui 
porteront secours aux blessgs 
seront respectÄs et demeureront 
libres. 


Art. 5. 

Die Landesbewohner, welche 
den Verwundeten zuhilfe kommen, 
sollen geschont werden und frei 
bleiben. 
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Les gönäraux des puissances 
belligörantes auront pour mission 
de prßvenir les habitauts de 
l'appel fait ä leur humanit6 
et de la neutralitä qui en 
sera la cons&juence. 

Tout bless£ recueilli et soig- 
n6 dans une maison y servira 
de sauvegarde. L'habitant qui 
aura recueilli chez lui des 
blesses sera dispens£ de löge- 
inent des troupes ainsi que 
d'une partie des contributions 
de guerre qui seraient impo- 
s6es. 

Art. 6 . 

Les militaires bless6s ou 
malades seront recueillis et 
soignes a quelque nation qu'ils 
appartiennent. 

Les cominandants en chef 
auront la faculte. de remettre 
immediatement aux avant-postes 
ennemis les militaires eunemis 
blesses pendant le combat, lois- 
que les circonstances le per- 
mettront, et du conseutement 
des deux parties. 

Seront renvoy^s dans leurs 
pays ceux qui, apres guerison, 
seront reconnus incapables de 
serYir. 


Die Generale der kriegführen- 
den Mächte haben die Aufgabe, 
die Einwohner von dem an ihre 
Menschlichkeit ergehenden Rufe 
und der daraus sich ergebenden 
Neutralität in Kenntnis zu setzen. 

Jeder in einem Hause aufge- 
nommene und verpflegte Verwun- 
dete soll demselben als Schute 
dienen. Der Einwohner, welcher 
Verwundete bei sich aufnimmt^ 
soll mit Truppeneinquartierung, 
sowie mit einem Teil der etwa auf- 
erlegten Kriegskontribution ver- 
schont werden. 

Art. 6. 

Die verwundeten oder erkrank- 
ten Militärs sollen ohne. Unter- 
schied der Nationalität aufge- 
nommen und verpflegt werden. 

Den Oberbefehlshabern soll es 
frei stehen, die während des Ge- 
fechts verwundeten feindlichen 
Militärs sofort den feindlichen 
Vorposten zu übergeben, wenn 
die Umstände dies gestatten 
und beide Parteien einverstan- 
den sind. 

Diejenigen, welche nach ihrer 
Heilung als dienstunfähig befun- 
den worden sind, sollen in ihre 
Heimat zurückgeschickt werden. 
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Les autres pourront etre 
cgalemcnt renvoyes, ä la con- 
dition de he pas reprendre lcs 
armes pendant la dtiree de la 
guerre. 

Les Gvacuations, avec le per- 
sounel qui les dirige, seront 
couvertes par une neütralit^ 
absolue. 


Die anderen können ebenfalls 
zurückgeschickt werden unter 
der Bedingung, während der 
Dauer des Kriegs die Waffen 
nicht wieder zu ergreifen. 

Die Verbandplätze und Depots 
nebst dem sie leitenden Perso- 
nal geniessen unbedingte Neu- 
tralität. 


Art 7. 

Un drapeau distinctif et uni- 
forme sera adopte pour les 
höpitaux, les ambulanccs et 
les evacuations. II devra etre, 
en toute circonstance, accom- 
pagne du drapeau national. 
Un brassard sera egalement 
admis pour le personnel iieu- 
tralis£; mais la d£livrance en 
sera laiss^e k -l'autoritä mili- 
taire. 

Le drapeau et le brassard 
porteront öroix rouge. sur fond 
blanc. 

Art. 8. 

Les detail s d'extaition de 
la präsente Convention seront 
r6gl6s par les commandänts en 
chef des armäes belligärantes, 
d'apr&s le» Instructions de leurs 


Art. 7 . 

Eine deutlich erkennbare und 
übereinstimmende Fahne soll bei 
den Feldlazaretten, denVerbinde- 
plätzeri und Depots aufgesteckt 
werden. Daneben muss unter allen 
Umständen die Nationalflagge auf- 
gepflanzt werden. Ebenso soll für 
das unter dem Schutze der Neutra- 
lität stehende Personal eine Arm- 
binde zulässig sein ; aber die Ver- 
abfolgiing einer solchen bleibt der 
Militärbehörde überlassen. 

Die Fahne und Armbinde sol- 
len ein rotes Kreuz auf weissem 
Grunde tragen. 

Art. 8. 

Die Einzelheiten der Ausfüh- 
rung der gegenwärtigen Konven- 
tion sollen von den Oberbefehls* 
habern der kriegführenden Ar- 
meen nach den Anweisungen ihrer 


meuts respectifs . et 

ment aux principe* 

inonces dans cette 


atites puissances con- 
s sont couvenues de 
quer la präsente Con- 
lux gouvernements qui 
i envoyer des pläui- 
res ä la Conference 
male de Geneve, en 
ant ä y acc&ler; le 
est ä cet effet kissii 


isente Convention sera 
3t les ratifications en 
hangees ä Berne, dans 
de quatre mois, ou 
si faire se peut. 

i de quo! les pleni- 

res respectifs 1' out 

y out appose" le cachet 
armes. 

a Geneve le viugt- 

jour du mois d'aoflt 
ri il huit cent soixante- 


betreffeiiden Regierungen und 
nach Massgabe der in dieser 

Konvention ausgesprochenen all- 
gemeinen Grundsätze angeordnet 
werden. 

Art, 9 , 

Die hohen vertragschlieBsenden 
Mächte sind übereingekommen, 
gegenwärtige Konvention denje- 
nigen Regierungen, welche keine 
Bevollmächtigten zur internatio- 
nalen Konferenz in Genf haben 
schicken können, mitzuteilen und 
und sie zum Beitritt einzuladen. 
Das Protokoll wird zu diesem 
Zwecke offen gelassen. 

Art. 10. 

Die gegenwältige Konvention 
soll ratifiziert und die Ratifi- 
kationsurkunden sollen in Bern 
binnen vier Monaten oder, wenn 
es sein kann, früher ausgewech- 
selt weiden. 

Zu Urkund dessen haben die 
betreffenden Bevollmächtigten 
dieselbe unterzeichnet und den 
Abdruck ihrer Wappen beigefügt. 

Geschehen zu Genf den zwei- 
iindzwanzigsten August des 
Jahres eintausend acht hundert 
und vierundsechzig. 


- 57 — 


Kapitel IL 


Die Fortentwicklung der Genfer Konvention bis zur 
Friedenskonferenz im Haag 1899. 

Nach Artikel 10 der Genfer Konvention sollte die 
Ratifikation des Vertrages vier Monate nach Abschluss 
desselben erfolgen. Zu dieser Zeit aber — am 22. 
1 )ez. 1864 — vollzogen nur acht der vertragschliessenden 
Mächte die Ratifikation, nämlich Baden, Belgien, Däne- 
mark, Frankreich, Jtalien, die Niederlande, Spanien 
und die Schweiz. 

Am 22. Juni 1865 trat Preussen bei, auf welchen 
Tag die Ratifikation der übrigen vertragschliessenden 
Staaten verschoben worden war; bis dahin waren in- 
zwischen Griechenland (am 5/17. Januar 1865) England 
(am 18. Februar 1865) Mecklenburg -Schwerin (am 
9. März 1865) und schon vor diesen Schweden (am 
13. Dezember 1864) der Konvention beigetreten 1 ), 
welche Mächte den Vertrag nicht mit unterschrieber 
hatten. 

Die übrigen Staaten folgten später nach: Ostreich 
trat nach Königgrätz (im Juli 1866), Russland (im 
Mai 1867) bei. Die letzten Beitrittserklärungen sind 


cf. Moynier, £tnde. pag. 244. 

„ L u e d e r, Genfer Konvention 135 ff. 
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die vom Oranje-Fr eist aat 1897, von der inzwischen 
wieder aufgelösten Republica Mayor von Central - 
Amerika 1898 für Honduras und Nicaragua, da 
sich Salvador schon früher angeschlossen hatte. 

Nach den verschiedenen Staatsumwälzungen ge- 
hören heute folgende europäische und aussereuropäische 
Staaten, die alle Kulturstaaten und auch einen Teil 
der halbzivilisierten Staaten umfassen, der Genfer Kon- 
vention an: Vereinigte Staaten von Amerika, Argentinien, 
Belgien, Bolivia, Bulgarien, Chile, Kongostaat, Dänemark, 
Deutschland, Frankreich, Griechenland, Grossbritannien, 
Jtalien, Japan, Luxemburg, Montenegro, Niederlande, 
Oranje-Freistaat, Östreich-Ungarn, Persien, Peru, Portu- 
gal, Salvador, Honduras, Nicaragua, Rumänien, Russland, 
Schweden-Norwegen, Schweiz, Serbien, Spanien, Türkei, 
Venezuela. v ). Ausserdem gehören zur Genfer Konvention 
China, Siam und die vereinigten Staaten von Mexiko, als 
Signatarmächte der auf der Haager Konferenz beschlossenen 
zweiten Konvention (Abkommen, betreffend die Gesetze 
und Gebräuche des Landkriegs), die im Art. 21 die 
Kriegsparteien der Genfer Konvention unterwirft. 

Im Jahre 1866 brach der Krieg zwischen Preussen 
und Ostreich aus. Obgleich Ostreich der Genfer Kon- 
vention damals noch nicht beigetreten war und Preussen 
demnach keine Verpflichtungen hatte, beobachtete es 
doch die Bestimmungen der Genfer Konvention in der 
Erwartung der Reziprozität. 2 ). 

Prinz Alexander von Hessen, der eine Befehlshaber 
der östreichischen Armee, verpflichtete seine Truppen 

cf. Liszt, Völkerrecht 1901 S. 110. 
2 ) Mo y nier, Etüde pag. 69. 
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auch auf die Genfer Konvention, so dass die feindlichen 
Truppen, ohne dazu verpflichtet zu sein, dem Vertrage 
entsprechend verführen. 

Der preussisch-östreichische Krieg war die Veran- 
lassung zn der Prenssischen Militär-Sanitäts-Konferenz 
zu Berlin im Frühjahre 1867. *). Sie sollte sich amtlich 
d. h. nach der Absicht der Regierung mit Vorschlägen 
zur Verbesserung des preussischen Sanitätswesens be- 
fassen, aber sie zog auch die Genfer Konvention in 
den Kreis ihrer Beratungsgegenstände und arbeitete 
einen Entwurf aus, der verschiedene Änderungen der 
Genfer Konvention enthielt, wie sie sich nach den Er- 
fahrungen des Krieges als zweckmässig herausgestellt 
hatten. *). 

Auch die Komitees der freiwilligen Gesellschaften 
zur Krankenpflege hatten, durch die Erfahrungen auf 
dem Schlachtfelde veranlasst, eine Verbesserung der 
Genfer Konvention ins Auge gefasst. 8 ). Zur Zeit der 
Weltausstellung 1867 wurde deshalb durch das Genfer 
internationale Komitee für die zweite Hälfte des August 
ein internationaler Kongress der Hilfsvereine nach Paris 
einberufen, der sich auch mit der Genfer Konvention 
befassen sollte. Eine Delegiertenversammlung, deren 
Aufgabe in der Vorbereitung dieses Kongresses bestand, 
hatte eine Vorbereitungskommission eingesetzt, die 
den Baron von Mundy mit der Ausarbeitung eines 

Lueder, pag. 145. vergl. : L ö f f 1 e r , Bas preussische 
Militärsanitatswesen und seine Reform nach den Kriegserfahrungen 
von 1866. 

2 ) Text siehe unter No. 1 der später folgenden Entwürfe. 
Abgedruckt bei Lueder, pag. 148. 

s ) Moynier, Etüde pag. 71; Tgl. Lueder, pag. 157. 
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Projektes beauftragte, welches der Delegiertenkonferenz 
vorgelegt und auch von der Versammlung der Dele- 
gierten angenommen wurde. '). 

Wie sich aus der Betrachtung dieses Entwurfes 
ergiebt, sollte mit ihm nur eine klarere uud deutlichere 
Fassung der Genfer Konvention bewirkt und einige 
durch die Kriegserfahrungen veranlasste Ergänzungen 
aufgenommen werden, keineswegs war aber eine gänzliche 
Umgestaltung der Konvention selbst beabsichtigt. 

Etwa 2 Monate nach diesem Beschlüsse der inter- 
nationalen Vorbereitungskonferenz zu Paris tagte am 
22. August 1867 eine Versammlung der deutschen 
Hilfsvereine zu W fi r z b u r g. *). 

Auch ihre Absicht ging dahin, die Kriegserfahrungen 
für die freiwillige Krankenpflege wie auch für die 
Genfer Konvention nutzbar zu machen. 

Es wurden der Versammlung die Projekte der 
Berliner Sanitätskonferenz und der Pariser Delegierten- 
versammlung vorgelegt, und ausserdem noch ein W 
sonderes Projekt, das vom Vorstand des Hilfsvereins 
im Grossherzogtum Hessen empfohlen war. *). Als 
Resultat der Beratungen ergab sich eine Abänderung 
der Genfer Konvention unter teilweiser Verwertung 
der Pariser und der Berliner Vorschläge. 4 ). 

Wenige Tage nur nach dieser Versammlung trat 
in Paris die internationale Pariser Konferenz vom 

1 ) Wortlaut cf. unter No. 9 der am Schlüsse dieses Ab- 
schnittes folgenden Entwürfe. 

2 ) Lueder, pag. 164 ff. 

8 ) cf. Lueder, pag. 167. Der Text ist dort abgedruckt. 
4 ) Text 8. # unten, Entwurf No. 3; cf. L u e d e r, pag. 178. 
Moynier, Etüde pag. 112- 
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26 — 31. Aug. 1867 zusammen. — Sie war stark be- 
sucht, 57 Delegierte vertraten 17 Staaten *); doch 
waren die Teilnehmer nicht Abgesandte ihrer Staaten, 
sondern die Versammlung tagte wie der Kongress zu 
Genf 1863 als eine für die Regierungen unverbindliche, 
wenn diese ihr auch grosses Wohlwollen entgegenbrachten. 
Zwar hatten auch einige Regierungen Vertreter ent- 
sandt; doch waren auch diese nicht zum Abschlüsse 
eines Vertrages ermächtigt. 

Zum Präsidenten wurde Graf S 6 r u r i e r gewählt, 
indes für die Verhandlungen über die Genfer Konvention 
wurde M o y n i e r das Präsidium übertragen. Die 
Genfer Konvention wurde derart behandelt, dass der 
Vertrag von 1864 mit den Vorschlägen der Pariser 
Delegiertenversammlung verglichen und die Abänderungen 
vom Berichterstatter Dr. Baron Mnndy begründet 
wurden. Für die Ausdehnung der Konvention auf den 
Seekrieg wurde eine besondere Kommission eingesetzt. 
Das Resultat der Verhandlungen war nach ausführlichen 
Erörterungen im wesentlichen die Annahme der Vor- 
schläge der Pariser Delegiertenversammlung mit Be- 
rücksichtigung der Würzburger Beschlüsse. 

In neun Artikeln, die denen der Genfer Konvention 
entsprechen, wurden die neuen Forderungen im An- 
schlags an die alten Festsetzungen des Genfer Vertrages 
formuliert. *). 

') Lue der pag. 176 ff: Baden, Bayern, Belgien, England, 
Frankreich, Italien, Niederlande, Kord- Amerika, Norddeutscher Bund, 
Ostreich, Portugal, Russland, Schweden, Schweiz, Spanien, Türkei, 
Württemberg. 

*) Wortlaut siehe unter No. 4 am Ende dieses Abschnittes, 
loy nier, Atude pag. 116 ; Lueder, S. 180. 
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Durch den Pariser Vorschlag wird die Genfer 
Konvention auch auf die Marine ausgedehut (was schon 
die Überschrift besagt: Convention pour l'ain&ioration 
du sort des militaires blesses dans les armäes de terre 
et de raer); die Lage des in Feindesgewalt fallenden 
Sanitätspersonals wird genau geregelt (Art. 3), die 
freiwilligen Helfer und ihr Personal werden für neutral 
erklärt, den freiwilligen Krankenvereinen wird eine 
offizielle Stellung eingeräumt (Art. 4) und über die 
Gefallenen werden Bestimmungen getroffen. Es wird 
festgesetzt, dass sie von der siegreichen Armee be- 
graben werden sollen, wie auch (von dieser) Sorge 
dafür getragen wird, dass die Feststellung ihrer 
Persönlichkeit gesichert ist (Art 8). Sofort nach der 
Pariser Konferenz entfalteten die Hilfskomitees l ) eine 
ausgebreitete Thätigkeit, um die Regierungen zur Be- 
schickung eines diplomatischen Kongresses günstig zu 
stimmen, und den Schweizer Bundesrat zu bewegen, 
die Einladung dazu an die Mächte ergehen zu lassen. 

Auf Betreiben des eingangs erwähnten Dr. 
Palasciano beteiligte sich auch die italienische 
Regierung daran, den Schweizer Bundesrat zu einer 
Einladung an die Staaten zu bestimmen. Die Lage 
war schwierig. 2 ). Es war sehr zweifelhaft, ob alle 

J ) Lueder, pag. 187. 

2 ) Moynier, Etüde snr la Convention de Geneve, Paris 
1870. pag. 74: „On se retronvait donc dans une position analogue 
ä celle qui avait. snivi la Conference de 1863; inaig avec une 
difficnlte de plns. A.u lien de l'incertitude qai planait alors sur les 
dispositions des souverains, incertitnde qui n' avait pas tarda a 
faire place a une eonviction des plus rassurantes, on pressentait 
cette fois plus de resistance quoiqu'il ne s'agit qne de simples 
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Signatar-Mächte der Genfer Konvention sich bereit 
finden würden, neue Verpflichtungen zu übernehmen; 
darum fragte der Bundesrat — um sich keiner Ab- 
lehnung auszusetzen — vertraulich bei den einzelnen 
Regierungen an f ehe ei die offizielle Einladung erliess, 
ob sie geneigt wären, einen diplomatischen Kongress 
zu beschicken. Als ihm die Bereitwilligkeit der Mächte 
gesichert schien, erliess er unter Hinweis auf die 
Pariser Versammlung am 12. August 1868 die Ein- 
ladungen, durch die er die Mächte um ihre Teilnahme 
an einer auf den 5. Oktober 1868 anzuberaumenden 
Konferenz nach Genf ersuchte. Eingeladen wurden 
sämtliche Staaten, die bis dahin der Genfer Konvention 
beigetreten waren. >). 

Es erschienen in Genf die Vertreter von 14 Mächten, 
nämlich von Baden, Bayern, Belgien, Dänemark, England, 
Frankreich, Italien, Niederlande, Norddeutscher Bund, 
Ostreich, Schweden, Schweiz, Türkei, Württemberg. 
Der Einladung hatten demnach von den Signatarraächten 
von 1864 die Vereinigten Staaten von Nord-Amerika, 
Portugal und Spanien keine Folge geleistet. Von den 
Grossmächten fehlte allein wie 1864 Russland. 


changements, et par le seul fait qne c'ätaient des changements . 
ou pouvait les trouver prämatures ou dangereux, ou bleu encore, 
s'ihs n'altäraient pas sensiblement le texte primitif et l'gconomie de 
la Convention, penser qu'il ne valait pas la peine de se d oranger 
pour si peu. En outre, et c'etait la la grande difftcnltl, il ne 
s'agissait plus, comme la premiere fois, de tronver quelques gouver- 
nements bien disposös ponr donner l'exemple, mais il faliait sons 
peine d'insucces, rallier au texte nouveau tons les signataires de 
la Convention. 

*) Laeder, pag. 198 ff. 
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Die Unterlagen für die Beratungen hatte das 
Genfer internationale Komitee geschaffen durch eine 
Denkschrift, die den Teilnehmern des Kongresses über- 
mittelt wurde, wie durch ein Enonce, in dem die 
Punkte bezeichnet waren, welche der Konferenz als 
Leitsätze dienen sollten. 1 ). 

Zum Präsidenten wurde General Dufour gewählt. 
In acht Sitzungen wurde über den vorgelegten Entwurf 
verhandelt, zwei besondere Kommissionen wurden nieder- 
gesetzt, eine für Ausdehnung der Genfer Konvention 
auf den Seekrieg, eine zweite für die Redaktion der 
angenommenen Bestimmungen. 2 ). 

Die erste Frage, welche die Konferenz sachlich 
beschäftigte, betraf das Verhältnis der Ergänzungen 
zu den Festsetzungen von 1864; sollten die neuen Be- 
stimmungen so in die Genfer Konvention von 1864 
hineingearbeitet werden, dass diese gänzlich umgestaltet 
werden musste, oder sollten die Veränderungen in der 
Form von Ergänzungen der Genfer Konvention hinzu- 
gefugt werden? Man entschied sich für das zweite: 
Additionalartikel sollten der Genfer Konvention hinzu- 
gefügt werden. — Hauptsächlich die von französischer 
Seite vorgebrachten Argumente, die 1868 er Versammlung 
umfasse nicht alle Staaten der 1864 er Konvention und 
daher seien Abänderungen dieses Vertrages nicht ver- 
pflichtend für die nicht vertretenen Staaten, auch seien 
die französischen Delegierten zu einer Veränderung 


l ) Lueder, pag. 197, Moynier, Ätude pag. 129. Der 
Wortlaut dieses £nonce*8 findet sich unter No. 5 der untenstehenden 
Entwürfe. 

f ) Lueder, pag. 199. 
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der Genfer Konvention nicht autorisiert, bestimmten die 
Konferenzteilnehmer zu der wichtigen Entscheidung, 
die Form der Zusatz-Artikel zu wählen. Der eifrigste 
Verfechter der Revision der Genfer Konvention war 
der Baron Mundy. 1 ). 

Für die Abfassung der Zusatzartikel wurde das 
Enonce des Genfer internationalen Komitees zugrunde 
gelegt mit Ausnahme der Artikel 5 u. 11, die nicLt zur 
Beratung kommen sollten. 

Als in der dritten Sitzung die Punkte des Programms 
an die Redaktionskommission verwiesen werden sollten 
zur genauem Ausarbeitung, wurden noch die Artikel 4, 
8 u. 10 ausgeschieden, so dass von den ursprünglich 
12 Punkten noch 7 (der 1., 2., 3., 6., 7., 9. und 12.) 
den Gegenstand der Beratungen bildeten, wovon der 
letzte Pnnkt(12) der Marinekommission überwiesen wurde. 

Nach den Debatten über die einzelnen Punkte wurden 
von der Redaktionskommission fünf Zusatzartikel zur 
Genfer Konvention formuliert, in welche die aus den 
Vorschlägen der internationalen Komitees hinü herge- 
nommenen Punkte verarbeitet waren. Die Artikel 1 u. 5 
wurden beanstandet und mit Abänderungsvorschlägen an 
die Kommission zurückverwiesen ; dort wurden sie um- 
gearbeitet und von der Versammlung in der neuen 
Fassung angenommen. Die Artikel 2, 3 u. 4 gelangten 
wie auch der Schlussartikel (der 15.) unverändert zur 
Annahme. 

Die Marine -Kommission hatte unter dem Präsidium 
von Coupvent de Bois dem Plenum 8 Artikel den 


Lueder, p&g. 900 a. a. 0. 
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Seekrieg betreffend vorgelegt. Man teilte sie den 
Regierungen mit, von denen mehrere Einwendungen er- 
hoben. Darum ging das Projekt an die Kommission 
zurück, die es umarbeitete und der Versammlung die 
Umarbeitung in neun Artikeln vorlegte, in welcher Fassung 
der Entwurf von der Konferenz angenommen wurde. 

Die Arbeit der Konferenz umfasst demnach in ihrem 
Ergebnis 15 Artikel; 5 Artikel zur Verbesserung der 
Genfer Konvention, 9 Artikel betreffend Ausdehnung 
der Genfer Konvention auf den Seekrieg und einen 
Schlussartikel. l ) 

Am 20. Oktober 1868 wurde das Projekt von den 
Delegierten der vertretenen Staaten unterzeichnet. Wie 
schon aus der Überschrift der beschlossenen Artikel 
hervorgeht, handelte es sich dabei nur um ein Projekt, 
um einen Vorschlag zu einem künftigen Staats vertrage, 
der für die Staaten ganz unverbindlich war, und nicht 
um einen fertigen Vertrag, dem allein die Gutheissung 
durch die obersten Staatsorgane der verschiedenen Staaten 
noch fehlte. 2 ) 

Das Wesentlichste der Beschlüsse der 1868 er Kon- 
ferenz liegt in der Ausdehnung der Genfer Konvention 
auf den Seekrieg. Wenn auch schon von dem inter- 
nationalen Komitee in seinem Übereinkommensentwnrf 


l ) Der Text der 5 Artikel zur Verbesserung der Genfer 
Konvention ist unter No. 6 der Entwürfe am Schlüsse dieses Ab- 
schnittes aufgeführt. 

cf. Löffler, das preussische Militärsanitätswesen und seine 
Reform. Berlin 1869. Zweiter Teil. S. 359. 

Moynier, fitude S. 123. 

Lueder, Seite 218. 

*) Lueder, pag 223. 
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tür die 1864 er Konferenz zu Genf 1 ) die Übertragung 
der Genfer Konvention auf den Seekrieg verlangt wurde 
(Art. 11), und darum der Versammlung vou 1868 nicht 
das Verdienst zukommt, diesen Gedanken zum ersten 
Ausdruck gebracht zu haben, so kommt ihr aber wohl das 
Verdienst zu, diesem Gedanken zum erstenmale Realität 
verliehen zu haben, indem sie ihn zum Beschlüsse erhob. 

In den übrigen Bestimmungen (Art. 1 — 5) haben 
die Wünsche der internationalen. Pariser Konferenz von 
1867 teilweise Berücksichtigung erfahren, wie sich aus 
einer Vergleichung beider Festsetzungen ergiebt. 2 ) 

Nach Abschluss des Kongresses setzten die Bemüh- 
ungen ein, die Regierungen zur Anerkennung der Zusatz- 
artikel von 1868 zu veranlassen. Das internationale 
Komitee zu Genf, die Zentralkomitees und der 1869 zu 
Berlin abgehaltene internationale Kongress der Hilfs- 
vereine wurden in dieser Richtuug thätig. 3 ) 

Der Schweizer Bundesrat erliess am 23. Okt. 1868 
eine Zirkularnote an die Mächte, am 16. Dez. 1868 und 
am 23. April 1869 eine zweite und dritte, um sie zur 
Anerkennung zu bewegen. Die beiden letzten Zirkular- 
noten wurden veranlasst durch die von zwei Mächten 
geäusserten Wünsche. Frankreich machte seine Zustim- 
mung zu den Beschlüssen des 1868 er Kongresses von 
einem die Hospitalschiffe betreffenden Zusatz zu Artikel 9 
abhängig. Der auch vom Schweizer Bundesrat in seiner 
zweiten Note empfohlene französische Zusatz zu Artikel 9 
sollte lauten : 


l ) s. oben No.3, wo der Übereinkommensentwurf abgedruckt ist. 

8 ) siebe das bei der internat. Konferenz zu Paris Gesagte 
und den Text der „voeux 44 . 

9 ) Lneder, pag. 227. 
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„Toütefois, les navires impropres au combat que, 
pendant la paix les Gouvernements auront offici- 
ellement d6clar6 etre destinfc a servir d'höpitaux 
maritimes flottants, jouiront, pendant la guerre, de 
la neutralite complöte, au matärie) comme au per- 
sonnel, pourvu que leur armement soit uniquement 
approprie ä leur destination speciale/ l ) 

Die dritte Note des Bundesrats wurde veranlasst 
durch das Verlangen Englands nach einer authentischen 
Interpretation des 10. Zusatzartikels. Diesem Verlangen 
hatte sich Frankreich angeschlossen. 2 ) 

Obwohl die meisten Regierungen für die Anerkennung 
der Additionalartikel 3 ) günstig gestimmt waren und 
Frankreich und Preussen sie für den Krieg 1870/71 als 
für sich verbindlich erklärten, kam es doch nicht zu einer 
offiziellen Anerkennung derselben. Es erhoben sich stets 
neue Schwierigkeiten und Bedenken sachlicher und för- 
melier. Art 

Der Krieg 1870/71 unterbrach die Bestrebungen 
vollends, die auf den AbBchluss eines Staaten Vertrags 
und Anerkennung der Additionalartikel hinzielten. So 
waren auch die Bemühungen des Genfer Komitees für den 
Zusammentritt einer internationalen Konferenz, die sich 
mit der Genfer Konvention aufs neue befassen sollte, 
vergeblich.*) 

*) Lueder, pag. 229. 

*) Lueder, pag. 230. 

3 ) Lueder, pag. 232. Ihre Bereitwilligkeit zum Beitritt 
hatten erklärt: Baden, Belgien, Griechenland, Hessen -Darmstadt, 
Italien, Niederlande* Norddeutscher Bund, Österreich, Schweden - 
Norwegen, Türkei, Württemberg. England und Frankreich stellten 
die besprochenen Bedingungen auf, Rnssland verlangte einen Zusatz 
zum 14. Additionalartikel. 

*) Lueder, pag. 236. 
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Dem Streben nach einer Ratification trat bald der 
Wunsch nach Revision der Genfer Konvention an die Seite. 
Man wollte sich nicht mehr mit der Verbesserung durch 
die Additionalartikel begnügen; die Erfahrungen des 
Kriegs 1870/71 stimmten günstig für eine gänzliche Um- 
gestaltung des Genfer Vertrages. l ) 

Eine Revision der Genfer Konvention war auch die 
Absicht der russischen Regierung, als sie die Brüsseler 
Konferenz von 1874 veranlasste, um eine Kodifikation 
fast des gesammten Kriegsrechts vornehmen zu lassen. *) 

Ausgehend von dem Gedanken einer Regelung des 
Kriegsgefangenenrechts arbeitete die russische Regierung 
einen Vorschlag aus, der in einer Einleitung und vier 
♦ Einzelabschnitten sich auf das ganze Gebiet des Kriegs- 
rechts bezieht, ausgenommen . das Recht der Neutralen. 
Die mit den Materien der Genfer Konvention verwandten 
Partien finden sich im 7. Kapitel des! Abschuitts in den 
Artikeln 38—44, welche von den Nicht-Kombattanten 
und Verwundeten handeln. 3 ) 

Das russische Projekt leidet, soweit es eine Neu- 
regelung der Genfer Konvention vorzunehmen beabsichtigt, 
an einem erheblichen formellen Mangel. Die Bestim- 
mungen der Genfer Konvention werden nämlich nicht 
sämtlich in dem neuen Völkerrechtsvertrage behandelt; 

] ) Lue der, pag. 233. 

*) Auf der Konferenz zu Brüssel, die vom 27. Juli bis zum 
97. Aug. 1874 tagte, waren vertreten : Belgien, Dänemark, Deutsch- 
land, England, Prankreich, Griechenland, Italien, die Niederlande, 
Österreich -Ungarn, Portugal, Rnssland, Schweden - Norwegen, 
Schweiz und die Türkei ; vergl. Lueder, pag. 240 etc., 245. 

*-) Der Wortlaut findet sich unter No. 7 der unten folgenden 
Entwürfe; Lueder pag. 242. 
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es bleibt ein Teil der Genfer Konvention von dem Brüsseler 
Projekte völlig unberührt. Wäre also das Projekt Vertrag 
geworden, so wären zwei völkerrechtliche Abmachungen 
über denselben Gegenstand gleichzeitig für die Mächte 
verpflichtend geworden; einmal die Genfer Konvention, 
soweit sie von der Brüsseler Deklaration nicht mit um- 
fasst wird, und dann die Brüsseler Deklaration in Bezug 
auf die Materien, die aus der Genfer Konvention herüber- 
genommen und einer Neugestaltung unterworfen wurden. 
Dies gilt natürlich unter der Voraussetzung, dass alle 
Vertragsstaaten der Genfer Konvention auch dem neuen 
Vertrage beigetreten wären. Wären aber Vertragsstaaten 
der Genfer Konvention der neuen Abmachung nicht bei- 
getreten, so wäre für sie die ganze Genfer Konvention 
in Kraft geblieben in ihren Beziehungen auch zu Staaten, 
die sich der ferüsseler Deklaration angeschlossen hätten. 
Es bedarf kaum der Hervorhebung, welche Quelle von 
Missverständnissen in einer derartigen Zersplitterung der 
einschlägigen gesetzlichen Vorschriften gelegen wäre. 

Es ist von vornherein klar, dass ein Gesetz mit 
einem so eminent praktischen Inhalt wie die Genfer 
Konvention, dessen Kenntnis von dem gemeinen Soldaten 
der verschiedenen Armeen vorausgesetzt wird, wenn es 
in Wirksamkeit treten soll, in einfacher und vor allem 
in übersichtlicher Form dargeboten werden muss. Schon 
die Teilung des Gesetzes in die Artikel der Genfer Kon- 
vention und die Zusatzartikel ist für die praktische Ver- 
wendbarkeit desselben schädlich, um wieviel mehr die 
Trennung des Stoffes in zwei ganz verschiedene Verträge, 
von denen der eine zum Teil aufgehoben ist, der andere 
noch eine Fülle anderer Bestimmungen enthält. 
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Darum musste entweder der ganze Inhalt der Genfer 
Konvention in die Brüsseler Deklaration hineingearbeitet 
werden, oder es musste die Genfer Konvention intakt 
bleiben und bei einer Revision dieser Vertrag einer Um- 
gestaltung unterzogen werden, so dass also in jedem Falle 
die Vorschriften zusammenhängend gegeben waren, und 
die Einheit des gesetzgeberischen Aktes gewahrt blieb. 
Diesen Erwägungen verschloss sich auch die Konferenz 
zu Brüssel nicht. 

In den Verhandlungen über die Artikel des russischen 
Vorschlags, der von den Nicht- Kombattanten und Ver- 
wundeten handelte, wurden von verschiedenen Seiten 
Gegenentwürfe gegen das russische Projekt vorgelegt, 
die von einer Subkommission beraten, zu einem Vorschlage 
verarbeitet werden sollten. *) Als die Unterkommission 
ihre Arbeit der Konferenz vorlegte 2 ), entschied man sich 
aus den eben besprochenen Gründen dahin, in die End- 
erklärung der Konferenz nichts von dieseu Vorschlägen 
aufzunehmen, sondern statt dessen auf die Genfer Kon- 
vention und auf eine etwaige Revision derselben zu ver- 
weisen. 3 ) 

Damit aber die Konferenz auch zu dieser Frage 
Stellung nähme und für eine künftige Revision derselben 
vorarbeitend wirke, wurde eine Besprechung der Genfer 
Konvention und ihrer Additionalartikel vorgeuommen, in 
der alle reformbedürftigen Punkte durch eine eingehende, 
von Artikel zu Artikel fortschreitende Beratung fest- 


Lue der, pag. 248ff. 
2 ) Lue der, pag. 252. 

s ) Text siehe anter No. 8 der untenstehend zusammen auf- 
geführten Änderungsvorschläge ; Art. 35 der Brüsseler Deklaration. 
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gestellt und in das Protokoll aufgenommen wurden. 
Man hoffte so, einer künftigen Versammlung die Wege 
zu ebnen, indem ihr ein von Sachverständigen durch- 
gearbeitetes Material zur Verfügung gestellt wurde. 1 ) 

Hervorzuheben aus dieser Besprechung ist der Vor- 
schlag auf Änderung des Ausdrucks „neutralit£ a , in 
„inviolabiliür' , die Gleichstellung von Hospitälern und 
Ambulancen; die Verpflichtung der Sanitätspersonen, 
bei den Verwundeten zu bleiben, während sie bisher nur 
die Erlaubnis dazu hatten. Ferner wurden besprochen 
die militärische Bewachung der Hospitäler, der Missbrauch 
des Erkennungszeichens, die Identitätsmarke und anderes. 8 ) 

So hat die Brüsseler Konferenz in ihrem Resultat 
zwar nur auf die Genfer Konvention und eine zukünftige 
Revision derselben verwiesen, in ihren Arbeiten aber das 
Werk der Genfer Konvention durch das Hervorheben 
neuer Gesichtspunkte wesentlich gefördert. 

Mit der Brüsseler Deklaration ist die staatliche 
Thätigkeit auf dem Gebiete der Genfer Konvention, so- 
weit völkerrechtliche Ergebnisse inbetracht kommen, ab- 
geschlossen. Wohl haben Gesellschaften und Private 
bis auf unsere Tage durch Vorschläge und Entwürfe, die 
Militärverwaltungen durch ihre Instruktionen und Regle- 
ments im Geiste der Genfer Konvention weitergearbeitet. 
Hierher gehören die Konferenzen von Genf und Karls- 
ruhe 1884 und 1887 zur Revision der Genfer Konvention, 
dann die Beratungen der Schweizer Sanitätsoffiziere zu 
Ölten im Mai 1892, deren Entwurf in der Kiitik der 
Revision öfters herangezogen werden wird. Ferner das 

*) Lueder, pag. 252. 
*) Lueder, pag. 256. 
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vorläufige Programm des Schweizer Bundesrates aus dem 
Jahre 1898 ; Enoncä de quelques idäes ä examiner pour 
la r6vision de la Convention de Genfeve, das in zwei 
Teile zerfällt, in Propositions connexees au texte de 1864 
und in Proprositions diverses. l ) 

Weiter das Manuel de guerre des internationalen 
Instituts für Völkerrecht angenommen 1880 zu Oxford. 
Von den Militärreglements seien erwähnt die Preuss. 
Militärsanitätsordnung vom 10. Januar 1878, das russische 
Kriegsgefangenenreglement vom Jahre 1877 hervorgerufen 
durch die Brüsseler Beratungen und das französische 
Reglement sur les prisonniers de guerre vom 21. März 1893 2 ). 
Zu einem neuen Staatenvertrage aber haben diese Be- 
mühungen nicht geführt. 


Vergl. G. Moynier. La Revision de la Convention de 
Geneve. Geneve 1898. Dort ist das £nonce abgedruckt Seite 58. 
Moynier giebt eine kritische Besprechung des Bundesratsvor- 
schlags, der sich in deu wesentlichsten Punkten mit dem Oltener 
Entwürfe deckt. Der hauptsächlichste Unterschied besteht in der 
Aufnahme von Bestimmungen über die Evakuationszüge. Diese 
sollen aus blockierten oder belagerten Plätzen nur mit Zustimmung 
des Feindes abziehen dürfen (A. No. IV a.); ferner soll ihnen der 
Durchzug durch neutrales Gebiet unter der Voraussetzung gestattet 
werden, dass Personal und Material ausschliesslich Sanitätszwecken 
dienen und die Evakuierten keine Kriegsgefangenen sind (A. No.IVb), 
•ine Vorschrift, die von der Haager Friedenskonferenz angenommen 
wurde in dem Abkommen betreifend die Gesetze und Gebräuche 
des Landkriegs, vierter Abschnitt: Bei Neutralen festgehaltene 
Kriegfahrende und in Pflege befindliche Verwundete, Art. 59. 
Vergleiche über die Evakuationen weiter unten den Abschnitt über 
die Sanitätsanstalten und ihr Material. — Ausserdem wird in 
dem Bundesratsvorschlag die Ausstellung von Listen über die 
in die Hände des Feindes gelangten Toten, Verwundeten und 
Kranken an die gegnerische Regierung oder Heeresleitung verlangt. 
(B. No. X. c.) 

*) Vergl. Triepel, die neuesten Fortsehritte auf dem Gebiete 
des Kriegsrechts. Leipzig 1894. Seite 289 ff. 
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Erst die von Russland auf den Mai 1899 einberufene 
internationale Konferenz im Haag, welche sich mit der 
Frage der Abrüstung und der Schiedsgerichte befassen 
sollte, hat auch die Bestrebungen nach einer Revision 
der Genfer Konvention wieder aufgenommen. ! ) 

Von den drei Kommissionen, welche die Konferenz 
konstituiert hat, befasste sich die zweite mit der Fest- 
setzung der Kriegsgesetze, und somit auch mit den 
Materien der Genfer Konvention. 

Als Unterlagen für ihre Verhandlungen dienten 
dieser Kommission folgende Schriftstücke und völker- 
rechtlichen Akte : 

1 . Deklaration des Pariser Kongresses vom April 1856. 

2. Genfer Konvention von 1864; 

3. Die Additionalartikel vom 20. Oktober 1868. 

4. St. Petersburger Konvention, betreffend Verbot 
des Gebrauchs gewisser Geschosse ; 

5. Akten der Brüsseler Konferenz von 1874 über 
Kriegsgesetze und Kriegsgebräuche; 

6. Der von Russland auf der Brüsseler Konferenz 
eingebrachte Entwurf über Kriegsgesetze und 
Kriegsgebräuche ; 

7. Das Oxfprder Handbuch betreffend Gesetze über 
den Landkrieg, angenommen vom Institut für 
internationales Recht in der Session von 1880 
zu Oxford. 


Gar eis, die Weiterentwicklung des Prinzips der Genfer 
Konvention in den letzten 30 Jahren. Giessen 1895, Seite 21 ff. 

*) Über die Ergebnisse der Haager Konferenz vergl. die Arbeit 
des deutschen Delegierten : Zorn, die völkerrechtlichen Ergebnisse 
der Haager Konferenz. Deutsche Rundschan 26. Jahrg. 1900. Heft 4 ff. 

Den Text der Haager Beschlüsse siehe bei Gareis, Insti- 
tutionen des Völkerrechts, 1901 S. 288 ff. 
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8. Regeln für die Beschiessung offener Städte durch 
Seestreitkräfte, angenommen vom Institut für 
internationales Recht, im September 1896 zu 
Venedig. 

9. Erklärungen Frankreichs und Englands betreffend 
die Zusatzartikel zur Genfer Konvention. 

10. Entwurf einer Revision zur Genfer Konvention 
von Moynier. 

11. Vorläufiges Programm, vorgeschlagen vom 
Schweizer Bundesrat. 

12. Zirkular des niederländischen Ministers des 
Äusseren an die Vertreter von Holland vom 
13. Februar 1891, betreffend die Bitte der 
Amsterdamer Handelsbank, das Prinzip der Un- 
verletzlichkeit von Privateigentum auf dem Meere 
zu billigen und den Begriff Kriegskonterbande 
definieren zu lassen. *) 

Es war zu hoffen, dass gerade in diesem Punkte die 
Arbeiten der Konferenz im Haag von Erfolg begleitet 
sein würden. Die Menge der Vorarbeiten, die vielfachen 
Erfahrungen und die Möglichkeit der Durchführung 
standen diesem Unternehmen zur Seite. 

Je skeptischer man die andern Vorschläge der Kon- 
ferenz betrachten mochte, um so grössere Hoffnungen 
auf ein positives Resultat konnten sich gerade an diese 
Verhandlungen der Konferenz knüpfen, welche sich mit 
der Umgestaltung der Genfer Konvention befassten. 

Aber trotz allem haben sich die berechtigten Er- 
wartungen nur teilweise erfüllt. Es kam auf der 


cf. M. Allgem. Zeitung No. 138, pag. 6, 1899. 
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Konferenz nur zu einem Abkommen, betreifend die An- 
wendung der Grundsätze der Genfer Konvention am 22. 
Aug. 1864 auf den Seekrieg; die Revision der Genfer 
Konvention, diese dringendste und darum vor allem 
andern vorzunehmende Arbeit, wurde von der Konferenz 
nicht vorgenommen, sondern es wurde in dem Schluss- 
protokoll den Regierungen nahe gelegt, in nicht zu femer 
Zeit eine neue Konferenz einzuberufen, die sich speziell 
mit diesem Punkte zu befassen hätte. So ist die Hoffnung 
auf eine Revision der Konvention wieder hinausgeschoben, 
dieses Resultat kann man nur bedauern. Um so lebhafter 
muss man wünschen, dass die Regierungen den Anregungen 
der Konferenz folgen und eine neue Versammlung ein- 
berufen, die diese Frage einer sorgfältigen Prüfung 
unterzieht und iu ihrem Resultat zu einem guten Ende 
führt. 
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Änderungs-Vorschläge 

zur Genfer Konvention. 


No. 1. 

Entwurf der preussischen Militärkonferenz 

vom Jahre 1867. 

Art. 1. 

. „Die Ambulanzen (Verbandplätze und Feldlazarette) 
sowie die Militär- und Zivil hospitäler gelten so lange für 
neutral und geniessen den Schutz der kriegführenden 
Mächte, als verwundete oder erkrankte Militärs sich in 
denselben befinden. 

Die Neutralität würde aufhören, wenn sie mit Militär 
besetzt wären. 

Fällt eine solche Ambulanz oder Hospital in die 
Gewalt des Feindes, so übernimmt dieser die Sorge für 
dieselben in derselben Weise wie für die eigenen Sanitäts- 
anstalten. 

Art 2 

(der Genfer Konvention) 

sollte folgenden Zusatz erhalten: 

„Geraten mit der Kranken- oder Verwundetenpflege 
beschäftigte Personen des Sanitätspersonals in die Gewalt 
des Feindes, eo werden sie entweder in den feindlichen 
Lazarethen beschäftigt oder an die Vorposten ihrer Armee 
ausgeliefert. 
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Art. 3 

(der Genfer Konvention) 
sollte diese viel ausführlichere Fassung erhalten : 

„Die im vorhergebenden Artikel bezeichneten Personen 
bleiben ungestört in ihrer Funktion,, auch wenn die Ambu- 
lanzen oder Hospitäler, an welchen sie beschäftigt sind, 
in die Gewalt des Feindes fallen. 

Das Sanitätspersonal und die Krankenwagen können 
ihre Funktion auf dem Schlachtfelde auch dann ungestört 
fortsetzen, wenn dasselbe vom Feinde bereits okkupiert ist; 
es ist denselben aber nicht gestattet, die aufgehobenen 
Verwundeten ihren Truppen zuzuführen. Dieselben ver- 
bleiben vielmehr bis auf Weiteres iri der Gewalt des 
Feindes. 

Das Oberkommando des letzteren bestimmt, ob das 
in seiner Gewalt befindliche Sanitätspersonal und wann 
dasselbe entlassen werden soll. Dasselbe kann nur so 
lange zurückbehalten werden, als die Verwundeten und 
Kranken sein Verbleiben erfordern. 

Demselben ist nicht gestattet, sich ohne Genehmigung 
des feindlichen Kommandos aus dem ihm zugewiesenen 
Rayon zu entfernen oder mit der befreundeten Armee 
irgendwie in Verbindung zu treten. 

Die Sanitätsoffiziere verpflichten sich auf Ehrenwort, 
den ihnen erteilten Befehlen des feindlichen Kommandos 
nicht zuwiderhandeln zu wollen. Im Übertretungsfalle 
verfallen sie den Kriegsgesetzen. 

Das Sanitätspersonal, welches in Feindeshand geblieben 
ist, bezieht die in der eigenen Armee ihm zustehenden 
Kompetenzen. 
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Art. 4. 

(der Genfer Konvention) 
sollte folgenden Zusatz erhalten : 

„Unter Ambulanzen sind die Verbandplätze, die zum 
Aufheben und Erquicken der Verwundeten getroffenen 
Anstalten und die Feldlazarethe, unter „Hopitaux* die 
Kriegs-, Reserve-, Etappen-, Garnison- und die mit ver- 
wundeten Militärs belegten Zivil-Lazarethe zu verstehen. 

Anstatt des 

Art. 5 

der Genfer Konvention sollte der folgende gesetzt werden : 
„Die Höchstkommandierenden der kriegführenden 
Parteien fordern durch Aufruf die Landesbewohner auf, 
den Verwundeten des Feindes gleich denen der befreun- 
deten Armee jede Hilfe zu leisten, zu welcher sie Gelegen- 
heit finden -sollten. 

Die Zulassung von Privatpersonen auf das Schlacht- 
feld während oder gleich nach der Schlacht ist untersagt 
und kann nur durch besondere Erlasse des Oberkommandos 
gestattet sein. 

Im 

Art. 6 

(der Genfer Konvention) 
sollten die Alinea*], 2 und 5 unverändert bleiben, das 
Alinea 4 gestrichen und statt des Alinea 3 der Genfer 
Konvention das folgende gesetzt werden: 

„Jede der kriegführenden Parteien hat das Recht, 
<die in ihrem Besitz befindlichen Verwundeten, sobald sie 
geheilt oder transportfähig geworden sind, hi ihre Heimat 
zu entlassen. 


Art. 7 
(der Genfer Konvention) 
sollte folgeiitle.n Zusatz erhalten : 

„Diese Armbinde wird vom der betreffenden Militär- 
behörde allein verabfolgt und gegeu Fälschung sicher 
gestellt. Wer eine derartige Binde trägt, ohne dazu be- 
rechtigt zu sein, verfallt den KriegsgeBetzen. 

Zu den übrigen Artikeln wurden Änderungen 
nicht vorgeschlagen. 


No. 2. 

Entwurf der Pariser Hilfsverains-Delegiertenversammlung 

1867. 

Nach diesem Projekt sollte die Genfer Konvention 
fortan so lauten : 

Convention 

pour l'ainelioration du sort des militaires blosses dsns 
les anwies de terra et de mer. 

Art. 1. 

Les ambulances, les höpitaux et tout le matericl 
destine" a secottrir les blessös, seront reconnus neutrea, 
et, comme tels, protege's et respectea par les belligerants. 

Art 2. 
Le personnel des höpitaux et des ambulances, 
comprenant les Services de sante\ d' administratiou et de 
transport, ainsi que l'assistance religieuse, participeront 
au ben^nce de la neutralite'. 
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Art. 3. 

Les personnes designees dans Y article pr6c6dent 
pourront, si elles tombent entre les mains de rennend, 
continuer ä remplir leurs fonctions dans l'hopital ou 
rambulance qu 'elles desservent; soumises & Taatorit^ de 
l'ennemi, elles conserveront leur traitement complet. 

Elles pourront aussi se retirer pour rejoindre leurs 
corps des que les circonstances le permettront, et du 
consentement des deux partis. 

Art. 4. 

Les membres des soci6t6s de secours aux blessäs 
milltaires des armöes de terre et de mer de tous pays, 
de meine que leur personnel auxüiaire et leur matfeiel, 
sont d£clar£s neutres. 

Les soci6t6s pourront envoyer des d£16gu6s qui 
suivront les artnäes sur le thßätre de la guerre et secon- 
deront les Services sanitaires et administratifs dans leurs 
fonctions. Elles auront en particulier le droit d'envoyer 
un repr&entant auprfes des quartiers g6n6raux des arniöes 
respectives. 

Art. 6. 

Les habitants du pays, ainsi que les infirmiers volon- 
taires qui porteront secoure aux blessäs, seront respect6s 
et prot6g6s. 

Tout bless6 recueilli et soignä dans une maison y 
servira de sauvegarde. Le habitant qui aura recueilli 
chez lui des bless^s sera dispensö, autant que possible, 
du logement des troupes et de tout ou partie de contri- 
butions de guerre. 

6 


i 
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Art. 6. 

Les militaires malades ou blesses seront recueillis et 
soignäs ä quelque nation qu'ils appartiennent. 

Tout bless6 est dßclare neutre et devra, s'il tombe 
entre les mains de Tenneini, etre remis aux autoritös 
civiles ou militaires de son pays, pour etre renvoyß dans 
ses foyers. 

Cette restitutio!» s'operera des que les circonstances 
le permettrout, et du consentement des deux partis. 

Le convois du service de santß, avec le personnel 
qui les dirige, seront couverts par une neutralitö absolue. 

Art. 7. 

Un drapeau distinctif et uniforme est adopte pour 
les höpitaux, les ambulances, les depöts de matßriel et 
les convois du service de sante. II devra etre, en toute 
circonstance, accorapagnö du drapeau national. 

Un brassard est ßgalement admis pour le personnel 
neutralisä, mais la dälivrance en sera laiss6e a l'autorite 
militaire. Le drapeau et le brassard porteront groix 
rouge sur fond blanc. 

Art. 8. 

Les hautes puissances contractautes s' eugagent ä 
introduire dans leurs rfeglements militaires les modifications 
devenues indispensables par suite de leur adhesion ä la 
präsente Convention. 

Elles en ordonneront Texplication aux troupes en 
temps de paix, et la mise ä T ordre du jour en temps 
de guerre. Les commandants en chef des armäes belli- 
gärantes veilleront k la stricte Observation de la Con- 
vention et en rägleront, ä cet effet, les d&ails d* exöcution. 


— 83 — 
Art. 9 u. 10 

sollten unverändert bleiben. 


No. 3. 

Entwurf der Versammlung der deutschen Hilfsvereine 
vom 22. Aug. 1867 zu Würzburg. 

Nach diesem Vorschlage sollte die veränderte Kon- 
vention im Zusammenhange lauten: 

Art. 1. 

Wie die Fassung der Pariser internationalen Kom- 
mission, jedoch mit dem Zusatz : „Der Mitgebrauch und 
die Leitung stehender militärischer Hospitäler bleibt 
jedoch der okkupierenden Armee vorbehalten. 

Art. 2. 

Wie die Fassung der Pariser internationalen Kommission. 

Art. 3. 

Die im vorhergehenden Artikel bezeichneten Personen 
bleiben ungestört in ihren Funktionen, auch wenn die 
Hospitäler, in welchen sie thätig sind, in die Gewalt des 
Feindes fallen. Das Sanitätspersonal, welches in Feindes- 
land geblieben ist, erhält die ihm in der eigenen Armee 
zustehenden Kompetenzen. 

Das Sanitätspersonal und die Krankenwagen können 
ihre Funktionen auf dem Schlachtfelde auch dann un- 
gestört fortsetzen, wenn dasselbe vom Feinde bereits 
okkupiert ist; es ist denselben aber nicht gestattet, die 
aufgehobenen Verwundeten ihren Truppen zuzuführen ; die- 
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selben verbleiben vielmehr bis auf weiteres in der Gewalt 
des Feindes. — Das Oberkommando des letzteren be- 
stimmt, wann das in seiner Gewalt befindliche Sanitäts- 
personal entlassen werden soll. Dasselbe kann nur 
solange zurückbehalten werden, als die Pflege der Ver- 
wundeten und Kranken sein Verbleiben erfordert. 

Geraten jedoch die einzelnen Truppenkörpern zu- 
geteilten Individuen des Sanitätspersonals in die Gewalt 
des Feindes, so werden sie entweder in den feindlichen 
Lazarethen beschäftigt oder an die Vorposten ihrer Armee 
ausgeliefert. 

Sanitätspersonen, welche die Neutralität durch deren 
Verletzung verwirken, verfallen den Kriegsgesetzen. 

* Art 4. 

Die Vorräte und Zufuhren der Hilfsvereine an Geld 
und Materialien aller Art, welche für Verwundete oder 
Kranke bestimmt sind, sowie die Bespannung derselben 
sollen nicht als Kriegsmaterial, und die Unterstützung 
— jeder Art — der Verwundeten nicht als Unter- 
stützung kriegführender Truppen geachtet werden, sind 
vielmehr für neutral und auch den Neutralen erlaubt er- 
klärt. Jenen Zufuhren und den Abgesandten der Hilfs- 
vereine ist, wo militärische Rücksichten nicht ausnahms- 
weise im Wege stehen, freier Verkehr und freies Geleit 
auf dem Kriegsschauplatze zu gewähren. 

Art. 5. 

Die Höchstkommandierenden der kriegführenden 
Mächte fordern durch Aufruf die Landesbewohner auf, den 
Verwundeten des Feindes gleich denen der befreundeten 
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Armee, jede Hilfe zu leisten, zu welcher sie Gelegenheit 
finden sollten. 

Die Zulassung von Privatpersonen auf das Schlacht- 
feld während oder gleich nach der Schlacht, ist dem Er- 
messen des Kommandierenden anheimgegeben. 

Art. 6- 

Die verwundeten oder erkrankten Militärs sollen 
ohne Unterschied der Nationalität aufgenommen und ver- 
pflegt werden. 

Den Oberbefehlshabern soll es freistehen, die während 
des Gefechts verwundeten Militärs sofort den feindlichen 
Vorposten zu übergeben, sobald die Umstände es gestatten 
und beide Parteien einverstanden sind. 

Die Verwundeten sollen, falls ihre Regierung die 
Verpflichtung übernimmt, sie während des Feldzugs nicht 
mehr zu militärischen Diensten zu verwenden, nicht kriegs- 
gefangen werden, also namentlich die Freiheit behalten, 
sich verpflegen zu lassen, wo und von wem sie wollen. 

Die Transporte im Sanitätsdienst samt dem zuge- 
hörigen Personal stehen gleichfalls unter dem Schutze 
unbedingter Neutralität. 

Art. 7. 

Wie die Fassung der Pariser internationalen Kom- 
mission mit der Modifikation bei Absatz 2 : 

„Diese Armbinde wird von der Militärbehörde allein 
verabfolgt und gegen Fälschung sicher gestellt ; wer eine 
derartige Armbinde trägt, ohne dazu berechtigt zu sein, 
verfällt den Kriegsgesetzen." 

Letzter Absatz wieder wie in der Pariser Fassung. 


— 86 - 
Art. 7*> 

Die siegende Armee hat die Obliegenheit, soweit ihr 
das unter den jedesmaligen Umständen möglich ist, die 
Verwundeten und Gefallenen durch militärische Bewachung 
des Schlachtfeldes gegen Plünderung und Misshandlung 
zu schützen. 

Die hohen kontrahierenden Mächte werden dafür 
sorgen, dass jede Militärperson im Kriege eine Urkunde 
mit sich führt, aus welcher der Name und Heimatsort 
des Trägers, sowie der Truppenteil, welchem derselbe 
angehört, zu entnehmen sei. Diese Urkunde soll jedem 
Gefallenen vor der Beerdigung abgenommen und, nach 
erfolgter Eintragung in die Sterbeliste, seiner Heimats- 
behörde zugestellt werden. 

Art. 8. 

Absatz 1, 2 und 3 wie die Fassung der Pariser 
internationalen Kommission. 

Die Achtung der von dieser Konvention gewährten 
Neutralitätsrechte soll durch übereinkunftsmässige gleich- 
förmige Bestimmungen in den Militärstrafgesetzgebungen 
sicher gestellt werden. 

Art. 9. 
Unverändert. 

Art. 10. 

Unverändert. 
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No. 4. 

Entwurf der Pariser internationalen Versammlung 

vom 29. Aug. 1867. 

Texte adoptö ä titre de voeux par la Conference inter- 
nationale de Paris. 29. Aoüt 1867. 

Convention 

pour r am&ioration du sort des militaires blessäs dans 

les armäes de terre et de mer. 

Art. 1. 

Les ambulances, les höpitaux et tout le matäriel 
destinö ä secourir les blessös et les malades sur terre 
et sur mer, seront reconnus neutres, et, comme tels, pro- 
t6g6s et respectes par les belligörants. 

Art. 2. 
Le personuel des höpitaux et des ambulances de 
terre et de mer, comprenant les Services de santö, 
d'administration et de transport, ainsi que l'assistance 
religieuse, participeront au bönäfice de la neutralitö. 

Art. 3. 

Les personnes designees dans Tarticle pr6c6dent 
pourront, si elles tombent entre les mains de rennemi, 
continuer ä remplir leur fonctions dans l'höpital, lambu- 
lance ou le navire qu elles desservent. Soumises ä 
Pautorit6 de rennemi, elles conserveront leur traitement 
complet. 

Le personnel sauitaire ne sera pas retenu au delä 
du temps exigö par Tassistance des blesses; mais le 
commandant en chef de l'arm6e ou des forces navales 
victorieuses d^cidera quand il pourra se retirer. 
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Le personnel sanitaire et administrativ ainsi que 
les voitures, les navires et tout le matäriel ä l'usage des 
blessßs, continueront ä fonctionner sur le champ de 
bataille, ou dans les eaux du combat, meine apres que 
ces lieux auront 6tö occupös par l'armäe ou par les 
forces navales victorieuses. Cependant Jes blessös enlevös 
resteront entre les mains du vainqueur. 

Si le personnel sanitaire et administratif manquait 
aux devoirs que sa neutral it6 lui impose, il serait soumis 
aux lois de la guerre. 

Art. 4. 
Les membres des Soci6t6s de secours aux blessäs 
militaires des armäes de terre et de mer de tous pays, 
de m£me que leur personnel auxiliaire et leur matöriel, 
sont d£clar£s neutres. 

Les soctetös de secours se mettent en correspondance 
directe avec les quartiers g&iöraux des armöes ou avec 
les commandants des forces navales, par le moyen de 
repr&entants. 

Les sociötäs de secours, d'accord avec leurs repr^sen- 
tants aux quartiers g6n6raux ou aupr£s des commandants 
des forces navales, pourront envoyer des D616gu6s qui 
suivront les armöes ou les flottes sur le thäätre de la 
guerre et seconderont les Services sanitaires et adminis- 
tratifs dans leurs fonctions. 

Art. 5. 
Les habitants du pays, ainsi que les infirmiers 
volontaires, qui porteront secours aux bless6s, seront 
respectös et prot6g6s. 
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Les commandants en chef des puissances belligcrantes 
inviteront, par uue proclamation, les habitants du pays 
k secourir les blessös de l'ennemi, comme s'ils appar- 
tenaient ä une armee ou ä une marine amie. 

Tout bless6 recueilli et soiguö dans une maisou y 
servira de sauvegarde. 

Tout navire Charge de recueillir des blessös ou des 
naufrag£s sera sauvegarde par le pavillou mentionn6 ä 
Farticle 7 ci-aprte. 

Art 6. 

Les militaires malades ou bless6s seront recueillis 
et soign£s, ä quelque natiou qu'ils appartienueut. 

Tout bless6 tomb6 entre les mains de rennemi est 
d£clar£ neutre, et doit etre remis aux autoritös civiles 
ou militaires de son pays, pour etre renvoyö dans ses 
foyers, lorsque les circonstances le permettront, et du 
consentement des deux partis. 

Les convois du Service de sant£, avec le personnel 
qui les (lirige, seront couverts par une neutralitä absolue. 

Art. 7. 

Un drapeau et un pavillon distinctifs et uniformes 
sont adoptäs pour les höpitaux, les ambulances, les döpots 
de materiel et les convois du service de santc dans les 
armöes de terre et de mer. Hs devront etre, en toute 
circonstance, accompagnös du drapeau ou du pavillon 
national. 

Un brassard est ägalement admis pour le personnel 
neutralisö. Ce brassard sera d£livr£ exclusivement par 
les autoritös militaires, qui cröeront pour cela un moyen 
de controle. 

6* 
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Toute personne qui portera indüment le brassard sera 
soumise aux lois de la guerre. 

Le drapeau, le pavillon et le brassard portent croix 
rouge sur fond blanc. 

Art. 8. 

L'armee victorieuse a le devoir de surveiller, autaut 
que les circonstances le permettent, les soldats tombes 
sur le cbamp de bataille, pour les preserver du pillage 
et des mauvais traitements, et d'enterrer les morts, en 
se conformant strictement aux prescriptions sauitaires. 

Les pulssances contractautes prendront soin qu'en 
temps de guerre chaque militaire soit muni d'un signe 
uniforme et obligatoire propre ä 6tablir son identitä. 
Ge signe indiquera son nom, son lieu de naissance, ainsi 
que le corps d'armäe, le rägiment et la compagnie aux- 
quels il appartient. En cas de däces, ce document devra 
etre retirö avant rinhumation, et remis ä l'autorite civile 
et militaire du lieu de naissance du d£c6d6. 

Les listes des morts, des bless£s, des malades et 
des prisonniers seront communiqußes, autant que possible, 
imm^diatement apres le combat, au commandant de 
larmee ennemie, par voie diplomatique ou militaire. 

Pour autant que le contenu de cet article est appli- 
cable ä la marine et exäcutable par eile, il sera observö 
par les forces navales victorieusei. 

Art 9. 
Les hautes Puissances contractantes s'engagent ä 
introduire dans leurs r&glements militaires les modifications 
devenues indispensables par suite de leur adhäsion ä la 
Convention. 
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Elles en ordonneront 1'explication aux troupes de 
terre et de mer en iemps de paix, et la mise & Y ordre 
du jour en temps de guerre. 

Les commandants en chef des arm&s ou des forces 
navales belUgöräntes veilleront ä la stricte Observation 
de la Convention, et en r6gleront, a cet eflFet, les dätaüs 
d'exöcution. 

L'inviolabilite de la neutral it6 änoncöe dans cette 
Convention doit etre garantie par des däclarations uni- 
formes, publikes dans les Codes militaires des diverses 
nations." 


No. 5. 

Enoncö des Genfer internationalen Komitees. 

6nonc6 de quelques id6es ä examiner 

ä 1' occasion de la rävision de la Convention internationale 

du 22. Aoüt 1864, soumis par le Comitä international h la 

Conference diplomatique de Genfeve en Octobre 1868. 

1° 


Neutraliser, dans une plus large mesure, le mat&iel 
sanitaire. 


qo 


Stipuler que le personnel sanitaire, lorsqu 'il se trouve 
entre les mains de l'ennemi (art. 3), doit etre soumis 
k V autorit6 de celui - ci, mais ne peut etre retenu äu 
delä du temps exigä pour l'assistance de ses nationaux. 


3° 

Garantir aux individus faisant partie du personnel 
sanitaire 1a conservation de leur traitement pendant leur 
sejour chez l'eiinemi. 

Mettre le personnel des sodetes de secours au bene- 
rice de la neutralite. 


Reglement er lea rapports ä etablir entre ■ les comman- 
dants en chef et les sodetes de secours. 


Limiter, ä la mesure du possible et de l'equite, les 
dispeuses stipulees (art. 5) en f&veur de 1' habitant qui 
aura recueilli cbez lui des blesses. 

Adraettre plus largement le principe de la neutralite 

des blesses. 

8° 

Adopter un moyen de contröle qui empeche le port 
illegal du brassard international. 


Assurer une bonne police du champ de bataille apres 
1'action, soit au point de vue du pillage et des mauvais 
traitements inniges aux victimes de la lutte, soit au point 
de vue de 1' enterrement des inorts. 


--» -»*■=- 
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10° 

Convenir d'un signe uniforme, au raoyen duquel on 
puisse constater facilement l'identitö de chaque com- 
battant. 

11° 


Prendre des mesures pour inculquer aux troupes les 
principes de la Convention. 

12° 


Etendre aux forces navales les principes de la Con- 
vention relatifs aux armöes de terre. 


No. 6. 

Die Additional-Artikel zur Genfer Konvention 
vom 20. Oktober 1868. 

Projet 
d'articles additionnels ä la Convention du 22. aout 1864 
pour 1' am61ioration du sort des militaires bless6s dans les 

arm£es en campagne. 
Sign6 par la Conference internationale de Geneve, 

le 20. octobre 1868. 

Les gouvernements de 1' Allemagne du Nord , 
TAutriche, Bade, la Bavi&re, la Belgique, le Danemark, 
la France, la Grande Bretagne, Tltalie, les Pays-Bas, 
Suede et Norv6ge, la Suisse, la Turquie, la Wurtemberg : 

Desirant etendre aux armöes de mer les avantages 
de la Convention conclue a Geneve, le 22 aout 1864, 
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pour r am&ioration du sort des militaires bless6s dans 
les armßes en campagne, et preciser davantage quelques- 
unes des stipulations de la dite Convention, ont nomine 
pour leurs Commissaires. — 

Lesquels, düment aatorisäs & cet effet, sont. couvenüs, 
sous reserve d' approbation de leurs gouvernementej des 
dispositions suivantes : 

Art. 1. 

Le personnel d6sign£ dans Tarticle deux de la 
Convention continuera, aprös l'occupation par Tennemi, 
k donner, dans la mesure des besoins, ses soins aux malades 
et aux blessfe de l'ambulance ou de l'hdpital qu'il 
dessert. 

Lorsqu'il demandera k se retirer, le commandant 
des troupes occupantes . fixere le moment de ce däpart, 
qu'il ne pourra tontefois diff&rer que pour une icourte 
duräe en cas de nöcessitäs militaires. 

Art 2. 
Des dispositions devront etre prises par les Puissances 
belligärantes pour assurer au personnel neutralis£, tomb6 
entre les mains de l'armöe ennemie, la jouissance integrale 
de son traitement. 

Art. 3. 
Dans les conditions prövues par les articles un et 
quatre de la Convention, la dänomination d'ambulance 
s' applique aux höpitaux de campagne et autres Etab- 
lissements temporaires qui suivent les troupes sur les 
champs de bataille pour y recevoir des malades et des 
blessfe. 
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Art. 4. 

Conform&nent k 1'esprit de l'article cinq de la 
Convention et aux räserves mentionnäes au Protocole de 
1864, il est expliquä que, pour la räpärtition de charges 
relatives au logement de troupes et aux contributiona 
de guerre, il ne sera tenu compte que dans la mesure 
de l'equitä du z£le chaütable d6ploy6 par les habitants. 

Art 5. 
Par extension de l'article six de la Convention, il 
est stipute que, sous la- r6serve des officiers dont la 
possession importerait au sort des armes, et dans les 
limites fixöes par le deuxifeme paragraphe de cet article, 
les blessös tombäs entre les mains de l'ennemi, lors meme 
qu'ils ne seraient pas reconnus incapables de servir, devront 
etre renvoyös dans leur pays apr£s leur gu&ison, ou plu- 
16t si faire se peut, ä la conditiou toutefois de ne pas 
reprendre les armes pendaut la dur6e de la guerre. — 

Articles concernant la marine. 

(Darauf folgen Art. 6—15, die die Marine betreffen.) 


Vorschlag der russischen Regierung auf der Brüsseler 
internationalen Konferenz 

vom 27. Juli bis 27. August 1874. 


Projet 

d'une Convention Internationale concernant les lois et 

les coutumes de la guerre. 

(1. Abschnitt, 7. Kapitel SS 38-44). 

§ 38: 

Les ecclesiastiques, medecins, pharmaciens et aides- 

chirurgiens, demeures pres des blesses sur le champ de 

batnille, ainsi que tout le service personnel des liöpitaux 

inilitaires et des ambulances de campagne, ne peuvent 

pas e-tre faits prisonniers de guerre; ils jouissent du droit 

de neutralite, s'ils ne prennent pas une part active aux 

Operations de guerre. 

g 39. 
Les malades et les blesses tombes entre les mains 
de 1' euneuii sont consideres comine prisonniers de guerre 
et traitäs conformement ä la Convention de Geneve et 
aux articles additionnels suivants. 

§ 40. 

La neutralite des liöpitaux et ambulances cesse si 
1' ennemi en use pour des buts de guerre ; inais le fait 
qu' ils sont proteges par uu piquet ou des sentinelles ne 
les prive pas de la neutralite ; le piquet ou les sentinelles, 
s' ils sont captures, sont seuls consideres comme prisonniers 
de gnerre. 
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§41. 

Les personnes jouissant du droit de neutralite et 
niises dans la necessit6 de recourir aux armes pour la 
defense personnelle, ne perdent point, par ce fait, le 
droit de neutralit6. 

§42. 

Les parties belligärantes sont tenues de preter leur 
assistance aux personnes neutraüsees tombäes en leur 
pouvoir, afin de leur obtenir la jouissance de Tentretien 
qui leur est assign6 par le Gouvernement et, en cas de 
necessitß, de leur delivrer des secours comme avance 
sur cet entretien. 

§ 43. 

Les blesses appartenant a Tarmee ennemie et qui, 
aprfes guärison, sont trouvßs incapables de prendre une 
part active ä la guerre, peuvent 6tre reuvoyes dans leur 
pays. Les blessßs qui ne sont pas dans ces conditions 
peuvent etre retenus comme prisonniers de guerre. 

§44. 

Les non-combattants jouissant du droit de neutralite 
doivent porter un signe distinctif dölivrß par leur gouverne- 
ment et, en outre, un certificat d'identit6. 


No. 8. 
Das Projekt der Subkommission auf der Brüsseler 

Konferenz. 

§ 38. 

Les malades et les blesses tombös entre les mains 
de 1' ennemi seront considerös comme prisonniers de guerre 
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et trait^s avec humanite conform^ment ä la Convention 
de Genöve. Ds recevront les mdmes soins que ceux qu* en 
pareilles circonstances l'ennemi donne ä ses propres 
malades et blessäs. 

Ceux dont la convalescence sera pr6sum6e, d'apr&s 
les constatations officielles, devoir exender la duröe pro- 
bable de la guerre, seront, s'ils en expriment le dösir, 
renvoy6s dans leur pays dfes que leur etat le permettra. 

§39. 

Le personnel mentionnä ä l'article 2 de la Convention 
de Genöve ainsi que les membres des Soctet&i de secours 
admis sur le thöätre de la guerre par les autoritäs mili- 
taires, jouiront des droits garantis par la dite Convention, 
ä moins qu'ils ne prennent part aux hostilit£s. 

L' emploi des armes pour leur defense personnelle 
ne les privera pas de ces droits. 

§ 40. 

Quand leurs Services cesseront d' 6tre n6cessaires 
aux malades et aux blessfe, l'autoritä militaire devra, 
sur leur deinande, les renvoyer et, si cela peut avoir 
lieu Sans nuire aux Operations inilitaires, les faire recon- 
duire aux avant-postes de leur arm6e par le chemin le 
plus court. 

§ 41. 

Les parties bellig&rantes sont tenues de preter leur 
assistance aux personnes neutralisöes tomb£es sous leur 
juridiction, afin d'assurer ä Celles -ci la jouissance du 
traitement assign6 par leur Gouvernement et, en cas de 
nfoessite, de leur d&ivrer des secours ä titre d'avance. 
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§ 42. 

Le personnel susmentionnä doit porter, outre le signe 
distinctif prävu par la Convention de Gen&ve, un certificat 
d'identitä ainsi qu'une autorisation ämanant de l'autoritä 
competente. 

Les personnes qui ne remplissent pas ces conditions 
ne peuvent räclamer les Privileges garantis par la Con- 
vention de Genfeve. 

§ 43. 

Les höpitaux et ambulances, sous la condition que 
l'ennemi n'en use pas dans des buts de guerre, seront 
respectäs et jouiront des droits qui leur sont assuräs par 
la dite Convention. Le fait qu'ils sont prot6g6s par un 
piquet ou des sentinelles ne le prive pas de cette 
Prärogative. 

Le piquet ou les sentinelles en cas de capture sont 
seuls consid6r6s com nie prisonniers de guerre. 

La matäriel des höpitaux ne passe ä la pisposition 
de Tarm^e d' occupatio!! qu'alors qu'il n'est plus näcessaire 
au Service des blessäs et des malades. 

§ 44. 

Les Etablissements publics et prives consacres au 
service de santä ne peuvent etre employes a d'autres 
buts militaires qu'autant qu'ils ne soient pas occupßs 
par des bless^s. 
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1. 

Die Stellung der Verwundeten und Kranken. 

Der erste Absatz des sechsten Artikels der Konvention 
enthält die Hauptbestimmung des ganzen Vertrages. Die 
Vorschrift, die er enthält : Les militaires blessös ou 
malades seront recueillis et soignäs, a quelque nation 
qu' ils appartiennent — ist die Grundlage für alles andere, 
und um diese Vorschrift zu erreichen, ist die ganze Be- 
wegung ins Werk gesetzt worden, die zur Entstehung 
der Konvention von Genf geführt hat. 

Alles, was die Konvention über die Neutralität 1 ) 
der Sanitätspersonen, über das Material der Sanitäts- 
anstalten und über die Sanitätsanstalten selbst, über die 
Hülfeleistungen der Landesbewohner bestimmt, dient dazu, 
dem Grundartikel 6 des Vertrages seine Anwendung zu 
sichern. Es geziemt sich daher, mit diesem Artikel so- 
wohl die Konvention wie auch die Kritik derselben zu 
eröffnen. 

Die Pflege, welche den Verwundeten zuteil werden soll, 
muss die gleiche sein für die Angehörigen des eigenen 
Heeres wie für die der feindlichen Armee. Die Gleich- 
mässigkeit der Behandlung bezieht sich einmal auf die 
Aufnahme vom Schlachtfelde, dann auf die Verpflegung 
selbst. Es darf nicht geschehen, dass die siegreiche Armee 
nur ihre eigenen Verwundeten in Verpflegung nimmt, die 
Verwundeten des Feindes aber auf dem Kampfplatze 
liegen lässt. Es wäre die schwerste Verletzung der 

J ) Über den Ausdruck „ Neutralität u vergl. den fünften Abschnitt 
dieses Kapitels: „Allgemeine Bestimmungen. * 


•I 
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Konvention, wenn die Militärbehörde des siegreichen 
Heeres die Anordnung träfe, zuerst die eigenen Ver- 
wundeten aufzunehmen und dann erst derjenigen des 
feindlichen Heeres zu gedenken. Bei der Aufnahme darf 
nur die Gelegenheit und die Schwere der Verwundung 
entscheiden. 

Die Verwundeten, die noch auf dem Schlachtfelde 
liegen, bedürfen aber nicht nur der Hilfe gegen 
ihre Verwundungen, sondern auch der Hilfe gegen 
audere Gefahren. In der Nähe der kämpfenden Heere 
treibt sich häufig ein verbrecherisches Gesindel herum, 
„Hyänen des Schlachtfeldes" genannt, dessen furchtbares 
Gewerbe darin besteht, den Verwundeten und Toten alles 
irgend Wertvolle zu rauben, und das nicht davor zurück- 
schreckt, einen etwaigen Widerstand durch die schreck- 
lichsten Verstümmelungen oder gar durch Tötung der 
sich wehrenden Verwundeten zu brechen. 

Hier muss unbedingt eine Ergänzung der Konvention 
vorgenommen werden. Da der Schutz der Verwundeten 
noch auf dem Schlachtfelde zu beginnen hat und sich 
keineswegs in der Verpflegung erschöpft, so müssen 
Massregeln vereinbart werden, die das Treiben dieser 
vertierten Geschöpfe verhindern. In die Konvention muss 
eine solche Bestimmung aufgenommen werden, weil der 
umfassende Schutz der Verwundeten ihr Gegenstand ist. 
Eine Überwachung des Schlachtfeldes ist darum anzu- 
ordnen und der das Gebiet behauptenden Partei auf- 
zuerlegen. Übrigens sind die Verwundeten nicht nur 
gegen das erwähnte räuberische Gesindel zu schützen, 
sondern auch vor Angriffen einer erbitterten Bevölkerung, 
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die ihren Hass an den hilflosen Verwundeten auszulassen 
gedenkt. l ) 

Die Bedenken gegen die Aufnahme einer solchen 
Bestimiuuug in den Vertrag, die darauf beruhen, dass 
die Souveränität der einzelnen Staaten dadurch eine Ein- 
büsse erleide, sind keineswegs durchschlagend, wenn sie 
auchr die Annahme einer solchen Vorschrift 1868 in Genf 
verhinderten. Denn alle Staaten müssen ein gleichmässiges 
Interesse daran haben, ihre Verwundeten vor diesen Gräueln 
zu bewahren und die Verbrecher an ihrem Treiben zu 
hindern. Die Aufnahme einer derartigen Bestimmung in 
das Protokoll, wie es 1868 in Genf der Fall war, genügt 
nicht, vielmehr muss diese in den Vertrag selbst auf- 
genommen werden, wie es auch in deu Entwürfen der 
Würzburger Versammlung (Artikel 7 b ) und der inter- 
nationalen Pariser Versammlung 1867 (Artikel 8) ge- 
schehen ist. 

Die erste Thätigkeit der den Platz behauptenden 
Armee besteht also in Rücksicht auf die Verwundeten 
in einer ausreichenden Sicherung des Schlachtfeldes durch 
Feldpolizei und in der gleichmässigen Aufnahme der Ver- 
wundeten. Sind diese in die Verbandplätze und Lazarette 
aufgenommen, so hat eine gleichmässige Verpflegung und 
Behandlung für alle einzutreten. 

Diese Gleichmässigkeit kann sich natürlich nur be- 
ziehen auf die staatlichen Massnahmen. Wenn Private 


i) Vergl. Lueder, a. a. 0. S. 319ff. 

M o 1 n ä r , Die Genfer Konvention . Hist.- kritische Studie. 
Leipzig 1887. S. 48. 

J. v. B 1 o c h , Die Unmöglichkeit, den Verwundeten auf dem 
Schlachtfelde Hilfe zu bringen. Berlin 1899, Seile 33 und die dort 
Angeführten. 
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durch Liebesgaben die Verwundeten der einen Partei 
besonders bedenken, so hat das nichts mit der Konvention 
zu thun. Vielmehr hat die Behörde ausreichende und 
angemessene Verpflegung allen Verwundeten zu gewähren, 
soweit die Verhältnisse dies gestatten. Was ausserdem 
geschieht zur besseren Verpflegung, das steht im freien 
Belieben des Einzelnen, besonders da ja durch die staat- 
liche Fürsorge schon für das Nötige gesorgt ist. 

Es wäre von Vorteil, wenn die Art der Verpflegung, 
die den feindlichen Verwundeten zukommen soll, in genauen 
und klaren Worten ausgedrückt wird, während die Kon- 
vention sich mit der ganz allgemeinen Festsetzung be- 
gnügt, dass die Verwundeten ohne Unterschied der 
Nationalität aufzuheben und zu verpflegen seien. 

Viel besser ist die Bestimmung des deutschen Ent- 
wurfs auf der Brüsseler Konferenz. Er lautet in seinem 
hierher gehörigen Teile : (§ 38) Les blessös et les malades 
de l'armöe ennemie seront soignös et entretenus par les 
belligörants de la meine manißre que ceux qui appartiennent 
ä leurs propres armäes. Ganz ähnlich lautet der Entwurf 
der Brüsseler Subkommission. (§ 38) In beiden Entwürfen 
ist die gebotene Gleichmässigkeit der Behandlung für die 
feindlichen wie die eigenen Verwundeten zum deutlichen 
Ausdruck gebracht. Und das ist notwendig, um die 
Absichten der Konvention bei allen Beteiligten zu ver- 
wirklichen. 

Es ist klar, dass die den Verwundeten und Kranken 
gewährte Freiheit ihnen nur um ihrer Verwundung oder 
Krankheit willen zukommt. In dem von ihrem Zustand 
Geforderten liegt daher die Grenze dessen, wozu die ver- 
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pflegende Partei verpflichtet ist. Über alles andere kann 
die betreffende Verwaltung Verfügungen treffen, die sie 
bewahren vor feindseligen Handlungen ihrer Pfleglinge. 
Gegen offene Widersetzlichkeit wie gegen Spionage oder 
Fluchtversuche kann sie im gegebenen Falle Massregeln 
treffen, die sie davor sicher stellen. Internierungen und 
Kontrolle der Korrespondenz sind aus diesem Grunde 
wohl erlaubt und Verstössen nicht gegen die Konvention. 
In dem Genfer Vertrage ist den Verwundeten aller- 
dings Unverletzlichkeit zugesprochen und zwar still- 
schweigend, welche Art der Zubilligung übrigens nicht 
gut ist, weshalb bei einer Revision eine ausdrückliche 
Erwähnung dieses Privilegs in den Vertrag aufzunehmen 
ist. Man kann entweder annehmen, dass die Konvention 
die Unverletzlichkeit als selbstverständlich voraussetzt, 
oder man kann sie aus Artikel 6 Absatz 1 herleiten 1 )« 
Aber diese Unverletzlichkeit ist nicht absolut, so wenig 
wie die Neutralität dei Sanitätspersonen *), sie gilt viel- 
mehr nur so lange, wie die geschützten Personen ein 
Verhalten beobachten, das sie dieser Vergünstigung wert 
macht. Einen Missbrauch ihrer Privilegien braucht sich 
selbstverständlich die feindliche Partei nicht gefallen zu 
lassen, ein nicht konventionsmässiges Betragen verwirkt 
die Vergünstigung und lässt Sicherungsmassregeln als 
gerechtfertigt erscheinen. 

*) B i r c h e r , Die Revision der Genfer-Konvention. Aarau 1898. 
S. 24. Triepel, a. a. 0. S. 219. — Der Oltener Entwurf enthält 
die ausdrückliche Erwähnung der Neutralität für notwendig, um 
die Verwundeten vor Misshandlungen zu schützen. Siehe B i r c h e r 
a. a. 0. S. 54. 

2) Vergl. hierüber den Abschnitt über die hülfeleistenden 
Personen. 
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Ausser dein Schutz gegen die Hyänen des Schlacht- 
feldes bedürfen die Verwundeten auf dem Kampfplätze 
noch einer anderen Fürsorge. Bei der Raschheit der 
Arbeiten nach einer Schlacht kann es sehr leicht vor- 
kommen, dass leblos daliegende Verwundete mit den Toten 
beerdigt werden. Dieser grässlichen Möglichkeit des 
Lebendigbegrabenwerdens muss nach Kräften entgegen- 
gearbeitet werden. Und da eine Massregel, die dies ver- 
hindert, für die Verwundeten von höchster Wichtigkeit 
ist und auch keine allzugrossen Schwierigkeiten sich ent- 
gegenstellen, so ist eine derartige Vorschrift für eine 
revidierte Konvention lebhaft zu wünschen. Denn in 
einem Vertrag bestimmt zum Schutze der Verwundeten 
darfeine Bestimmung nicht fehlen, die den Verwundeten in- 
direkt den grössten Nutzen gewährt, indem sie diese vor 
dem furchtbarsten Schicksal bewahrt. l ) 

Anders steht es mit zwei Vorschlägen, die von vielen 
Seiten befürwortet werden, nämlich mit den Vorschlägen 
über die Feststellung der Persönlichkeit der Gefallenen 
und über die hygienische Behandlung der Schlachtfelder 
nach dem Kampfe. 

Um die Identität der Gefallenen feststellen zu können, 
soll jeder Soldat ein Zeichen besitzen mit Angabe von 
Namen, Geburtsort, Armeekorps, Regiment und Kompanie 2 ). 
Dieses Zeichen soll verhindern, dass man in Ungewissheit 
darüber bleibt, wer in der Schlacht gefallen ist, so dass 
es nicht mehr vorkommen kann, dass eine ungeheure Zahl 


*) Vergl. Lueder, a. a. 0. S. 822. 

Molnär, a. a. 0. S. 49. 
*) V*rgl. Lueder, a. a. 0. S. 826. 
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von Vermissten konstatiert wird, über deren Verbleib jede 
Auskunft fehlt wie in den letzten Kriegen, wo eine sehr 
grosse Anzahl von Soldaten als vermisst angegeben worden 
ist. l ) Der Ungewissheit der Familien soll ein Ende 
gemacht werden, die nicht wissen, wo ihre im Felde 
stehenden Angehörigen verblieben sind, und die ausser 
dem qualvollen Zweifel über das Schicksal der Vermissten 
noch die lästigen Folgen einer verzögerten Regelung der 
rechtlichen Verhältnisse derselben zu tragen haben. 

Lueder führt noch zu Gunsten dieser Massregel 
an, dass durch sie auch der Gefahr des Lebendigbegraben- 
werdens in erhöhtem Masse vorgebeugt wird. 

Dass die Einführung einer zuverlässigen Feststellung 
der Identität der Gefallenen von grosser Bedeutung ißt, 
wird wohl niemand leugnen, aber es fragt sich, ob es 
geraten ist, sie in einer revidierten Genfer Konvention 
einer internationalen Regelung zu unterwerfen. Und 
dieses scheint trotz der warmen Befürwortung Lueders 
nicht angemessen. Es ist nötig, stets den Grundgedanken 
der Konvention im Auge zu behalten, der im Schutze 
der Verwundeten besteht; es hiesse die Konvention über 
die ihr aus diesem Gedanken gezogenen Grenzen hinaus 
erweitern, wenn man Bestimmungen aufnehmen wollte, 
die zwar sehr nützlich sind, aber in keinem Zusammen- 
hange mit dem Schutze der Verwundeten stehen. Wird 
eine sorgfältige Piüfung der Gefallenen vor der Bestattung 
vorgenommen, die über den Eintritt des Todes jeden 
Zweifel ausschliesst, — wie dies oben vorgeschlagen 
wurde — so braucht eine Feststellung der Persönlichkeit 

J ) Im prenssisch- österreichischen Kriege wurden 12000 Öster- 
reicher nnd 700 Preussen vermisst Siehe Lueder a. a. 0. S. 828. 
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der Gefallenen nicht mehr als ein Mittel angesehen zu 
werden, die Gefahr des Lebendigbegrabenwerdens herab- 
zumindern, da diese schon durch die angegebene Massregel 
ausgeschlossen wird. 

Da der .Schutz der Verwundeten durch die Fest- 
stellung der Identität nicht gefördert wird, ist sie in die 
Konvention nicht aufzunehmen, wenn auch mehrere Ver- 
sammlungen sie in ihre Entwürfe aufgenommen hatten 1 ). 
Soll eine internationale Regelung eintreten, so muss ein 
besonderer Vertrag geschaffen werden, oder sie muss in 
einer umfassendeu internationalen Normierung des Kriegs- 
rechts ihre Stelle finden, sie kann aber auch der einzel- 
staatlichen Gesetzgebung überlassen bleiben, wie dies 
Moynier empfiehlt 2 ). 

Was von der Identitätsfeststellung gilt, gilt in 
gleichem Masse von der hygienischen Behandlung des 
Schlachtfeldes. Durch die massenhafte Anhäufung der 
Toten, die womöglich nicht sofort beerdigt werden können, 
und durch die oft nicht tief genug gegrabenen Gruben 
können sehr leicht ansteckende Krankheiten entstehen, 
die sich über den ganzen Landstrich erstrecken. Aus- 
giebige sanitäre Veranstaltungen sind darum sehr am 
Platze. 


1 ) So im Artikel 4 des Hessen-Darmstädter Vorschlags, von 
wo er in den Würzburger Entwurf (Artikel 7 b ) und in die Pariser 
Voeux vom Jahre 1867 (Art. 8) überging. Der Oltener Entwurf 
hat im Artikel 4 Ziffer 2 diese Bestimmungen aufgenommen in Bezug 
auf die in die Hände des Feindes gefallenen Verwundeten und 
Kranken, während der Schweizer Bundesratsvorschlag von 1898 
auch eine Identifizierung der Gefallenen vorsieht.. 

Auch in der Litteratur hat der Vorschlag viele Verfechter gefunden. 
Vergl. Triepel, a. a. 0. S". 210 und die dort Note 4 Angeführten. 

2) Moynier, Etüde S. 284, 


h. 
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Aber auch hier kann eine Aufnahme in die Konvention 
nicht empfohlen werden. Diese Massregeln stehen in 
keinem Zusammenhange mit dem Schutze der Verwundeten. 
Man führt zwar an, durch die Beerdigungsplätze könnten 
Gefahren entstehen für die in der Nähe befindlichen 
Hospitäler. Aber diese Lage muss so wie so vermiedeu 
werden, denn selbst bei der besten Desinfektion sind 
solche Seuchenherde wie Massengräber niemals ungefähr- 
lich, und einer Etablierung von Hospitälern in deren Nähe 
ist stets zu widerraten. 

Bei diesem Vorschlag ist nicht nur die Aufnahme 
in die Konvention nicht zu empfehlen, auch die inter- 
nationale Regelung überhaupt wird hier auf grosse 
Schwierigkeiten stossen, da mit einer guten Desinfektion 
an-die Parteien sehr grosse Anforderungen gestellt werden, 
wie das von L u e d e r angeführte Beispiel der Desinfektion 
des Schlachtfeldes um Metz beweist *), wo eine sorgfältige 
Bestattung nicht genügte, sondern der ganze Boden mit 
Kalk, Kohlen, Karbolsäure bedeckt und teilweise mit 
Petroleum ausgebrannt werden musste, und grosse Erd- 
anschüttungen , Bepflanzungen und Wasserableitungen 
die Desinfektion erst durchgreifend machten. 

Solche Lasten werden die Staaten wenig geneigt 
sein, in einem internationalen Vertrage auf sich zu nehmen, 
besonders wenn man bedenkt, bei welchen Gelegenheiten 
diese Arbeiten ausgeführt werden müssen. Hier mnss 
auf die-' Initiative der einzelnen Staaten, namentlich jener, 
in deren Gebiet die Schlachtfelder sich befinden, hin- 
gewiesen werden, denen ja sehr viel daran gelegen sein 


l ) Lnoder, a, a. 0. S. 327. 
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muss, die Gefahr der Ansteckung durch sanitäre Mass- 
regeln zu verbinden]; zu einer internationalen Verpflichtung 
werden sie aber nicht leicht, bereit sein. 

Wird so die internationale Einigung über die be- 
sprochenen Vorschläge, zum mindesten für den zweiten, 
sich nicht leicht vollziehen, so ist aus den angegebenen 
Gründen von einer Aufnahme in die Konvention ganz 
abzusehen. Es hiesse fremde Ideen in den Vertrag hinein- 
tragen und seine Einheit zerstören, wenn man ihn in der 
vorgeschlagenen Weise ausdehnen wollt«. Wollte man 
sich aber auf den ganz lockeren und mehr konstruierten 
Zusammenhang dieser Vorschläge mit dein Lose der 
Verwundeten berufen, so würden die Staaten mit 
Recht misstrauisch gegen einen Vertrag, der so viele 
und beschwerliche Konsequenzen aus sich heraus erzeugt. 
Es wäre nicht abzusehen, wann hier ein Ende der Wünsche 
erreicht wird, denn schliesslich kann man fast jede kriege- 
rische Thätigkeit in einen Zusammenhang mit den Ver- 
wundeten bringen, und so könnte man dazu kommen, 
das Schiessen in der Nähe von Lazaretten zu verbieten, 
weil der Zustand der Verwundeten darunter leidet. 

Die besprochenen Vorschläge sind gewiss vernünftig, 
doch eine Verbindung mit dem Gedanken der Konvention 
ist nicht vorhanden, und eine solche konstruieren, heisst, 
den Verwundeten einen Einfluss anf die Gestaltung der 
Kriegsführung zuzugestehen, der ohne innere Berech- 
tigung ist. ') — 

') Befürwortet werden die beiden Vorschläge Ton Lue der ■ 
a. a. O. 3. 338 ff. Derselbe, Handbuch des Völkerrechts Bd. 4, 
Seite 400 ff. Vergl. ancü die auf S. 403 Note 21 dort Angefühlten. 
Triepel, a. a. 0. S. 209f. Der Oltener Entwarf bat die beiden 
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Von besonderer Wichtigkeit sind die Bestimmungen 
der Konvention über die Entlassung der Verwundeten. 
Sie finden sich im 2.-4. Absatz des Artikels 6 der 
Konvention, woyoii der vierte Absatz durch Artikel 5 
der Zusatzartikel eine Abänderung erfahren hat. 

Drei verschiedene Verhältnisse sind hierbei zu unter- 
scheiden. 

Erstens können die Verwundeten der Gegenpartei 
sofort nach der Schlacht vom Oberbefehlshaber den feind- 
lichen Vorposten übergeben werden, wenn die Umstände 
dies gestatten und beide Parteien einverstanden sind. 

Zweitens sollen die als dienstunfähig Befundenen 
in ihre Heimat zurückgeschickt werden. 

Drittens können die nicht dienstuntauglichen Ver- 
wundeten zurückgeschickt werden unter der Bedingung, 
in diesem Kriege nicht wieder die Waffen zu ergreifen. 

Die Zusatzartikel ändern diese Bestimmung dahin, 
dass die uicht dienstuntauglichen Verwundeten mit Aus- 
nahme der Offiziere, die das Kriegsglück beeinflussen 
können, unter derselben Bedingung entlassen werden sollen. 

Die erste und dritte Festsetzung sind schon allein 
deswegen zu beanstanden, weil in ihnen keine gesetzliche 
Vorschrift enthalten ist. Beide reden nur davon, was 
geschehen kann, nicht was geschehen m u s s. 

Es bedarf keines Vertrages über Dinge, die in das 
Belieben der beiden Parteien gestellt sind, vielmehr hat 
die internationale Abmachung nur solche Regeln aufzu- 
stellen, die etwas positiv gebieten oder verbieten; was 

Vorschläge auf Feststellung der Persönlichkeit der Gefallenen, 
Übersendung einer Totenliste und hygienische Behandlung des 
Schlachtfeldes nicht aufgenommen. V ergl. B i r c h e r, a. a. 0. S. 50. 
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der Willkür der Handelnden unterliegt, dafür bedarf es 
keiner Verträge. Es ist ganz wertlos zu sagen, dass jener 
. etwas thun darf, wenu der andere nichts- dagegen hat, 
wo nur zwei Parteien sind und ein dritter nicht ge- 
schädigt wird. Dies ist ein ohne Weiteres zustehendes 
Recht, das nicht mehr legislatorisch hervorgehoben zu 
werden braucht. 

Darum ist der zweite Absatz des Artikels 6 als leer 
und bedeutungslos aus der Konvention zu entfernen oder 
bei einer Revision ausser Betracht zu lassen. Auch ohne 
Konvention können dann immer noch, wenn beide Parteien 
wollen und die Umstände es gestatten, die Verwundeten 
nach der Schlacht den feindlichen Vorposten übergeben 
werden; geschehen wird es wohl kaum, da das Ganze 
praktisch sehr schwer durchführbar ist und deshalb im 
Kriege von 1670 nicht zur Anwendung kam. *) 

Wenn man aber die fakultative Bestimmung, des 
Artikels 5 Absatz 4 in eine obligatorische verwandeln 
will, wie dies die Zusatzartikel verlangen, so zeigt sich 
ihre ganze Unhaltbarkeit. 

Nach Annahme der Zusatzartikel wäre also die ver- 
tragsmässige Vorschrift geschaffen, alle, leicht wie schwer 
Verwundete, mit einziger Ausnahme der möglicherweise 
das Kriegsglück beeinflussenden Offiziere in ihre Heimat 
zu entlassen unter der Bedingung, dass sie in diesem 
Kriege nicht wieder zu den Waffen greifen. 

Auf diese Bedingung ist das Hauptgewicht zu legen. 
Wenn ihre Durchführung gesichert ist, so enthält der 

*) Vergl. Lueder, a. a. 0. 8. 328 f. 

Molnär, a. a 0. S. 44. 
Triepel, a. a. 0. 219. 
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Artikel ohne Zweifel eine humane und für beide Teile 
sehr vorteilhafte Vorschrift. Alle verwundet Gewesenen, 
seien sie nun invalid geworden oder völlig wiederhergestellt, 
werden gern die Obhut des Feindes verlassen, um in die 
Heimat zurückzukehren, und der Feind wird gern bereit 
sein, diese frei zu geben, da er durch die Freigabe von 
einer grossen Last befreit wird. 

Doch zeigt sich hier, selbst bei der Annahme, dass 
der Artikel wirklich nach seinem Wortlaut gehalten wird, 
ein Mangel in seiner Fassung. Denn die Entlassenen 
dürfen allerdings nicht mehr die Waffen in diesem Kriege 
ergreifen, doch beweist dies nicht, dass sie dem Feinde 
nicht in anderer Hinsicht Schaden zufügen können. Es 
ist ihnen die Möglichkeit nicht benommen, dem Yaterlande 
in anderer Weise ihre Dienste zu widmen, z. B. durch 
die Einübung neuer Mannschaften oder durch Thätigkeit 
in der militärischen Verwaltung, und dadurch indirekt 
dessen Position zu stärken ; sie können Stellen einnehmen 
im Staats- und Gemeindedienst, die bisher von kriegs- 
tüchtigen Leuten ausgefüllt waren, und dadurch Kräfte 
frei machen, die dem Heere zu Gute kommen. 

Der Artikel müsste daher, wenn er auch diese in- 
direkten Schädigungen treffen will, weiter gefasst werden 
in dem Sinne, dass nicht nur das Wafientragen, sondern 
auch jede Stärkung der feindlichen Kräfte zu unterlassen ist. 

Aber selbst, wenn die Bestimmung des Artikels in 
diesem Sinne geändert wäre, bliebe dennoch sein Haupt- 
gebrechen bestehen, es ist nämlich gar keine Gewähr 
geboten, dass er auch wirklich gehalten wird. Die Er- 
fahrung hat deutlich gelehrt, dass eine strikte Einhaltung 
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der Bedingung, nichts Feindliches zu unternehmen, nicht 
erreicht worden ist und auch wohl nicht erreicht werden 
kann. Die Ehrenwortbrüche der Offiziere sind in der 
Geschichte nicht selten gewesen. Im deutsch-französischen 
Kriege trat eine grosse Anzahl französischer entlassener 
Offiziere wieder in die Armee ein, und ohne Rücksicht 
auf die übernommene Verpflichtung griffen sie wieder zu 
den Waffen unter Duldung ihrer Regierung. Und zum 
eigenen Antrieb der Betreffenden kann noch der Befehl 
des Staates kommen, der in seiner Not zu diesem Mittel 
greift, dem Heere neue Kräfte zuzuführen. Eine Be- 
stimmung, die so sehr das sittliche Bewusstsein auf die 
Probe stellt und Kollision der Pflichten bei vielen hervor- 
ruft, ist gänzlich fehlerhaft und praktisch durchaus un- 
ausführbar. 

Da sonach gar keine Garantien bestehen, dass das 
Versprechen des Einzelnen auch wirklich gehalten werde, 
hat man den Vorschlag gemacht, dass die S t a a t e n selbst 
diese Verpflichtung übernehmen sollen. l ) Wenn damit 
auch eine grössere Sicherheit erreicht würde, so genügte 
sie doch nicht, um alle Bedenken zu beseitigen. Die 
Erfahrungen von 1870 sprechen nicht dafür, dass bei 
allen Staaten auf eine genaue Erfüllung der über- 
nommenen Verpflichtungen gerechnet werden kann. Ja, 
die Regierungen können durch den Druck der öffentlichen 
Meinung dazu gebracht werden, die Entlassenen wieder 
einzustellen, wenn sie selbst auch gar nicht die Absicht 
hatten, es zu thun. 

So in dem Vorschlag der hessen - darmstädter Hilfsvereine 
1867 im Artikel 3 und in den Würzburger Beschlüssen Artikel 6. 
Vergl. Moynier, fitude S. 217. 
Lneder, a. a 0. S. 837. 
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Mit Hecht macht Lued er auch darauf aufmerksam, 
dass es ja ganz angebracht wäre, überhaupt alle Gefangenen 
in die Heimat zu entlassen, denn wenn die Garantie für 
die verwundet Gewesenen besteht, dass sie nicht wieder 
zu den Waffen greifen, so reicht sie auch für alle aus, 
denn zwischen den Verwundeten, die wieder kriegstauglich 
geworden sind, und den niemals Verwundeten kann kein 
Unterschied gemacht werden. So wenig man aber von 
einer Entlassung der nicht Verwundeten spricht, so wenig 
kann von einer Entlassung der kriegstauglichen Genesenen 
ernstlich die Rede sein. Darum ist der Absatz 4 des 
Artikels 6 als unbrauchbar aus der Konvention zu ent- 
fernen und die Annahme des fünften Zusatzartikels auf 
das Schärfste zu widerraten. *) 

Es kommt also nur die Entlassung der invalide 
Gewordenen in Frage, wie sie der dritte Absatz des 
Artikels 6 normiert. 

Ihrer Auslieferung steht nichts im Wege. Den 
Invaliden wird durch die Heimsendung die Möglichkeit 
geboten, sich von den Folgen ihrer Verwundungen zu 
Hause besser zu erholen, als dies bei dem Feinde möglich 
ist; andererseits ist ihnen eine direkte Schädigung des 
Feindes unmöglich, indem die Voraussetzung ihrer Ent- 
lassung eben die Unfähigkeit ist, im Heere zu dienen. 
Diese Unfähigkeit bezieht sich nicht nur auf die körper- 


Vergl. Lueder, a. a. 0. S. 338. 

Derselbe im Handbuch des Völkerrechts Bd. 4 Note 14 Seite 446, 
wie überhaupt in dieser Frage fast Einstimmigkeit in der Litteratnr 
erzielt worden ist. Vergl. Triepel, a. a. 0. S. 219. Dieselbe 
Auffassung hat sich auch auf 4er Brüsseler Konferenz durchaus 
geltend gemacht. 
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liehe Invalidität. Wer körperlich völlig invalid ist, er sei 
etwa zum Krüppel geschossen, kann nicht als incapable 
de servir, als dienstunfähig bezeichnet werden, wenn er 
durch seine strategischen Talente seinem Heere nützlich 
sein kann, wie ja auch thatsächlich die Geschichte Fälle 
aufweist, wo Schlachten von einem körperlich ganz inva- 
liden Feldherrn geschlagen wurden. 

Es bedarf darum keiner besonderen Ausnahme- 
bestimmung darüber, dass körperlich invalide, aber geistig 
intakte Verwundete von der Auslieferung auszunehmen 
sind, wenn durch sie dem Feinde eine strategische Kraft 
zugeführt wird. Ohne weiteres fallen solche Personen 
anter die Gruppe der überhaupt nicht Invaliden und 
haben darum auf die Heimsendung keinen Anspruch. 
Eine vernünftige Interpretation des Artikels muss zu 
diesem Schluss kommen. Die Einschränkung des fünften 
Zusatzartikels, wonach keine Verpflichtung besteht, Offiziere, 
die das Waffenglück beeinflussen können, zurückzusenden, 
ist daher, ganz abgesehen davon, dass sie ziemlich unklar 
ist, völlig überflüssig und darum nicht zu befürworten. 
Übrigens werden derartige Fälle immer sehr selten bleiben, 
da es sich naturgemäss immer nur um höhere Offiziere 
handelt, die körperlich dienstuntauglich doch ihrer Armee 
durch ihre Begabung noch nützlich werden könnten. — 

Wenn so nach einer richtigen Auslegung des Artikels 
die direkte Schädigung des entlassenden Staates allerdings 
ausgeschlossen ist, indem nur in jeder Hinsicht Invalide 
ein Recht auf Zurücksendung haben, so schützt er aber 
nicht vor einer indirekten Schädigung. 


r "~y*fr~ 
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Die Dienstuntauglichen sollen nach der Konvention 
ganz ohne Weiteres entlassen werden, man glaubte sich 
ganz gesichert, wenn man die Dienstuntauglichkeit zur 
Voraussetzung machte. Darin liegt nun ein Irrtum. 
Wie erwähut ist allerdings eine direkte Schädigung durch 
erneuten Heeresdienst nicht zu befürchten, doch schliesst 
dies nicht aus, dass die Entlassenen auf andere Weise die 
kriegerischen Kräfte ihres Vaterlandes zu stärken suchen. 

Wie oben bei Besprechung der Entlassung nicht 
Dienstuntauglicher bemerkt wurde, dass im Verbot des 
Waffentragens dem entlassenden Staat keine Sicherheit 
gegen eine Stärkung des Feindes gewährt werde, dass 
die Bedingung der Heimsendung vielmehr in einer Weise 
erweitert werden müsse, durch die auch jede indirekte 
Thätigkeit der Entlassenen zu Gunsten der eigenen Armee 
verhindert werde, so muss auch hier bei der Auslieferung 
der nicht mehr Diensttauglichen ein solches Verbot ver- 
langt werden. 

Demnach soll auch die Auslieferung der Dienst- 
untauglichen an die Bedingung geknüpft werden, dass 
sie überhaupt nichts Feindliches, weder direkt noch in- 
direkt gegen den entlassenden Staat unternehmen, wobei 
allerdings das Verbot der direkten Feindseligkeit 
nur der Vollständigkeit wegen angeführt ist, da die 
Dienstuntauglichen, wenigstens in der Regel, nach ihrer 
ganzen Verfassung dazu nicht imstande sind. 

Die Bedenken gegen das Einhalten eines solchen 
Verbotes bestehen zwar auch hier; wenn man aber 
die möglichste Sicherung verlangt, nämlich die gleich- 
zeitige Übernahme der Verpflichtung durch die Staaten 
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seilst, und andererseits die Lage der Entlasseneu ins 
Auge fasst, die durch ihre körperliche Beschaffenheit 
ungleich weniger schaden können als die genesenen 
Diensttauglichen, so werden keine Bedenken mehr gegen 
ihre Heimsendung erhoben werden können. 

Wie die Konvention knüpft Lueder die Entlassung 
der Dienstuntauglichen nur an ihre Invalidität ohne 
eine weitere Sicherung zn verlangen '), während der 
Oltener Entwurf die ehren wörtliche Verpflichtung, nicht 
mehr die Waffen zu tragen, verlangt für den Fall, 
dass die Dienstuntauglicbkeit zweifelhaft erscheint.*). 
Aber es scheint angebracht, dass alle entlassenen Dienst- 
untauglichen ein solches Versprechen abgeben müssen 
und zwar in dem eben dargelegten weiteren Umfange, 
wodurch auch die indirekten feindseligen Hand- 
lungen mitumfasst werden. — 

Es bleibt noch die Frage bestehen nach dem Ver- 
hältnis der Verwuudeten und Kranken zu den Kriegs- 
gefangenen. Die Antwort darauf ist, dass alle in die 
Hände des Feindes fallenden Kombattanten, seien sie 
verwundet oder nicht, kriegsgefaugen werden. Die 
Bestimmungen der Konvention Aber die Verpflegung 
und Entlassung der Verwundeten und Kranken sind 
nichts als Spezialvorschriften; so weit sie nicht ein- 

') Vergl. Lueder, a. a. Seite 330. 

Ebenso Molnar, a. a, 0, Seite 47. 

Umgekehrt ist Heibig, Die Erneuerung der Genfer Über- 
einkunft, Dresden 1899, S. 13, der Meinung, dass in der Konvention 
die Entlassung der Geheilten, auch die der Kriegeuntauglichen, nicht 
geregelt werden soll. 

*) Vergl. Bircher, a. n. 0. Seite 44 und f>6. 
Triepel, a. a. 0. Seite 218 f. 
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greifen, behalten die allgemeinen Völkerrechtssätze über 
die Kriegsgefangenschaft ihre Geltung. Danach tritt 
die Kriegsgefangenschaft nicht erst ein, wenn eine 
Heilung erfolgt, die den Verwundeten wieder dienst- 
fähig macht, sondern von dem Augenblicke an, wo er 
in die Hände des Feindes fällt bis zu seiner Entlassung 
aus der feindlichen Gewalt ist er als kriegsgefangen 
zu betrachten, und alle Normen über die Kriegsge- 
fangenschaft finden ihre Anwendung, soweit nicht die 
Genfer Konvention selbst ein anderes bestimmt. 

Diese Auffassung stimmt mit der geschichtlichen 
Entwicklung und mit der Natur der Sache überein. 

Die Geschichte der Genfer Konvention beginnt 
zwar mit dem Verlangen nach einer Neutralität der 
Verwundeten. Die Versammlung von 1863 spricht in 
den „voeux* dieses Verlangen aus, ebenso ist in dem 
Schreiben des Genfer Komitees davon die Rede, und 
der Entwurf, der der Konferenz von 1864 vom inter- 
nationalen Komitee vorgelegt wurde, verlangt im Artikel 6 
ausdrücklich die Befreiung der Verwundeten von der 
Kriegsgefangenschaft. 

Aber dieser Artikel wurde bei den Verhandlungen 
abgeändert. Der Abschnitt über die Befreiung von der 
Kriegsgefangenschaft wurde in die Konvention nicht 
aufgenommen, wodurch doch deutlich zum Ausdruck 
gekommen ist, dass die Konferenz den Verwundeten die 
Neutralität nicht zubilligen wollte ; die Konvention spricht 
lediglich von ihrer Behandlung und Entlassung. 

Auch die später wieder aufgenommenen Versuche, 
den Verwundeten die Neutralität zuzuwenden, wie sie 
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in den Entwürfen der Pariser Delegierten- Konferenz 
(Artikel 6) und der internationalen Konferenz zu Paris 
1867 (Artikel 6) enthalten sind, hatten keinen Erfolg; 
in die Zusatzartikel wurde davon nichts aufgenommen, 
und auf der Brüsseler Konferenz wurde die Kriegs- 
gefangenschaft der Verwundeten in den verschiedenen 
Vorschlägen und Entwürfen auf das schärfste betont. 

Die Bestimmung der Konvention trifft aber auch 
das Richtige. Der okkupierende Staat muss unbedingt 
die Macht haben, die in seine Gewalt fallenden Kom- 
battanten des Feindes, Verwundete wie Unverwundete 
einer bestimmten Ordnung zu unterwerfen, die ihn davor 
schützt, dass diese Personen im Interesse ihres eigenen 
Heeres thätig werden. Dies wird durch die Stellung 
dieser Personen unter die Regeln des Kriegsgefangenen- 
rechts erreicht, und wie schon oben ausgeführt wurde, 
kann der Nehmestaat sehr wohl in die Lage kommen, 
den Verwundeten gegenüber von seinem Rechte Gebrauch 
zu machen. 

Die besonderen Bestimmungen der Konvention be- 
gründen allerdings ein Sonderrecht für die Verwundeten 
und Kranken, aber jene beziehen sich lediglich auf den 
Zustand der Verwundung oder Krankheit; davon ist 
ihre Ausnahmestellung bedingt und darüber hinaus sind 
sie wie alle anderen den allgemeinen Normen des Kriegs- 
rechtes unterworfen. *) 


Vergl. Triepel, a. a. 0. S. 212ff. 

Vergl. auch die dort Seite 215 und 217 Note 1 Angeführten, 
wonach die herrschende Meinung sich dafür ausspricht, dass auch 
die Verwundeten zu Kriegsgefangenen werden. 
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2. 
Die Sanitätsanstalten und ihr Material. 

Soll der Grundgedanke der Genfer Konvention, 
der im Schutze der Verwundeten und Kranken besteht, 
zur Durchfuhrung kommen, so muss den Anstalten, 
welche für die Pflege der Verwundeten hergerichtet sind, 
besondere Vorsorge gewidmet werden. 

Die Genfer Konvention enthält auch im ersten und 
vierten Artikel und im dritten Zusatzartikel die ein- 
schlägigen Bestimmungen. Danach ist den Ambulanzen 
und Militärhospitälern Neutralität zugesichert, solange 
sich Kranke oder Verwundete darin befinden. Eine 
militärische Besetzung dieser Anstalten macht rie ihres 
Vorzuges der Neutralität verlustig. Das Material der 
Militärhospitäler ist dem Kriegsrechte unterworfen, 
während die Ambulanzen im Besitze ihres Materials 
verbleiben. Um den Begriff der Ambulanzen ausser 
Zweifel zu setzen, bestimmt der dritte Zusatzartikel, 
dass darunter die Feldhospitäler und andere vorüber- 
gehende Anstalten fallen, welche den Truppen auf die 
Schlachtfelder folgen, um dort die Kranken und Ver- 
wundeten aufzunehmen. 

Die Bezeichnung „militärische* Hospitäler und 
Ambulanzen kann zu der irrtümmlichen Auffassung 
Anlass geben, als seien die Zivil-Hospitäler, in denen 
sich Verwundete befinden, nicht durch die Neutralität 
geschützt, was völlig zu verwerfen wäre, da hierdurch 
einem Teile der Verwundeten eine ausreichende und 
sichere Verpflegung nicht gewährleistet wäre, weil er 

8» 
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in Hospitälern untergebracht ist, die gewöhnlich nur Zivil- 
personen offen stehen. Wie aus den Protokollen hervor- 
geht, ist dies auch nicht die Meinung der Konferenz 
gewesen. l ) Man betonte damals bei den Verhandlungen, 
als der Antrag eingebracht war, auch die Zivil-Hospitäler 
in dein Vertrage zu erwähnen, dass dies überflüssig sei, 
indem Zivilhospitäler durch das Belegen mit verwundeten 
Soldaten zu Militärhospitälern würden. — Um aber 
jeden Zweifel zu beseitigen, ist der Zusatz „militärisch" 
bei der Erwähnung der Sanitätsanstalten zu streichen. 

Die in der Genfer Konvention erwähnten Sanitäts- 
anstalten werden in „höpitaux* und „ambulances" ge- 
schieden, was übersetzt wird mit „Hauptfeldlazarette" 
und „leichte Feldlazarette 44 oder mit „stehende und 
bewegliche Sanitätsanstalten". Der Unterschied ist 
von rechtlicher Bedeutsamkeit. Während das Material 
der „höpitaux* 4 den Kriegsgesetzen unterworfen ist, 
darf das Material der Ambulanzen vom Feinde nicht 
weggenommen werden. Das Privateigentum des 
Personals der stehenden Feldlazarette unterliegt natür- 
lich dem Beuterechte des okkupierenden Feindes nicht. 
Dieser rechtliche Unterschied zwischen den beiden Arten 
der Sanitätsanstalten liegt in der verschiedenen Zweck- 
bestimmung derselben begründet, wie auch in dem un- 
gleichen Werte des in ihnen aufgehäuften Materials. 

Die Ambulanzen sollen den Verwundeten die erste 
Hilfe leisten, und sie haben unter dem Feuer des Feindes 
ihre Thätigkeit auszuüben. Darum müssen sie vor der 
feindlichen Okkupation geschützt sein, da ja gerade da- 


Vergl. Lneder, a. a. 0. S. 117 und 121. 
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von sehr viel abhängt, dass die ersten ärztlichen Hilfe- 
leistungen möglichst schnell, durchgreifend und ungestört 
vorgenommen werden können. Das wäre aber nicht 
möglich, wenn die Ambulanz jeden Augenblick in Gefahr 
schwebte, ihr Material an den Feind zu verlieren. 

Auch kann der Wert des Materials der Ambulanzen 
mit dem der Hospitäler nicht in Vergleich gestellt werden. 
Die Ambulanz besitzt nur das Nötigste an Hilfsmitteln, 
während in den Hospitälern grosse Vorräte an Material 
aufgehäuft zu sein pflegen, da ohne diese die Verpflegung 
einer grösseren Menge von Verwundeten auf längere Zeit 
nicht möglich wäre. Darum ist es nicht richtig, wenn 
M o 1 n ä r meint *), der Geldwert entscheide nicht über 
das Schicksal des Materials. Vielmehr hat das sieg- 
reiche Heer ein grosses Interesse daran, . sich der reichen 
Mittel der stehenden Hospitäler zu bemächtigen, was 
schon von Lue der gegen Bluntschli angeführt 
wurde. 2 ) Welchen Wert die Staaten auf das Material 
der Sanitätsanstalten legen, geht auch daraus hervor, 
dass der deutsche Delegierte auf der Brüsseler Konferenz 
verlangte, auch das Material der Ambulanzen solle von 
dem siegreichen Feinde okkupiert werden können. 

Wenn demnach ein Unterschied in der rechtlichen 
Stellung des Materials der verschiedenen Sanitätsanstalten 
angemessen erscheint, so fragt es sich doch, ob das nach 
der Genfer Konvention dem siegreichen Feinde zustehende 
Beuterecht am Material der stehenden Hospitäler 
dadurch gerechtfertigt ist. Und das wird vielfach ver- 
neint mit der Begründung, ein Beuterecht im Sinne des 

Moln&r, a. a. 0. S. 62. 
») Lueder, a. a. 0. S. 871. 
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Völkerrechts gehe viel zu weit, als dass es dem Feinde 
am Material der stehenden Hospitäler eingeräumt werden 
könnte. So will Lueder 1 ) im Anschlnss an Corval 
nnd Bluntschli dem siegreichen Feinde nur ein Mit- 
benutzungs- and Dispositionsrecht zugestehen und zwar 
mit dem Unterschied gegen Bluntschli und Corval, 
dass dem Feinde nicht nur an Ort nnd Stelle ein Mit- 
benutzungsrecht zustehe und das übrigbleibende Material 
dem Hospital verbleibe, sondern dass dem Feinde auch 
die weitere Benutzung desselben gestattet werden solle. 

In der Erweiterung des Rechtes des siegreichen 
Feindes hat Lueder gegen Bluntschli und Corval 
sicher das Richtige getroffen, aber sein Mitbenutzungs- 
und Dispositionsrecht fällt mit dem Beuterecht der Genfer 
Konvention überhaupt zusammen. Darum bedarf es keiner 
Korrektur des vierten Artikels der Genfer Konvention. 
Dass der siegreiche Feind mit dem vorgefundenen Material 
auch die Verwundeten des gegnerischen Heeres verpflegen 
muss, dies liegt schon in der Verpflichtung ausgesprochen, 
dass die Verwundeten beider Armeen gleichmässig zu be- 
handeln sind. Darum erleiden die Verwundeten, welche 
in dem okkupierten Hospitale liegen, keinen Nachteil, 
da sie auch vom Feinde wie vorher versorgt werden 
müssen. Und das übrigbleibende Material wird der sieg- 
reiche Feind doch verwenden, wo es am nötigsten ist, 
und zwar nach der Bestimmung der Genfer Konvention 
zu Gunsten beider Parteien. 

Der sechste Artikel der Genfer Konvention mit 
seiner Verpflichtung der gleich massigen Pflege der Ver- 

') Lueder, a. a. 0. 8- 373, 
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wundeten beider Parteien macht das Beuterecht des 
siegreichen Feindes unbedenklich, and Artikel 4 der 
Genfer Konvention braucht daher nicht verändert zu 
werden. *) 

Der Oltener Entwurf der Schweizer Sanitätsoffiziere 2 ) 
hat das Beuterecht des okkupierenden Heeres im Sinne 
des Lueder'schen Vorschlags dahin eingeschränkt , 
dass das Material nur zum besti mm nn^s massigen Zwecke 
verwandt werden dürfe. (Artikel 7, Ziffer 2). Triepel 
billigt dies in seiner Kritik des Entwurfs 8 ) mit dem 
Hinweise darauf, dass in dieser Bestimmung eine richtige 
Konsequenz des Konventionsprinzipes ausgesprochen sei, 
nämlich umfassende Massregeln zum Schutze der Ver- 
wundeten zu treffen. Doch ist dieses Prinzip schon 

* 

genügend im Artikel sechs der Konvention ausgesprochen : 
die Verwundeten müssen in gleicher Weise verpflegt 
werden. Da auch dem siegreichen Feinde diese Ver- 
pflichtung obliegt, so ist nichts natürlicher, als dass er 
das in seine Hände fallende Material dazu benutze. 
Sollte er, nach Erfüllung dieser Verpflichtung, das okku- 
pierte Material, soweit es dazu überhaupt tauglich ist, 
anderweitig verwenden, z. B. unter den Vorräthen vor- 
handene Stärkungsmittel seinen ermüdeten Truppen zu- 
weisen, so wird man ihm dies nicht verwehren können, 
und eine entgegenstehende Bestimmung hätte wohl kaum 
Aussicht, beachtet zu werden. 

! ) Löffler und Moynier sind auch der Ansicht, dass die 
Unterscheidung in der rechtlichen Stellung des Sanitatsmaterials 
gerechtfertigt ist. Siehe Moynier, fitude S. 183 f. und Lue der 
a. a. 0. S. 370 ff. 

*) Bircher, a. a. 0. S. 57. 
8 ) Triepel, a. a. 0. S. 236, 
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Das Material der freiwilligen Ililfe ist dem der 
Militäranstalten gleichzustellen ; der Charakter des 
Privateigentums kann hier nicht in Betracht gezogen 
werden. Auch dieses Material dient den verwundeten 
Soldaten, und dem siegreichen Heere muss es über- 
lassen bleiben, Bestimmungen Aber seine Verwendung 
zu treffen. *) 

Die Neutralität und die daraus fliessende Achtung 
und Sicherheit vor Angriffen des Feindes kommen nach 
der Genfer Konvention den Sanitätsanstalten nicht 
dauernd, sondern nur unter gewissen Umständen zu. 

Diese Bedingungen der Neutralität sind: 

1. Die Sanitätsanstalten sind nur solange neutral, 
als sich Verwundete darin befinden: 

2. die Neutralität endigt, wenn die Sanitäts- 
anstalten mit Militär besetzt sind. — 

Diese beiden Bestimmungen bedürfen einer Revision ; 
die erste, weil sie eine unberechtigte Beschränkung der 
Neutralität enthält; die zweite, weil sie, an sich richtig, 
durch ihre Formulierung dazu Anlass geben kann, all- 
zu einschränkend interpretiert zu werden. 

Die Oltener Konferenz der Schweizer Sanitäts- 
offiziere hat in ihrem Entwürfe mit Recht die Neutra- 
lität der Sanitätsanstalten dahin erweitert, dass sie 
ihnen zukommen solle, ohne Rücksicht darauf, ob sie 
in Thätigkeit sind oder nicht. 2 ) 

1 ) Der gleichen Meinung Lneder, a. a. 0. S. 374. 
Molnar, a. a. 0. S. 63. — Anderer Ansicht der Oltener Entwurf, 
der es als Privateigentum respektiert sehen will. Siehe Bircher 
a. a. 0. S. 57. 

2 ) Bircher» a. a. 0- S. 41 und 55. Gans irrtümlich ist 
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Es ist eine ganz sinnwidrige Einschränkung der 
Neutralität, sie auf die Zeit zu beschränken, wo Ver- 
wundete in den Sanitätsanstalten sich befinden. Die 
Thätigkeit der Ambulanzen wird einfach gelähmt, wenn 
sie auf dem Marsche nach dem Schlachtfeld oder bei 
einem Wechsel der Plätze der Okkupation des Feindes 
ausgesetzt sind. Ein Beispiel für die Widersinnigkeit 
dieser Bestimmung fährt H e 1 b i g *) aus dem preussisch- 
österreichischen Kriege 1866 an. Die der Konvention bei- 
getretenen Sachsen wagten bei Königgrätz nicht, eines 
ihrer unbeschäftigten drei Feldlazarette mit je 22 Ärzten 
und mit je 500 Betten auf das Schlachtfeld zu bringen. 
Auf dem Marsche nach dem Schlachtfeld wäre man mit 
dem Feinde zusammengestossen, in dessen Hände dann das 
Feldlazarett gefallen wäre, weil es — von Verwundeten 
frei — keine Neutralität genoss. 

Es geht daraus hervor, dass die Neutralität der 
Sanitätsanstalten auch auf die Zeit der Buhe ausgedehnt 
werden muss, um eine so ausgiebige und wirksame Ver- 
sorgung der Verwundeten zu ermöglichen, wie es die vor- 
handenen Mittel gestatten. 


die Meinung von Hei big, die Erneuerung der Genfer Überein- 
kunft! S. 11, dass der Sinn der Konvention anscheinend dahin gehe, 
die Neutralität des Materials der beweglichen Heilanstalten des 
Heeres (Ambulances) gelte auch dann, wenn keine Kranken und 
Verwundeten sich in ihnen befinden, während in diesem Falle das 
Material der stehenden Lazarette Kriegsbeute werde. — Wenn keine 
Verwundeten sich in den Sanitätsanstalten befinden, ist nach der 
klaren Bestimmung der Konvention die Neutralität aufgehoben, 
und das Material aller Sanitätsanstalten kann dann zur Kriegsbeute 
gemacht werden. 

') H e 1 b i g , Erneuerung u. s. w. Seite 4. 
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tralität nur auf die beweglichen und unbeweglichen Laza- 
rette zu beziehen, die anderen Anstalten aber davon 
auszunehmen. Der Gedanke des Schutzes der Verwun- 
deten, das Grundprinzip der Konvention, verlangt, dass 
allen Anstalten, die zu Gunsten der Verwundeten getroffen 
sind, die gleiche Vergünstigung zuteil werde. 

Zwar werden schon durch den letzten Absatz des 
Artikels 6 der Genfer Konvention die Evakuationen ge- 
schützt und gemessen absolute Neutralität. Es kann aber 
zweifelhaft sein, ob unter den Begriff der „ßvacuations* 
auch die Sanitätszüge fallen. Die offizielle deutsche Über- 
setzung für „övacuations" lautet Verbindeplätze und Depots. 
Eine ausdrückliche Erwähnung der Sanitätszüge ist darum 
durchaus angemessen. Und zwar müssen alle die durch 
Neutralität geschützten Anstalten zusammen genannt 
werden, um sofort den Umkreis der privilegierten Ein- 
richtungen erkennen zu lassen, während die Evakuationen 
in der Konvention an einer ganz anderen Stelle Erwähnung 
gefunden haben. 

Überhaupt ist der Passus der Konvention, der von 
den Evakuationen handelt, dunkel und zweideutig und 
fällt darum besser fort, wenn allen Sanitatsanstalten die 
vorgeschlagene einheitliche Privilegierung zuteil geworden 
ist. Die Stelle lautet : (Artikel 6, Absatz 5) Les övacuations, 
avec le personnel qui les dirige, seront couvertes par une 
neutralitä absolue. 

Moynier 1 ) untersucht bei der Besprechung der 
Evakuationen die Tragweite dieser Bestimmung. Die 
Frage, die bei dieser Erörterung entsteht, kann dahin 


l ) Moynier, Etüde, Seite 226—228. 
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formuliert werden : wird durch den angezogenen Absatz 
des sechsten Artikels der Genfer Konvention über die 
Evaluationen eine Änderung des Kriegsrechtes bezweckt, 
oder halten sich seine Festsetzungen innerhalb der Grenzen 
des geltenden Hechtes? Mit anderen Worten, müssen 
die Evakuationen (Ausräumungen) von der feindlichen 
Seite in jedem Falle gestattet werden und gemessen sie 
ohne Weiteres als solche absolute Neutralitat — was nicht 
geltendes Recht ist, — oder kommt ihnen der Schutz 
der Neutralität nur in soweit zu gut, als sie überhaupt 
zugelassen werden? Moynier entscheidet sich dafür, 
dass mit der Bestimmung der Genfer Konvention am 
geltenden Rechte nichts geändert werden sollte, dass viel- 
mehr die Neutralität nur für jene Fälle eintritt, wo die 
Evakuation statthaft ist 

Diese Entscheidung trifft das Richtige. Bei Belage- 
rungen und Blockaden braucht der Belagerer Evakuationen 
nicht zuzulassen. Seine militärische Lage würde durch 
den Abschub der Kranken und Verwundeten aus dem be- 
lagerten Platze eine bedeutende Schädigung erleiden, 
während dem Belagerten nichts willkommener sein könnte, 
als den unnützen, ja ihm direkt schädlichen Teil seiner 
Truppen durch die Evakuation zu entfernen. 

Molnär führt als Beispiel für die Rolle, welche die 
Evakuationen in einein belagerten Platze spielen können, 
die Belagerung von Plewna aus dem russisch • türkischen 
Kriege an. ') Der grösste Teil der spärlichen Lebensmittel 
rausste den zahlreichen Verwundeten und Kranken ge- 
geben werden, die Besatzung litt darunter sehr. Wäre 

») Molnär, ». a. 0. ö. 67. 
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nun eine Ausräumung der Verwundeten und Kranken er- 
folgt, so hätte sich dadurch die Festung noch lange Zeit 
halten können, und die Russen wären durch die Evakuation 
zu neuen Opfern an Menschen und Zeit genötigt worden. 
Durch die unbedingte Zulässigkeit der Evaluationen 
würde also die Erreichung des Kriegszieles dadurch ge- 
hindert, dass die kriegerischen Operationen sehr erschwert 
werden könnten. 

Eine so einschneidende Änderung des Kriegsrechtes, 
wie die unbedingte Gestattung der Evakuation eine wäre, 
hat die Genfer Konvention nicht beabsichtigt. Der Gedanke 
der Humanität kann in diesem Falle nicht darauf rechnen, 
zur Durchführung zu gelangen, da der Kriegszweck dieses 
verbietet. So wenig die Genfer Konvention mit ihrer 
Bestimmung über die Evakuationen eine Änderung des 
Kriegsrechtes bezweckte, so wenig kann einer solchen 
Änderung das Wort geredet werden. Das Verbot der 
Ausräumung aus belagerten oder blockierten Plätzen ist 
zweifellos eine Härte, aber M o y n i e r drückt das Verhält- 
nis sehr richtig aus, wenn er sagt: „La Convention ayant 
pour but la suppression des rigueurs i n u t i 1 e s , on ne 
doit pas y voir une prohibition des rigueurs u t i 1 e s. l ) 

Über den Durchzug von Verwundeten und Kranken 
durch neutrales Gebiet hat die Haager Konferenz die 
Bestimmung getroffen, dass der neutrale Staat den Durch- 
zug gestatten darf, wenn die Züge kein Kriegspersonal 
oder Kriegsmaterial mit sich führen. In diesem Falle hat 
der neutrale Staat die Pflicht, Sicherheits- und Aufsichts- 


*) M o y n i e r , Etüde, Seite 228. Vergl. Lucder, a. a. 0„ 
Seite 362 ff. Molnär, a. a. 0„ S. 66 f 
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massregeln anzuordnen. Er hat dafür zu sorgen, dass die 
auf sein Gebiet gebrachten Verwundeten und Kranken 
sich nicht mehr an den Kriegsoperationen beteiligen. 1 ) 

Man hat vorgeschlagen, die Kur- und Badeorte 
unter die durch Neutralität geschützten Anstalten aufzu- 
nehmen. Es sollen die Reise nach diesen Orten wie der 
Aufenthalt in ihnen den Verwundeten und Kranken ohne 
Gefahr möglich gemacht, und die Orte selbst sollen neutrali- 
siert und so vor Angriffen geschützt werden. Wie im histo- 
rischen Teile mitgeteilt wurde, sind Verträge zu Gunsten 
der Badeorte und der sich dort aufhaltenden Verwun- 
deten und Kranken in früheren Kriegen abgeschlossen 
worden. Da die Genfer Konvention und die Zusatzartikel 
nichts davon enthalten, wurden Anstrengungen gemacht, 
eine Erwähnung derartiger Bestimmungen in einer revi- 
dierten Konvention durchzusetzen. So wurde auf der 
Berliner internationalen Konferenz im Jahre 1869 ein 
Antrag von Dr. von Laugen beck angenommen, die 
Regierungen zu ersuchen, dass auf die Heilanstalten der 
Kurorte und auf die dort sich aufhaltenden Verwundeten 
und Kranken die Neutralität der Kriegslazarette und der 
verwundeten und kranken Krieger ausgedehnt werde. 2 ) 

Die Erweiterung der Genfer Konvention in diesem 
Sinne ist nicht zu befürworten. Schon allein aus dem 
Grunde nicht, weil ein Vertrag wie der Genfer sich darauf 

*) Haager Konferenzbeschlüsse : Abkommen, betreffend, die 
Gesetze und Gebräuche des Landkriegs Art. 59. — Art. 60 desselben 
Abkommens verweist auch tür die im neutralen Gebiet unterge- 
brachten Kranken nnd Verwundeten auf die Genfer Konvention. 
2) Gurlt, a. a. 0. S. 113. 
Moynier, ßtude, S. 137 ff. 
Lue der, a, a. 0. S. 366, 
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beschränken muss, das wirklich Notwendige zu verlangen, 
und nicht Bestimmungen Aufnahme gewähren darf, die 
darüber hinausgehend, vielleicht wünschenswert erscheinen, 
aber einer internationalen Regelung durchaus nicht be- 
dürftig sind. Und es wird gewiss nicht gesagt werden 
können, dass die Neutralisierung der Badeorte zu dem 
wirklich Notwendigen gehöre. Auch würden durch die 
Neutralisierung der Badeorte der Kriegsführung ganz 
bedeutende Beschränkungen auferlegt, die den Heeres- 
leitungen nicht zugemutet werden dürfen. *) 

Bei der Neutralisierung der verwundeten und kranken 
Soldaten in den Bädern kommt noch hinzu, dass diese 
gar nicht in den Händen des Feindes gewesen zit sein 
brauchen, so dass sie nach ihrer Genesung, deren Be- 
schleunigung sie dem Heilbade verdanken, das in einem 
vom Feinde okkupierten Gebiete gelegen ist, in ihre 
Armee zurücktreten und gegen den Feind wieder ver- 
wandt werden können. 2 ) Eine solche Berücksichtigung 
der gegnerischen Interessen kann von dem Feinde wohl 
kaum verlangt werden, zumal nicht in einem Vertrage, 
der für alle Fälle gilt, und in dem nicht Rücksicht ge- 
nommen werden kann auf besondere Umstände, die eine 
Ausnahme gestatten. Die Aufnahme der Neutralisierung 

*) Lueder, a. a. 0. S. 367 erwähnt als Beispiel die Lage 
des preussischen Heeres 1866 vor Kissingen. Er fragt mit Becht, 
wie durch eine solche Bestimmung: die Preussen vor Eissingen 
hätten aufgehalten werden können. 

2 ) Vergl. Lueder, a. a. 0., S. 368. — Für den Fall, dass 
jdeT Verwundete sich in der Gewalt des Feindes befand, wäre natür- 
ich ein Wiedereintritt in sein Heer ausgeschlossen. Lueder 
macht diese Unterscheidung nicht, wohl weil er sie für selbstver- 
ständlich hält. 
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der Badeorte und der dort sigh aufhaltenden Verwundeten 
und Kranken kann daher nicht als wünschenswert be- 
zeichnet werden. — 

Es bedarf noch einer Untersuchung darüber, bis zu 
welchen Grenzen - die den Sanitätsanstalten zugesicherte 
Neutralität sich erstreckt, d. h. in diesem Zusammen- 
hang: es ist zu erörtern, was unter der Bezeichnung 
zu verstehen ist. Denn über die völkerrechtlich fehler- 
hafte Bezeichnung der Unverletzlichkeit durch das 
Wort „neutralitö* soll hier nichts weiter gesagt werden, 
da dieser Punkt weiter unten Erwähnung finden wird. 1 ) 
Hier kommt es darauf an, festzustellen, wann eine Ver- 
letzung der Neutralität vorliegt, d. h. in welchem Sinne 
die Bestimmungen der Genfer Konvention auszulegen sind. 

Wenn ein Lazarett, das mit Verwundeten belegt ist, 
vom Feinde okkupiert wird, so hätte dieser nach dem 
Wortlaute der Konvention kein Verfügungsrecht über die 
Anstalt; er hätte sie vielmehr zu schützen und den Ver- 
wundeten seine Sorgfalt zuzuwenden. 

Diese Auslegung könnte nun zu den grösstön Un- 
billigkeiten und Härten führen, während doch der Zweck 
der Bestimmung ist, die Lage aller Verwundeten so weit 
als möglich günstig zu gestalten. 

Bewahrt wird man vor einer solchen Auslegung, wenn 
man den Kern des ganzen Vertrages, die Verpflichtung 
der beiden Parteien zu einer gleichmäßigen, ohne Rück- 
sicht auf die Zugehörigkeit zum eigenen oder feindlichen 
Heere auszuübenden Verpflegung und Sorge für die Ver- 
wundeten und Kranken heranzieht. 


*) Über den in der Konvention gebrauchten Ausdruck ver- 
gleiche den letzten Abschnitt dieses Kapitels. 
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Hiernach darf also die Heeresangehörigkeit 
keinen Anlass geben, den einen Verwundeten vor dem 
anderen zu bevorzugen. Vielmehr muss eine andere Unter- 
scheidung unter den Verwundeten und Kranken getroffen 
werden, wenn es sich um die Art ihrer Verpflegung 
handelt, und das ist die Schwere der Verwundung 
oder Krankheit. D a n a c h ist allein zu fragen, wenn dem 
einen Verwundeten eine bessere Verpflegung zuteil werden 
soll als dem anderen, und das Sanitätspersonal ist ver- 
pflichtet, die Angehörigen des eigenen Heeres zurückzu- 
setzen hinter die der feindlichen Armee, wenn sich dort 
schwerer Verwundete befinden, die eine sorgsamere und 
bessere Verpflegung nötig haben. Die eigenen Soldaten 
dürfen nicht vor den feindlichen bevorzugt werden, wenn 
nicht die Art ihrer Verwundung dies rechtfertigt. 

Aber so wenig die eigenen Soldaten vor den feind- 
lichen bevorzugt werden dürfen, so wenig haben auch 
diese ein Anrecht auf bessere Behandlung, wenn ihre 
Verletzung sie nicht verlangt. Eine Begünstigung der 
feindlichen Verwundeten läge aber vor, wenn man sie 
nach der Okkupation eines Hospitals ruhig dort liegen 
Hesse, obgleich ein Teil von ihnen nur leicht verwundet 
ist, während sehr schwer Verwundete des eigenen Heeres 
sich ohne ausreichendes Lager und genügende Verpflegung 
behelfen müssen. 

In einem solchen Falle ist ein Verfügungsrecht des 
Okkupierenden über das Hospital gegeben, er kann eine 
Umlegung vornehmen, unter Berücksichtigung seiner 
eigenen Kranken und Verwundeten. Aber die Schwere 
des Falles allein darf dabei das einzig Massgebende 
sein. 
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Erst durch das Heranziehen von Artikel 6, der Haupt- 
bestimmung der Konvention, kann Artikel 1 richtig ver- 
standen werden, und durch die zusammenfassende Be- 
trachtung der beiden Artikel findet die im ersten Artikel 
gewählte Neutralität ihre sinngemässe Begrenzung. — 

Wie durch diese sanitären Massregeln die den 
Hospitälern zukommende Neutralität keine Verletzung er- 
leidet, vielmehr nur eine richtige Auffassung derselben 
auf Grund der Verpflichtung zur gleichmässigen Ver- 
pflegung der Verwundeten beider Heere gegeben wird, 
so kann auch aus militärischen Bücksichten den 
Hospitälern ihre Neutralität genommen werden, ohne dass 
man von einer Verletzung der Konvention reden könnte. 
Vielmehr liegt diese Beschränkung in der Natur der Sache. 
Hält eine Kriegspartei solche Massregeln für notwendig, 
welche die Neutralität eines Hospitals aufheben, so kann 
darin kein Hinderungsgrund liegen, dass Verwundete der 
feindlichen Armee davon betroffen werden, wenn diese die 
gleichen Massregeln ausführen würde, falls nur eigene 
Verwundete und Kranke in dem Hospitale sich befänden. 
Es ist wiederum die Anwendung des Satzes, dass für die 
Verwundeten beider Parteien gleiche Sorge zu tragen ist, 
welche zu diesem Resultate führt, denn er schliesst ein, 
dass für die feindlichen Verwundeten nicht mehr gethan 
zu werden braucht, als für die eigenen. Würde nun 
eine Partei die Neutralität der Sanitätsanstalten opfern, 
in denen nur eigene Leute sich befinden, um gewisse 
militärische Zwecke zu erreichen, so darf sie an ihrem 
Vorgehen nicht gehindert werden, weil feindliche Verwun- 
dete ausschliesslich oder neben den eigenen Verwundeten 
in dem Lazarette lagern. 
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Als solche die Neutralität aufhebende militärische 
irationeu kommen in Betracht die Räumung des 
pitals von den Verwundeten und seine Verwendung 
strategischen Zwecken und dann die Einquartierung 
inder Truppen in die Lazarette. In jedem Falle inuss 
Irlich für die Verwundeten möglichst gesorgt werden. 

dürfen durch die einquartierten gesunden Truppen 
it beeinträchtigt werden, vielmehr sind Vorkehrungen 
treffen, um den Verwundeten und Kranken die durch 
Konvention gewählleistete Sicherheit vor feindlichen 
;riffen aufrecht zu erhalten. Ist eine Gefahr vom 
ide zu gewärtigen, so müssen sie aus dem Lazarett 
geschafft werden an einen Platz, der die Nentralitäts- 
ge tragen darf, oder die Einquartierung hat die 
itätsanstalt zu verlassen. Ist ein Angriff nicht zu 
irchten, so können Gesunde und Kranke ruhig bei- 
men bleiben, denn dann sind die Verwundeten auch 
e Neutralitat vor Gefahren gesichert. ') 

Für den Fall aber, dass eine Einquartierung die Ver- 
beten in Gefahr brächte, ohne dass die eben angefüllt' 
Massregeln zu ihrer Beseitigung möglich wären, dürfte 
e nicht vorgenommen werden, da sie dem Geiste der 
vention widerstritte. Nicht dem Geiste des Vertrages 
: widersprechen die eben dargestellten Fälle, wo sanitäre 
■ militärische Rücksichten ein Eingreifen in die Ruhe 
Hospitäler nötig machen; vielmehr stimmt eine Auf- 
ung, welche sie zulasst, mit dem Gruudprinzip des 

') Vergl. Moynier, fitnde, S. lS9ff. 
„ Lueder, a. a. 0. S. 378ff. 
„ Molnar, a. a. 0. S. ÖS ff- 
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Vertrages überein und gewährt überdies der Heeresleitung 
eine grössere Freiheit der Bewegung, welche Wirkung 
bei einem Gesetze Aber Teile des Kriegsrechtes von grosser 
Bedeutung ist; denn die Hauptsache bleibt doch stets 
der Krieg und alles andere muss sich seinen Zwecken 
unterordnen. 
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3. 

Das Neutralitätszeichen. 

Der Schutz, der den Personen und Sachen nach der 
Konvention zuteil werden soll, kann ihnen nur in vollem 
Masse zukommen, wenn sie ohne Zweifel sofort als Privi- 
legierte kenntlich sind. 

Die Genfer Konvention bestimmt als Zeichen der 
Neutralität das rote Kreuz im weissen Felde in der Form 
einer Fahne und einer Armbinde, je nachdem Sanitäts- 
anstalten oder Personen geschützt werden sollen. 

Es handelt sich zunächst darum, festzustellen, ob die 
Wahl des Zeichens glücklich gewesen ist, was von einigen 
bestritten wird. Zwar wird wohl allgemein zugegeben, 
dass in Bezug auf praktische Verwendbarkeit an dem 
gewählten Zeichen nichts auszusetzen ist. Das rote Kreuz 
im weissen Felde ist weithin erkennbar, es fällt sofort 
in die Augen, die Armbinde ist leicht zu tragen. Aber 
es wird beanstandet, dass als Zeichen der Neutralität ein 
christliches Symbol genommen worden ist, das leicht 
Anstoss bei Mohammedanern und Asiaten erregen könne, 
auf die Rücksicht genommen werden müsse. 1 ) Heibig 
schlägt deshalb vor, das religiös anstössige Kreuz durch 
ein ganz indifferentes Zeichen, etwa durch ein gewöhn- 
liches Interpunktionszeichen, z. B. ein umgekehrtes Aus- 
rufungszeichen, zu ersetzen. 2 ) 


*) Heibig, a. a. 0. S. 19ff. 

8 ) Die Annahme des neuen Zeichens vorausnehmend, hat der 
Verfasser seine Schrift schon mit dem umgekehrten Ausrufangs- 
zeichen versehen. 
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Hier kommt nun Hei big in die eigentümliche Lage, 
eine Änderung des Konventionszeichens vorzuschlagen aus 
Rücksicht gegen die nichtchristlichen, hauptsächlich also die 
asiatischen und mohammedanischen afrikanischen Staaten, 
die er zum grössten Teil aus einem andeien Grunde von 
der Konvention überhaupt ausgeschlossen sehen will. Nach 
Artikel 15 seines Vorschlags J ) erklärt er es für wünschens- 
wert, dass die Konvention nur mit solchen Staaten abge- 
schlossen werde, die bereits im Frieden einen geordneten 
Heereskrankendienst besitzen. Nun wird man wohl kaum 
sagen können, dass der Krankendienst bei den erwähnten 
Staaten sich eines besonders guten Rufes erfreut, vielmehr 
steht er noch unter dem Niveau der übrigen Militär^Organi- 
sation, und die ist bekanntlich nicht sehr hoch, mit der 
einzigen Ausnahme von Japan, das aber seinen Widerstand 
gegen das rote Kreuz aufgegeben hat. 

So käme man nach Hei big zu dem Resultat, dass 
das Zeichen um solcher Staaten willen umzuändern wäre, 
die nach seinem Vorschlage grösstenteils der Konvention 
wegen mangelhafter Sanitätsorganisation gar nicht bei- 
treten dürften. 

Aber ganz abgesehen davon kann doch die Konven- 
tion auf eine erspriessliche Wirksamkeit nur rechnen unter 
den Völkern der europäischen Staatenfamilie und den von 
diesen gegründeten Staaten ; diese werden jedenfalls immer 
den Kern der Vertragsstaaten bilden. Wenn auch die 
Konvention vielleicht bald alle Staaten der Erde umfassen 
wird bis zu Marokko und Liberia, so wird sich dadurch 
niemand verleiten lassen, aus dem offiziellen Beitritt 


*) Heibig, a. a. 0. S. 33. 
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dieser Staaten zu der Konvention auch auf deren wirklich 
konventionsmässiges Verhalten zu rechnen. l ) Nur auf 
den Schlachtfeldern der europäischen und der von Europa 
aus kolonisierten Staaten ist der Genfer Konvention eine 
wirkliche Anwendung gesichert, wenigstens für die nächste 
Zukunft. Sind doch die Klagen häufig, dass selbst bei 
den zivilisierten Staaten die Beachtung der Konvention 
sehr viel zu wünschen übrig lasse. 2 ) 


i) Einen interessanten Beleg hierfür bietet das Bach von 
Nagao Ariga, La guerre Sino-Japonaise an point de vue du 
droit international Paris 1896. S. 105 ff 

Das Schweizer rote Kreuz hatte dem Japanischen roten Kreuz 
nahe gelegt, Propaganda zu machen für den Beitritt Chinas zur 
Genfer Konvention. Die Japaner lehnten dieses ab, weil sie wegen 
des völligen Fehlens einer militärärztlichen Organisation im chine- 
sischen Heere und bei der mangelnden Autorität der Befehlshaber 
gegenüber den Grausamkeiten ihrer Untergebenen überzeugt waren, 
dass der Beitritt Chinas doch nur formelle Bedeutung gehabt hätte. 
Japan wollte mit Becht einem solchen Gegner nicht zu Leistungen 
verpflichtet sein, während es aus freien Stücken sein möglichstes 
in der Pflege der feindlichen Verwundeten that. Vergl. dort den 
Bericht des Doktor Kiknti Tadaatsu über das barbarische 
Verhalten der Chinesen. — Wie sehr übrigens den Japanern daran 
gelegen war, der Genfer Konvention gerecht zu werden, beweisen 
die Bemühungen S a k u y e* Takahashi's in seiner Schrift : 
Cases on International Law during the Chino-Japanese war, 
Cambridge 1899, das Verhalten der Japaner als korrekt hinzustellen. 
S. 115 ff. 

a ) Die Kriegsführung der Engländer im südafrikanischen 
Kriege liefert geradezu schmachvolle Beispiele für die Miss- 
achtung des Kriegsrechts im Allgemeinen wie auch der Genfer 
Konvention im Besondern. Hierher gehören das Niederbrennen der 
Farmen, die Erschiessung gefangener aus den Republiken stammender 
Buren (so des Burenführers Lotter), das Niedermachen verwunde- 
ter Buren bei Elandslaagte und der fast unglaubliche Vorfall, wo 
Engländer Buren fr auen und -Kinder zur Deckung im Gefecht 
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Und in Europa ist das rote Kreuz kein leeres Zeichen 
mehr, es ist der ganz prägnante, in das Volksbewusstsein 
übergegangene Ausdruck für die Unverletzlichkeit der mit 
ihm bezeichneten Personen oder Sachen. Diesem Gedanken 
giebt Triepel in der Kritik des Oltener Entwurfes einen 
sehr schönen Ausdruck 1 )? indem er sagt, dass das rote 
Kreuz seit 30 Jahren in der ganzen zivilisierten Welt 
als Zeichen der „Sakrosanktität" betrachtet werde, und 
mit Recht weist er darauf hin, dass eine Änderung des 
Zeichens darum mehr Schaden als Nutzen stiften werde, 
weil diese Anschauung so tief in das allgemeine Bewusst- 
sein eingedrungen sei. Wenn demnach nur zu empfehlen 
ist, das rote Kreuz als Vertragszeichen beizubehalten, 
so könnte doch vielleicht neu hinzutretenden nicht christ- 
lichen Völkern, die daran Anstoss nehmen, ein anderes 
Unverletzlichkeitszeichen zugestanden werden, wie z. B. 
die Türken den Halbmond statt des Kreuzes als Sanitäts- 
zeichen in Gebrauch nahmen. 

Allein, eine solche Konzession an die nicht christ- 
lichen Völker hat sehr grosse Bedenken, weil dadurch 
einmal die Einheit des Zeichens zerstört wird und ausser- 
dem die Gefahr einer Nichtbeachtung desselben infolge 
Unkenntnis oder Irrtum leicht entstehen kann. 

Eine Änderung des Zeichens ist darum nicht zu 

benutzten. Vergl. über die Behandlung der Verwundeten und Ge- 
fangenen statt vieler: H. Küttner, Unter dem Deutschen roten 
Kreuz im südafrikanischen Kriege. Leipzig 1900 S. 25 f. 

Hilty, der Boerenkrieg, Leipzig 1900 S. 38. S. 62 ff. Über 
die Behandlang der Burenfrauen nnd -Kinder vergl. Smnts, 
Die Gräuel der Kriegführung in Südafrika. Berlin 1901. 

') Triepel, a. a. 0. S. 225. 
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befürworten; das rote Kreuz als Annbinde und Fahne 
entspricht seinem Zwecke völlig. 

Ausserdem ist es sehr empfehlenswert, dass die 
Sanitätspersonen durch ihre Uniform von den Soldaten 
möglichst unterschieden werden, damit sie auch leicht 
daran erkannt werden können, und Missverständnisse aus- 
geschlossen werden. Sehr empfehlenswert ist auch das 
Tragen des Unterscheidungszeichens im Frieden. Nichts 
kann mehr dazu beitragen, die Ausnahmestellung der 
Sanitätspersonen den Soldaten einzuprägen, als die An- 
nahme des Unverletzlichkeitszeichens im Frieden, wodurch 
die Soldaten mit dem Zeichen vertraut und seiner Bedeu- 
tung bewusst werden. Dieser von L u e d e r unterschätzte 
und für nicht wichtig erklärte Vorschlag des Genfer 
Komitees ist darum sehr zu befürworten. *) 

Ferner muss in einei revidierten Konvention eine 
Bestimmung aufgenommen werden, die das Tragen der 
Armbinde au genau festgesetzte Voraussetzungen bindet; 
die im Artikel 7, Absatz 2 der Konvention getroffene 
Sicherungsmassregel gegen Missbrauch genügt nicht. 

Zunächst muss die Binde, wie die Konvention es 
auch verlangt, von der Militärbehörde oder einer andern 
dazu von der Regierung berechtigten Behörde verabfolgt 
werden. Dann ist die Binde abzustempeln und zwar mit 
dem Stempel der ausgebenden Behörde, und dem Träger 
der Binde ist ein Identitätszeugnis auszustellen, aus dem 
hervorgeht, dass die betreffende Person zum Tragen der 
Binde berechtigt ist. 2 ) Auch sollte eine Liste der mit 

*) Vergl. Mo y nier, fitude S. 288 ff., der den Vorschlag 
unterstützt. Lueder, a. a. 0. S. 389. 

2 ) Vorgeschlagen von der Brüsseler Subkommission § 42. 
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dem Zeichen verschonen Personen von den betreffenden 
Behörden geführt werden. *) 

Jeder Missbrauch des Zeichens, also jedes Tragen des- 
selben ohne die Erfüllung der vorgeschriebenen Kontroll- 
massregeln nuisste dann nach dem Kriegsrechte bestraft 
werden, und eine solche Strafandrohung wäre in die Kon- 
vention selbst aufzunehmen. Dass die Binden nur vom 
Staate hergestellt werden dürfen, wie dies Bluntschli 
verlangt, und nach ihm Lueder undMolnar auch für 
wünschenswert erachten 2 ), ist sehr schwer durchzuführen 
und auch nach den angegebenen Sicherungsmassregeln 
nicht notwendig. 

Für das Aufhissen der Genfer Fahne, die übrigens 
nach dem Sinne der Konvention auf allen Sanitäts- 
anstalten angebracht werden darf, nicht nur auf den in 
der Konvention erwähnten beweglichen und stehenden 
Lazaretten und Evaluationen 3 ), müssen analoge Siche- 
rungsmassregeln getroffen werden, wie für das Tragen 
der Binde. Es muss der Militärbehörde oder den von 
dieser beauftragten Organen überlassen werden, zu be- 
stimmen, w T ann die Fahne auf den Sanitätsanstalten gehisst 
werden darf. Zu bemerken ist dabei, dass die Befugnis, 
den Befehl zum Aufhissen der Fahne zu geben, auch 
den unteren Befehlshabern zustehen muss, damit in Fällen 
der Gefahr, wo die oberste militärische Leitung nicht zu 
erreichen ist, das Nötige ohne Verzug angeordnet werden 
kann. 


Molnär, a. a. 0. Seite 69. 
2 ) Lueder, a. a. 0. Seite 890. 
Molnär, a. a. 0. „ 69. 
a ; Vergl. Lnfcder, a a. 0. S. Ö89. 

10 
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Das Aufhissen der Nationalfahne neben der Genfer 
Fahne, wie die Konvention dies verlaugt, kann -nur zu 
Missverständnissen oder zur Nichtbeachtung der Neutrali- 
tätsfahne führen, und diese Bestimmung ist darum zu 
beseitigen, besonders da die besprochenen Massregeln vor 
Missbräuchen genügend sichern. *) 

Es ist im Sinne der Konvention, wenn das Sanitäts- 
material z. B. Tragbahren, Wagen u. s. w. auch mit 
dem Unterscheidungszeichen versehen ist, was durch Auf- 
malen eines weissen Schildes mit rotem Kreuze geschehen 
kann. Doch könnte man hierüber auch eine besondere 
Bestimmung in den Vertrag aufnehmen, wie es der Oltener 
Entwurf gethan hat. (Artikel 8, Ziffer 4). 2 ) 

Nicht in den Bereich der Konvention gehört der 
Schutz des roten Kreuzes im Frieden, der von manchen 
Seiten verlangt wird, so vom Oltener Entwurf (Artikel 8, 
Ziffer 5) und von Hei big. 8 ) Die Konvention hat es 
nur mit dem roten Kreuz im Kriege zu thun, sofern 
nicht das Tragen des roten Kreuzes für die Sanitäts- 
personen auch im Frieden angeordnet wird. Erscheint 
ein Einschreiten gegen den Gebrauch des roten Kreuzes 
zu Handelszwecken oder anderen mit der Genfer Konven- 
tion in keiner Verbindung stehenden Unternehmungen 
geboten, so ist es Sache der einzelnen Regierungen, die 
entsprechenden Massregelu zum Schutze des Genfer 
Zeichens zu treffen. 4 ) Doch in der Konvention selbst 

*) Vergl. Molndr, a. a. 0. S. 70. 
2) Vergl. Bircher, a. a. 0. S. 67. 
8) Hei big, a. a. 0. S. 21. 

4 ) So liegt gegenwärtig dem deutschen Reichstage ein Gesetz- 
entwarf zum Schutze des Genfer Nentralit&tszeichens vor, der die 
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brauchen keine Vorschriften aufgestellt zu werden, die den 
nicht konventionsmässigen Gebrauch des roten Kreuzes 
im Frieden unter Strafe stellen. 1 ) 

Verwendung des roten Kreuzes auf weissem Grande nnd 
der Worte r Rotes Kreuz" zu geschäftlichen Zwecken, zur Bezeich- 
nung von Vereinen oder Gesellschaften oder zur Kennzeichnung 
ihrer Thätigkeit von einer durch die Landeszentralbehörden nach 
den vom Bundesrat festgelegten Grundsätzen zu erteilenden Er- 
laubnis abhängig macht bei Strafe von 150 Mark oder Haft. Das 
Gesetz soll am 1. Juli 1903 in Kraft treten. Die Vorschriften 
dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf den Vertrieb der bei 
der Verkündung des Gesetzes mit dem roten Kreuze bezeichneten 
Waren, sofern die Waren oder deren Verpackung oder Umhüllung 
nach näherer Bestimmung des Reichskanzlers mit einem amtlichen 
Stempelabdrucke versehen werden. Bis zum 1. Juli 1906 darf das 
rote Kreuz fortgeführt werden : 

1. In Warenzeichen, die auf Grund einer vor dem 1. Juli 
1901 erfolgten Anmeldung in die Zeichenrolle eingetragen worden 
sind, 2. in Firmen, die auf Grund einer vor dem 1. Juli 1901 er- 
folgten Anmeldung in das Handels- oder Genossenschaftsregister 
eingetragen worden sind, 3. in Namen rechtsfähiger Vereine, sofern 
die Vereine nach ihren Satzungen bereits vor dem 1. Juli 1901 
das rote Kreuz in ihren Namen geführt haben. Änderungen, die 
sich in Folge dieses Gesetzes an den unter No. 2, 3 bezeichneten 
Firmen und Vereinsnamen erforderlich machen, werden gebühren- 
frei in das Handelsregister und das Vereinsregister eingetragen, 
sofern sie vor dem 1. Juli 1906 zur Eintragung angemeldet werden. 
Warenzeichen, welche das rote Kreuz enthalten, sind von der 
Verkündung des Gesetzes ab von der Eintragung in die Zeichen- 
rolle ausgeschlossen, sofern nicht die Anmeldung vor dem 1. Juli 
1901 erfolgt ist. Vergl. Frankf. Zt. 1901. N. 329. 

Vergleiche Lueder im Handbuch des Völkerrechts Bd. 4. 
S. 420. Note 4. 

Triepel, a. a, 0. S. 226/6. 
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Die Stellung der hilfeleistenden Personen. 

Soll der Schutz und <1io Vorsorge für die Verwun- 
ten und Kranken wirksam durchgeführt werden, so ist 
nötig, dass die Personen, denen diese Fürsorge für 
? Verwundeten obliegt, von dem Kriegsrecht der Kom- 
ttanten ausgenommen und besonderen Satzungen unter- 
sten werden. Ein spezielles Recht, das sie der Wohl- 
at der Unverletzlickeit teilhaftig werden lässt, muss ihnen 
e Möglichkeit gewähren, alles ungestört vornehmen zu 
nnen, was das Interesse der Verwundetem und Kranken 
rlangt. 

Drei Kategorien der Hilfspersonen sind dabei zu 
iterscheiden. An erster Steile steht die ordentliche 
ilitärische Hilfe, das Militär- Sanitätspersonal; dazu 
minen die Personen der freiwilligen Hilfe und endlich 
e Einwohner des den Kriegsschauplatz bildenden Terri- 
riutne. 

Erwähnung haben von diesen drei Gruppen in der 
jnfer Konvention nur das militärische Sanitätspersonal 
id die Landesemwohner gefunden, während die freiwillige 
ilfe mit Stillschweigen übergangen wurde, trotzdem sie, 
e oben gesagt, den ersten Anstoss zu der Konvention 
geben hatte. Nur insoweit fallen die freiwilligen Helfer 
iter die Genfer Konvention, als sie zu den Landesbe- 
mneni gehören, d. li. sie bilden keine selbständige Gruppe, 
ndern rangieren als Bestandteil der dritten Kategorie. 'J 

') Ver K l. Tripel, a. a. 0. S. 204, 
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Es ist nun zu prüfen, ob die Bestimmungen der 
Konvention über die militärischen Sanitätspersonen und 
die Landesbewohner einesteils genügend und andernteils 
in ihrer Ausdehnung gerechtfertigt sind, und ob die frei- 
willige Hilfe nicht beanspruchen darf, in die Konvention 
Aufnahme zu finden. 

Die Konvention beschäftigt sich mit dem militärischen 
Sanitätspersonal in den Artikeln 2, 3 und 4, dazu kommen 
noch die Veränderungen und Ergänzungen im ersten und 
zweiten Additionalartikel. 

Zunächst ist es angemessen, den Umkreis der ge- 
schützten Sanitätspersonen so zu umgrenzen, dass die 
Wohlthat der Unverletzlichkeit allen Sanitätspersonen 
zukommt und nicht ein Teil davon ausgenommen wird. 
In dieser Beziehung ist die Fassung der Konvention recht 
bedenklich, wie die Interpretation von Bircher beweist. ') 

Bircher teilt das Sanitätswesen der Armeen in drei 
Hilfslinien ein, die sich übereinstimmend bei den euro- 
päischen Heeren finden. 2 ) Zu der ersten Hilfslinie 
gehört danach das die Truppen begleitende Sanitäts- 
personal und sein Material. Es hebt die Verwundeten 
auf und verbringt sie auf Sammelplätze : hier werden 
nur im Notfall Verbände angelegt und Operationen vor- 
genommen. Dieses geschieht in der Regel erst in der 
zweiten Hilfslinie, nämlich in den beweglichen 
Sanitätsanstalten und ihren Verbandplätzen. Die nicht 
transportfähigen Verwundeten bleiben in Feldspitälern, 
während die anderen transportfähigen Verwundeten in 


J ) Vergl. Bircher, a. a. 0. Seite 25 ff. 
-) „ a. a. 0. die Tabelle auf Seite 26. 
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die stehenden Militärspitäler oder in die für den 
Dienst der Militärverwaltung herangezogeneu Zivilspi- 
täler verbracht werden. Diese stehenden Spitäler machen 
mit ihrem Personal die dritte Hilfslinie aus. 

Bircher interpretiert nun die Genfer Konvention so, 
dass nur Material und Personal der zweiten und dritten 
Hilfslinie berücksichtigt werden, während Personal und 
Material der ersten Hilfslinie von der Konvention in keiner 
Weise mit besonderem Schutze ausgestattet seien. Seine 
Auslegung stützt Bircher auf den Wortlaut des zweiten 
Artikels, der nur von Hospitälern und Ambulanzen und 
dem darin beschäftigten Personale spricht, so dass das 
Personal der ersten Hilfslinie, die weder Ambulanzen noch 
Spitäler zur Verfügung hat, von dem Schutze der Neutralität 
ausgeschlossen bleibt. An diesem Zustand ändert nach 
Bircher auch der dritte Zusatzartikel nichts, welcher 
eine authentische Interpretation des Begriffes „ambulance" 
geben soll. Denn nach dieser gesetzlichen Auslegung 
sind unter „ambulance" Feldlazarette und andere tempo- 
räre Anstalten zu verstehen ; und das Sanitätspersonal der 
ersten Hilfslinie kann auf keine Weise darunter subsumiert 

• 

werden, weil es weder das eine noch das andere ist. 

Dem gegenüber ist zu sagen, dass allerdings das 
Personal der ersten Hilfslinie weder „ambulance" noch 
„etablissement temporaire" ist, l ) aber auch ohne das 
geniesst nach Artikel 2 der Konvention das Personal 
dieser Anstalten Neutralität unter gewissen unten näher 
zu besprechenden Einschränkungen. Zweifellos sind die 
Sammelplätze als Ambulanzen anzusehen und ihr Personal 


Bircher, a. a. 0. S. 27. 
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ist demnach durch die Neutralität privilegiert. Auch ohne 
die Zusatzartikel wird man die Veranstaltungen der ersten 
Hilfslinie als Ambulanzen anzusehen und ihr Personal 
unter den Schutz der Konvention stellen müssen, da ja 
Artikel 2 ausdrücklich von dem Aufheben der Verwundeten 
spricht, welches ausschliesslich die Thätigkeit desjenigen 
Sanitätspersonals ist, das nach Bircher den Begriff der 
ersten Hilfslinie bildet, während die beiden anderen Hilfs- 
linien damit nichts mehr zu schaffen haben. 

Ist so die erste Hilfslinie schon dem Wortlaute gemäss 
in die Konvention eingeschlossen, um so mehr dem Geiste 
des Vertrages nach, denn es hiesse zu einem geradezu 
absurden Resultate gelangen, wenn man die eigentlich 
gefahrvolle Thätigkeit des Sanitätspersonals, das Auf- 
suchen der Verwundeten und die Bergung derselben hinter 
der Schlachtlinie, — welches alles die" Aufgabe der ersten 
Hilfelinie ist, — ohne besonderen Schutz Hesse und diesen 
der zweiten und dritten Hilfslinie zuwendete, die ihn weit 
weniger, wenn überhaupt, nötig hat. 

Muss so die Auslegung Birchers zurückgewiesen 
werden, so kann man daraus doch ersehen, wie gefahrvoll 
eine nicht ganz klare Fassung der vertragsmässigen Be- 
stimmungen werden kann. Zieht doch Bircher aus 
seiner Auffassung die Konsequenz, dass nach der Konvention 
die Personen der ersten Hilfslinie, also die dirigierenden 
Ärzte bei den Stäben, die Truppenärzte, die Sanitäts- 
personen, welche die Truppen begleiten und die Verwundeten 
aufheben nach diesem Vertrage keine Rechte und Pflichten 
haben und daher auch nicht mit dem Genfer Zeichen 
versehen werden dürfen. *). 

*) Bircher, a. a. 0. S. 27,28. 
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Diese Folgerungen fallen mit der urtümlichen Vor- 
aussetzung. Nach der Konvention sind alle für den 
Dienst der Verwundeten bestimmten Personen, worin 
auch ihre Aufgabe bestehe und zn welcher Zeit sie auch 
den Verwundeten ihre Hilfe angedeihen lassen, durch das 
Privilegium der Neutralität ausgezeichnet. 

Doch empfiehlt es sich, um jeden Zweifel zu beseitigen, 
die Thatsache des Schutzes für alle Sanitätspersonen im 
Wortlaut auszudrücken, und daran die Hervorhebung 
der verschiedenen Hauptzweige des Sanitätsdienstes an- 
zuschliessen, also Pflegepersonal, Verwaltungsdienst- und 
Sanitätstransportpersonal, wie dies in ähnlicher Weise 
vom Oltener Entwurf im Artikel 1 al. b. geschehen ist. *). 
Damit die Sanitätspersonen ganz ihre Dienste den Ver- 
wundeten und Kranken widmen können, ist es wünschens- 
wert, auch auf ihre persönlichen Diener die Neutralität 
auszudehnen, so dass diese ihnen ohne Gefahr folgen 
dürfen. *) 

Die Feldgeistlichen sind ebenfalls mit dem Schutze 
der Neutralität auszustatten, wie dies auch die Konvention 
bestimmt. Es ist vorgeschlagen worden, die Feldgeistlichen 
von der Neutralität auszuschliessen, mit der Begründung, 
dass weder der Krieg, noch die Heilung der Verwundeten 
etwas mit der Religion zu thun hätten. Auch nehme der 
Feldzug durch das Herbeiziehen der Geistlichen leicht den 
Charakter eines Glaubenskrieges an, und die Genfer Über- 
einkunft beruhe so wenig wie die Heilung auf der Religion, 
sie habe mit Glaubenssätzen nichts zu thun, sondern sei 

*) Bircher, a. a. 0. S. 54. 
2 ) Vergl. Lue der, a. a. 0. Seite 344 
Triepel, a. a. 0. „ 220. 
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erwachsen aus allgemein menschlicher Moral, und jede 
Verquickung der Konvention mit der Kirche könne für 
die Konvention nur verhängnisvoll werden. l ) 

Es hat wohl noch niemand behauptet, dass die Genfer 
Konvention auf Glaubenssätzen beruhe, und wie in der 
Berücksichtigung der Feldgeistlichen durch die Verleihung 
des Schutzes der Neutralität eine Verquickung mit der 
Kirche zu befürchten sei, ist nicht abzusehen. Es muss 
doch selbst für den Ängstlichsten ganz unbedenklich sein, 
zu wissen, dass die Verwundeten oder Kranken ungestört 
der Tröstungen ihrer Religion teilhaftig werden können, 
so gut wie sie Hilfe und Verpflegung für ihren Körper 
gemessen. Gerade nach den Grundsätzen der allgemeinen 
menschlichen Moral, auf der ja nach Hei big die Kon- 
vention beruht, erscheint es geboten, den Verwundeten 
religiöse Stärkung nicht vorzuenthalten, wenn sie danach 
verlangen, vielmehr ist es nicht mehr als billig, die 
Spendung derselben möglichst zu sichern, wie dies durch 
die Zubilligung der Neutralität für die Feldgeistlichen 
geschieht. Die Gefahren eines Glaubenskrieges werden 
dadurch nicht heraufbeschworen, so wenig wie durch die 
Erteilung religiösen Beistandes an die gesunden Soldaten. 
Jeder Missbrauch der Neutralität, z. B. das Anführen der 
Truppen macht natürlich die Feldgeistlichen ihres Privi- 
legiums verlustig und stellt sie in die Reihe der Kombattanten, 
ganz abgesehen von den besonderen Strafen, die sie wegen 
des Missbrauches ihrer Stellung treffen. 

Nach der Frage, wie weit sich der Kreis der ge- 
schützten Personen erstreckt, tritt die andere Frage auf 


Hell» ig. a. a. 0. Seite 13 

10* 
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nach der Dauer dieses Schutzes, und in diesem Punkte 
i.*t die Konvention nicht nur formell, sondern auch materiell 
verbesserungsbedürftig. 

Denn Artikel 2 der Konvention knüpft die Neutralität 
für das Sanitätspersonal an die Bedingung, dass es in 
Thätigkeit ist und dass noch Verwundete aufzuheben oder 
zu verpflegen sind. Diese Beschränkung der Neutralität 
auf eine bestimmte Zeit ist nicht zu rechtfertigen, und 
sie muss zu Gunsten einer umfassenden nicht durch die 
Funktionierung der Sanitätspersonen begrenzten 
Neutralität aufgegeben werden. 

Wenn man auch zugeben kann, dass es dem Geiste 
der Konvention entspricht, dass das Sanitätspersonal 
dauernd als unverletzlich betrachtet werden solle *), so 
ist der Wortlaut der Konvention diesem Geiste nicht 
entsprechend, sondern ist ihm strikt entgegengesetzt, 
indem er die zeitliche Beschränkung klar und deutlich 

hervorhebt: Le personnel des höpitaux par- 

ticipera au benefice de la neutralit^ lorsqu'il fonctionnera 
et taut qu'il restera des blesses ä relever ou ä seeourir, 
Mit voller Bestimmtheit muss daher bei einer Revision, 
die von der Thätigkeit unabhängige, dauernde Un- 
verletzlichkeit der Sanitätspersonen ausgesprochen werden ; 
erst wenn diese völlig gesichert ist, kann die Thätigkeit 
der Ärzte und Pfleger wirklich erspriesslich werden, da 
sie dann nicht mehr fürchten müssen, in einem un- 
beschäftigten Augenblicke von dem Feinde aufgegriffen 
zu werden. Es kann auch nie daraus geschlossen werden, 
dass die Thätigkeit des Sanitätspersonals, weil sie momentan 

( l Lue der, a. a. 0. S. 346. 
Triepel, a. a. 0. ö. 220. 
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nicht in Anspruch genommen ist, auch für die nächste 
Zukunft nicht nötig werde ; vielmehr bringt es der Krieg 
mit sich, dass das Eingreifen der sanitären Hilfe ganz 
ungleichmässig zur Anwendung kommt, weshalb sie stets 
zur Verfügung stehen muss. 

Ein dahin zielender, ausführlicher Vorschlag wurde 
zuerst von dem Hessischen Hilfsvereine aui der Würzburger 
Versammlung 1867 vorgelegt. Dort wurde er aber nicht 
angenommen, sondern die Versammlung verblieb bei der 
einfach die Neutralität aussprechenden Fassung der Pariser 
Delegierten-Konferenz. *). Der Oltener Entwurf enthält 
aber wieder die genauere Formulierung und widmet ihr 
einen eigenen Artikel (Art. 2). 2 ). 

Eine weitere Unvollkommenheit der Konvention, die 
sehr bald gefühlt wurde, und die man auch in den Zusatz- 
artikeln abzustellen suchte, besteht darin, dass das Sani- 
tätspersonal nach der Okkupation durch den Feind nicht 
verpflichtet ist, seine Verrichtungen weiter fortzusetzen, 
sondern dass es in sein Belieben gestellt ist, seine Thätigkeit 
einzustellen und sich zu seiner Armee zurückzuziehen. 
Die Sorge für die Verwundeten erheischt es gebieterisch, 
dass diese Befugnis dem Sanitätspersonal genommen und 
ihm die Pflicht auferlegt wird, seine Arbeiten fortzusetzen. 
Nach der Schlacht häufen sich die Lasten für die Ärzte 
und Pfleger derart, dass es nicht angeht, dem Sanitäts- 
personal der einen Armee einfach den Abzug zu gestatten 
und alles den Ärzten der okkupierenden Armee zu über- 
lassen, sowohl die Sorge für die eigenen wie auch für 


*) Vergl. Lue der, a. a. 0. Seite 164 ff. 
2 ) „ Bircher, a. a. 0. „ 54. 
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die Verwundeten des anderen Heeres. Die furchtbaren 
Folgen, die sich aus dem Weggang der Ärzte der einen 
Armee ergaben, hatte man namentlich im 1866 er Kriege 
zwischen Oesterreich und Preussen klar zu erkennen 
Gelegenheit. ■) Die Hospitäler uud Verbandplätze standen 
verlassen, die Verwundeten warteten vergeblich auf eine 
hilfreiche" Hand, weil nicht genugKräfte vorhanden waren, 
um der Not steuern zu können. 

Darum ist es eines der notwendigsten Erfordernisse, 
die ungenügende Festsetzung der Konvention bei einer 
Revision durch eine den Verhältnissen entsprechende 
Bestimmung zu ersetzen. Dieses Bedürfnis ist so dringend, 
dass gleichermaßen auf der Berliner Militär-Konferenz, 
auf der Würzburger und Pariser Versammlung 1867 in 
den Entwürfen eine Änderung der Konvention vorgenommen 
wurde, nach der für das Sanitätspersonal die I'tücht besteht, 
ihre Beschäftigung bei der Okkupation nicht zu unter- 
brechen, sondern in der Versorgung der Verwundeten 
fortzufahren. 

Die Zusatzartikel nahmen in ihrem ersten Artikel diese 
Änderung an, indem sie an Stelle der Formulierung der 
Konvention „les personnes pourront contiuuer" die Fassung 
setzten „le personnel continuera" . Auch viele Militär- 
reglements haben diese Verpflichtung für ihre Sanitäts- 
personen aufgenommen, a ) wodurch aber eine internationale 
Regelung natürlich nicht überflüssig gemacht worden ist. 

Eine Revision müsste nun noch deutlicher vorgehen, 
als es in den Additionalartikeln geschehen ist. Es muss 

') Siehe Lueder, a. a. 0. Seite 347 und die dort Ainn. 14 
und 15 angeführten. 

*) Vcrgl. Luedur, ». a. 0. S. 205, wich Birclier a. a. 0. S. 46. 
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festgesetzt werden, dass das okkupierte Personal mit 
seinem Material unter der Leitung der feindlichen Armee 
in seiner Thätigkeit fortfahren muss. Desgleichen scheint 
es angemessen, dass die abziehende Armee auch einen 
Teil ihres nicht okkupierten Personals je nach den Be- 
dürfnissen an die andere Armee abzugeben hat, weil 
dieser die ganze Last der Versorgung der noch nicht 
aufgenommenen Verwundeten bleibt. Der Oltener Entwurf 
enthält diese berechtigten Forderungen in den Artikeln 
5 und 7, die bei einer Revision der Konvention vorbildlich 
sein können. J ) 

Wenn die Verpflichtung des Sanitätspersonals, auch 
nach der Okkupation des Feindes in seiner Beschäftigung 
fortzufahren, zu einem Vertragsgegenstand erhoben werden 
soll, so treten sofort drei weitere mit dieser Bestimmung 
zusammenhängende Punkte hervor, die der internationalen 
Festsetzung bedürfen. Sie entspringen der Thatsache, 
dass die zurückbleibenden militärischen Sanitätspersonen 
auf einem vom Feinde okkupierten Gebiete ihre Arbeiten 
verrichten. Es drängen sich damit die Fragen auf nach 
der Stellung dieses Personals zu dem herrschenden 
Feinde, nach der Besoldung desselben während dieser 
Zeit und nach dessen Zurücksendung zu der eigenen 
Armee. 

Die den Sanitätspersonen zukommende dauernde 
Neutralität macht es unmöglich, dass sie zu Kriegsgefangenen 
erklärt werden. Andererseits behalten sie auch nicht ihre 
volle Bewegungsfreiheit, denn es muss dem okkupierenden 


Vergl. Bircher, a. a. 0. S. 46 und 55 f. 
Triepel, a. a. 0. S. 221, 
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Feinde das Hecht zustehen, diese doch immerhin der 
Gegenpartei angehörenden Personen bei ihrer Beschäftigung 
zu überwachen, um sich vor Schaden zu sichern, den sie 
ihm sehr leicht bei ihrem Aufenthalt mitten im feindlichen 
Gebiete durch Auskundschaften und Mitteilung des Aus- 
gekundschafteten an das eigene Heer zufügen können. 
In einer solchen Handlungsweise der Ärzte und Pfleger 
liegt eine Durchbrechung des ihnen zugewiesenen Wirkungs- 
kreises, ein Hinübergreifen in die Kombattantensphäre, 
wodurch ihre bevorzugte Stellung verwirkt wird. Denn 
die Neutralität — selbstverständlich im Sinne von TJn- 
verletzlichkeit — setzt auf Seiten der damit ausgestatteten 
Personen ein bestimmtes Verhalten voraus, nämlich die 
absolute Enthaltung von Feindseligkeiten gegen den Feind; 
dieses Verhalten ist die Bedingung des ihnen 
zugebilligten besonderen Schutzes. 

Nun könnte man zwar sagen, dass der okkupierende 
Staat von vornherein anzunehmen habe, dass die Be- 
dingungen der Neutralität gewahrt blieben, und dass er 
erst einzuschreiten hätte, wenn wirklich ein Bruch dieser 
Bedingungen vorliege und dann die gebührende Strafe 
für eine Verletzung eintreten liesse. Aber trotz der wohl 
vorauszusetzenden sittlichen Tüchtigkeit der Sanitätsoffiziere 
hiesse das doch dem okkupierenden Staate zuviel zumuten, 
besonders bei der Erregung der Leidenschaften im Kriege, 
und weil die Anwesenheit auch nur eines einzigen Un- 
würdigen ihm sehr grosse Nachteile bringen kann. 
Darum darf er mit Recht die Befugnis zu Präventiv- 
massregeln verlangen, die eine solche Schädigung zu ver- 
hindern imstande sind, 
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Die okkupierende Armee hat also insoweit ein Ein- 
griifsrecht in die Bewegungsfreiheit der auf ihrem Gebiete 
thätigen Arzte und Pfleger, als es nötig erscheint, um 
Handlungen gegen die gewährleistete Neutralität zu ver- 
hindern. Darin findet dieses Eingriffsrecht seinen Rechts- 
grund und seine Begrenzung; es ist ein Recht, das 
eingeräumt werden muss, um der einen Partei die 
Gewissheit zu verschaffen, dass der Gegner den Vertrag 
respektiert, und um Handlungen desselben, die gegen 
diesen Verstössen, unmöglich zu machen. Im Einzelnen 
wird sich dieses Recht namentlich in einer Überwachung 
des Briefwechsels und des Verkehrs mit Angehörigen des 
feindlichen Landes äussern. 

Bei der Aufnahme eines solchen Kontrollrechtes in 
eine revidierte Konvention würde es sich empfehlen, von 
einer genaueren Detailierung abzusehen und einfach aus- 
zusprechen, dass dem okkupierenden Heere das Recht zu 
Massregeln zusteht, die es davon überzeugen, dass die auf 
seinem Gebiete beschäftigten Sanitätspersonen der 
gegnerischen Armee ihre in dem Vertrage übernommene 
Pflicht, nämlich Unterlassung aller feindseligen Handlungen, 
wirklich beobachten. *) 


Vergl. Triepel, a. a. 0. S. 222 f, der die Frage des 
Eontrollrechts bei der Besprechung von Artikel 5—7 des Oltener 
Entwurfes zuerst behandelt hat. 

Gar eis, Die Weiterentwicklung u. s. w., S. 20 f, will 
dieses Recht aus einer in der Bildung begriffenen Wahlstattpolizei 
erklären. Dem gegenüber ist zu bemerken, dass die Wahlstatt- 
polizei um der Verwundeten und Gefallenen willen besteht, Tote 
wie Lebende sollen vor Beraubung geschützt werden. Bei dem 
Eontrollrecht soll aber die eigene Armee vor Nachteil bewahrt 
werden, der ihr aus der Spionage der Sanitätspersonen erwachsen 
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Ausser diesem Eingriflsrccht in die Bewegungs- 
reilieit, das sich in Koiitroll- und Uisziplinar-Massregeln 
.ussert, steht der Okkupationsarmee noch eine begrifflich 
»von zu unterscheidende Befugnis zu, nämlich das Recht, 
ein okkupierten Sanitätspersonal seinen Dienstplan vor- 
schreiben. Dieses Recht ist für die Okkupationsarmee 
nerlässlich im Interesse eines rationellen und geordneten 
'orgehens zur Besorgung der Verwundeten. Die Okku- 
ationsarmee bestimmt daher die Art der Beschäftigung 
es okkupierten Hilfspersonals und weist ihm sein Arbeits- 
ild zu. In dieser Beziehung steht sie völlig an Stelle 
iner vorgesetzten Behörde. Ihre Grenzen findet diese 
iefugnis in dem Vertrage, der festsetzt, wie lange das 
anitltspersonal auf dem feindlichen Gebiete zu verweilen 
at und zu welchen Arbeiten es herangezogen werden 
arf 

Da nun die ganze Anordnung des Verweilens der 
anitatspersonen auf dem vom Feiude besetzten Gebiete 
a Gunsten der Verwundeten getroffen worden ist, so 
estent aber in deren Besorgung seine alleinige Aufgabe; 
udere Dienste dürfen ihm von dein feindlichen Heere 
icht zugemutet werden. Wenn dies geschähe, so Messe 
ies, das Sanitätspersonal seinem ihm in der Konvention 
orgeschriebenen Pflichtenkreiae entfremden. Andererseits 

Bunte. Die geschützten Objede sind also verschieden. Zudem 
t das Kontrollrecht durchaus nicht auf die Wahlstatt beschränkt, 
i erstreckt sich auf alle in die Hände des Feindes fallenden 
»oitätsanstalten, die gar nicht bei einer Wahlstatt' zn liegen 
rauchen, wie z. B. die stehenden Militärhospitäler. Das Kontroll- 
icht stellt sieb vielmehr dar als eine Vorkehrung, das okkupierte 
mi tätapere Qual an einer Verletzung der in seiner Unverletzlichkeit 
ihenden Pflichteu zu bind ein. 
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muss es solange beim Feinde ausharren, bis alle Ver- 
wundeten geborgen sind. Hierfür einen bestimmten 
Zeitpunkt festzustellen, geht nicht an, es kann nur im 
Allgemeinen gesagt werden, dass die Ärzte und Pfleger 
solange zu bleiben haben, wie ihre Anwesenheit für die 
Verwundeten erforderlich ist. Wann sie nicht mehr von 
nöten ist, das zu bestimmen, muss dem Ermessen der 
okkupierenden Armee überlassen bleiben. Zwar wird auch 
die Meinung vertreten, dass ein bestimmter Tag für die 
Rücksendung im Vertrage vorzusehen sei j L off ler 
nimmt für die Entlassung den zweiten oder dritten Tag 
nach der Schlacht in Aussicht, d. h. den Zeitpunkt, von 
dem man annehmen kann, dass die Verwundeten vom 
Schlachtfelde eingebracht sind und ihnen die notwendigste 
Hilfe geleistet worden ist. Mit Recht tritt Lueder 
dieser Meinung entgegen mit der Motivierung, dass sich 
kein bestimmter Termin dafür angeben lasse, an dem die 
Hilfe der Sanitätspersonen nicht mehr notwendig und ge- 
boten sei. *) Vielmehr wird nach den Verhältnissen dieser 
Terrain früher oder später fallen, und dem hat der Vertrag 
Rechnung zu tragen, indem er auf Angabe eines be- 
stimmten Tages für die Rücksendung verzichtet und es 
bei der allgemeinen Anordnung bewenden lässt, dass die 
Entlassung nach der Versorgung der Verwundeten zu er- 
folgen habe. 

Diese unbestimmtere Fassung enspricht auch den 
Vorschlägen der Berliner Sanitätskonferenz (Artikel 3), 
der Würzburger Versammlung (Artikel 3), und der Pariser 
Konferenz (Artikel 3), ebenso dem deutschen Entwurf zu 


l ) Vergl. Lueder. a. a. 0. S. 850 

li 
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Brüssel ($ 39), wie dem Entwürfe der Subkomnüssion (§ 40). 
Auch die Zusatzartikel (Art. 1) bestimmen einfach, dass 
das Sanitätspersonal nach Bedürfnis seine Thätigkeit fort- 
setzen soll, und überlassen die Festsetzung des Zeitpunktes 
dem Kommando der Okkupationsarmee. 

An und für sich wäre allein mit Eintritt des Termins, 
an dem die Verwundeten besorgt sind, die Zeit der Ent- 
lassung gekommen. Aber er kann doch noch hinaus- 
geschoben werden von der Okkupationsarmee, wenn sie 
dies aus militärischen Gründen für notwendig hält. Diese 
Berechtigung ist eine weitere Anwendung der oben er- 
wähnten Befugnis zu Eingriffen in die Bewegungsfreiheit 
der Hilfspersonen. So gut die Okkupationsarmee Korres- 
pondenz und Verkehr der Sanitätspersonen überwachen 
und im gegebenen Falle verbieten kann, so gut vermag sie 
auch die Rücksendung derselben hinauszuschieben, wenn das 
in ihrem Interesse gelegen ist. Es können schwerwiegende 
Gründe militärischer Art vorhanden sein, die eine sofortige 
Entlassung nach der Besorgung der Verwundeten un- 
thunlich erscheinen lassen, weil die fremden Hilfspersonen 
durch ihr Verweilen auf feindlichem Gebiet zur Kenntnis 
von Stellungen und strategischen Bewegungen etc. des 
Gegners gekommen sind, deren Bekanntwerden diesem 
von Nachteil wäre. Er schützt sich vor einer etwaigen 
konventionswidrigen Benachrichtigung an die andere krieg- 
führende Partei, der das Sanitätspersonal angehört, indem 
er dieses zurückhält, bis dessen Entlassung für ihn ohne 
Gefahr geschehen kann. Ebenso darf er dasselbe nötigen- 
falls internieren, wenn entscheidende Bewegungen seiner 
Kenntnis entzogen werden sollen, bis diese ausgeführt 
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sind. Die gleichen Gründe bestimmen auch die Wahl 
des Weges, den das entlassene Hilfspersonal bei der 
Bückkehr zu seiner eigenen Armee einschlagen soll. 1 ) 
Selbstverständlich muss das Kommando diese Verzögerung 
so sehr wie möglich abzukürzen suchen, um das Personal 
nicht unnötig von seinen Funktionen abzuhalten. 

Bis zu seiner Entlassung hat die Okkupationsarmee 
für Verpflegung und Besoldung des fremden Sanitäts- 
personals Sorge zu tragen. Dieses muss in dem Vertrage 
ausgesprochen werden. Über die Höhe der Besoldung 
bestehen nun sehr grosse Meinungsverschiedenheiten. 
Soll das Sanitätspersonal die eigene Besoldung weiter 
beziehen, wie nach dem Vorschlag mehrerer Konferenzen *) 
von den Zusatzartikeln bestimmt wird (Artikel 3), soll 
es die Bezüge des Personals der feindlichen Armee er- 
halten oder soll bestimmt werden, dass es immer die 
niedrigere bekommen soll ? 8 ) Trotzdem es vielfach, auch 
von Lueder und Triepel, befürwortet wird, dass das 
Personal die Bezüge der feindlichen Armee erhalten 
solle,*) scheint doch kein zwingender Grund vorhanden 
zu sein, von der Bestimmung der Zusatzartikel abzuweichen. 
Man erklärte das andere Verfahren für praktischer, weil 
es nicht so leicht zu Meinungsverschiedenheiten führe 
als der Modus der Zusatzartikel. Doch sind diese auch 

>) Vergl. Lue der, a. a. 0. Seit« 361 und den dort ange- 
führten Bluntsch] i. 

*} So die Berliner Samtatekonferenz (Art. 3), die Wttnbnrg« 
Versammlung (Art. 8) und die Pariser Konferenz (Art- 8). 

*) Moynier, Hände 8. 171 f. 

*) Lueder, a. a. 0. 9. 848 f, Oltener Entwurf Art. 5 und 7 
bei Biteber S. 66, Triepel, *■ a- 0. 8. asa. 
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dem anderen Verfahren gar nicht ausgeschlossen, 
leicht noch näher liegend, besonders wenn man erwägt, 
s die Rangklassen und die Organisation des Sanitäts- 
sonals in den verschiedenen Armeen einander nicht 
au entsprechen. So können leicht Schwierigkeiten 
iteben bei der Übertragung der Gehalts Verhältnisse der 
m Armee auf Angehörige einer anders organisierten 
iee, welche durch eine Übereinkunft der Staaten, die 
in geht, dem fremden Sanitätspersonal seine Bezüge 
zuzahlen, von vornherein abgeschnitten werden. Zudem 
ja auch die Thätigkeit des Sanitätspersonals unter 
i Kommando der Okkupationsarmee zeitlich so be- 
•änkt, dass eine etwa eintretende Differenz in der 
ic der Bezüge kaum ins Gewicht fällt. Im Übrigen 

Lueder Recht, wenn er die Frage nach der Höhe 

Bezüge für minder wichtig hält. ') 

Wie es in der Natur der Sache liegt, hat das 
itätspersonal durch die ihm zugebilligte Unverletzlichkeit 
Verpflichtung übernommen, sich aller Feindseligkeiten 
enthalten. Zur Bekräftigung dieser Enthaltung von 
d feindseligen Handlungen kann dem Personal für die 
;, während welcher es unter fremder Herrschaft thätig 

eine ehrenwörtliche Versicherung in diesem Sinne 
enommen werden. 8 ) Diese Verpflichtung bezieht sich 
■ nur auf die Unterlassung von Angriffshandlungen, 
it auf die Verteidigung gegen Angriffe, die den 
itätspersonen als Notwehr selbstverständlich zusteht. 
1 es ist leicht möglich, dass das Sanitätspersonal trotz 

») Lueder, a. a. 0. S. 349. 

"> So der Oltener Entwurf, Art. &, Ziffer 3, Bircher, S.46u.6fr 
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der Konvention in die Lage kommen kann, sich zu ve 
leidigen, wie das bei der Erregung der Leidenschaft« 
im Kriege erklärlich ist. Darum kann ihm auch nie' 
zugemutet werden, ohne Waffen seine Dienste zu ve 
richten; das Waffentragen muss ihm vielmehr erlaul 
sein, um AngrbTshandlungen stets zurückweisen zu könne 
Dies ist auch die Meinung aller Brüsseler Vorschläge ' 
nie des Oltener Entwurfes a ), indem sie bestimmen, da 
durch Notwehrhandlungen die Neutralität nicht verlort 
geht, wie es bei Aiigriftshandlungen der Fall ist. Eit 
entsprechende Festsetzung gehört iu eine revidien 
Konvention. 

Obgleich die freiwillige Hilfe, wie bekannt, den Aula: 
gab zur Entstehung der Konvention, wurde sie in dies« 
doch nicht berücksichtigt. 3 ) ' Begreiflich erscheint di 
Vorgehen der Regierungen deshalb, weil die freiwillig 
Hilfe damals etwas völlig Neues war, und Erfahrung« 
mit ihr noch nicht vorlagen Darum scheuten sich d 
Staaten, die freiwillige Hilfe auf den Kriegsschaupia' 


') Rassischer Vorschlag {§ 38 und namentlich § 41), d 
deutsche Vorschlag (§ 41), der belgische Entwarf (Art 16) in 
der Snbkommissionsvorschlag (§ 39). Vergl. Lue der, a. a. < 
8. 346 f. 

*) Oltener Entwarf Artikel 3 b. Bei Bir eher Seite 5 
Vergl. Triepel S. 321 und die dort Angeführten. 

*) Darum steht auch die Interniernng des holländisch« 
AmbalanzperionaU durch die Engländer in ihrem Kriege gegi 
die südafrikanischen Republiken nicht im Widersprach mit d< 
Genfer Konvention, wie dies der holländische Minister des An 
wartigen in der Kainmersitzmig vom 7. Des. 1901 auf eine Inte 
pellation hin, darlegte- Er führte die Bestimmung der Genf 
Konvention an, welche nnr den Ambulanzen der kriegführend« 
Parteien die Neutralität snbillige. Siehe Kölner Ztg. 1901 No. 95 


— 168 — 

zuzulassen und ihr eine bevorzugte Stellung einzuräumen. 
Heute liegen die Verhältnisse wesentlich anders. Die 
Gesellschaften vom Roten Kreuz sind weit verbreitet, 
wohl organisiert und durch ihre Einübung in Friedenszeiten 
sehr geeignet, auf dem Schlachtfelde Hilfe zu bringen, 
wo notorisch die staatlichen Sanitätspersonen und 
- Anstalten nicht ausreichend sind zur Überwindung ihrer 
gewaltigen Aufgabe. ') Darum inuss dringend gewünscht 
werden, dass eine Revision der Konvention die Hilfs- 
vereine nicht wiederum ausschliesst, sondern ihnen Auf- 
nahme gewährt in Übereinstimmung mit den fortgesetzt 
geäusserten Wünschen auf Versammlungen und in der 
Litteratur. s ) So haben namentlich die Pariser Konferenzen 
1867 diesen Wunsch betont und ihm in ihren Entwürfen 
Ausdruck gegeben 8 ), ebenso enthält ihn der deutsche und 
der Subkommissionsvorschlag zu Brüssel. *) Auch auf 
anderen Konferenzen wurde dieser Vorschlag eingebracht, 
ohne dass er aber in die Entwürfe aufgenommen wurde. B ) 
Soll die so ausserordentlich segensreiche freiwillige 
Hilfe nutzbar gemacht werden, indem man ihr die Wohl- 

') Wie sehr die militärische Sanitätsorganisation einer Er- 
gänzung durch freiwillige Helfer bedarf bei dem schwierigen and 
gefahrvollen Werke der Aufnahme der Verwundeten kann man 
ausser aus den im historischen Teil erwähnten Werken ersehen 
aus den Forderungen von Billroth und Bardeleben, angeführt bei 
Bloch, a. a. 0, S. 25 ff. Vergl. hierzu auch Fort, Den Kriegs- 
verwundeten ihr Hecht! I 1896, II 1899, namentlich II 3- 19 ff. 

s ) VergL Moynier, Stade 8. 154 ff. Triepel, a. a- 0. 
S. 205, Anmerk. 5. 

8 ) Pariser Delegierten - Konferenz Art. 4 und ebenso die 
Pariser internationale Versammlang. 

*) § 89 des deutschen Entwurfs n. des Subkommissions Vorschlags. 

6 ) Vergl. Lueder, a. a. 0. S. 357. 
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thaten der militärischen Sanitätspersonen in gleicht 
Masse zuwendet, so sind doch Vorkehrungen dafür 
treffen, dass ihre Aufnahme in die Konvention und i 
Zusammenarbeiten mit den militärischen Ärzten u: 
Pflegern nur gute Wirkungen ausübt und schlechte s 
rückgehalten werden. Denn es ist durchaus nicht ai 
geschlossen , dass auch solche eintreten können w 
Unordnung, Reibereien mit den Militärbehörden, Spionay 
ganz zu schweigen von den Folgen, die möglich sii 
wenn die Annahme des roten Kreuzes nur erfolgt, i 
verbrecherische Absichten (Leichenberaubung u. s. v 
zu verdecken. 

Um derartige schädliche Wirkungen von vornhere 
unmöglich zu machen, müssen Anordnungen - erlass 
werden, die ein Überwachen der Personen der freiwillig 
Hilfe und ein Eingreifen gegen alle ordnungswidrig 
Handlungen derselben gestatten. 

Dieser Zweck wird erreicht, wenn die Zulassung d 
freiwilligen Hilfe von der Genehmigung der Militärbehörd 
und von der Unterordnung unter die amtlichen Orgai 
abhängig gemacht wird. Schon die erwähnten Brüssel 
Entwürfe enthalten das Verlangen, dass die Genehmigui 
der Behörde die Voraussetzung für die Anerkennung d 
freiwilligen Hilfe bilden müsse. Dazu muss aber unbedin 
noch die dauernde Unterordnung unter die militärisch 
Gewalten kommen, weil diese allein eine zufriedenstellen 
Wirkung verbürgt. Die Verbindung mit dem militärisch' 
Sanitätswesen, worin diese Unterordnung besteht, verlan 
aber ihrerseits, dass die freiwillige Hilfe organisiert ii 
was auch äusserlich durch eine bestimmte Tracht zu 
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isdruck zu kommen hat. Da die amtliche Zulassung 
lerzeit nachweisbar sein muss, ist eine diese beschei- 
;ende Legitimation jedem Teilnehmer auszustellen. 

L u e d e r hat die Bedingungen für die Zulassung 
r freiwilligen Hilfe unter die beiden Punkte gebracht : 
;te Organisation und enger Auschluss an das amtliche 
nitätswesen. i) Was noch weiter verlangt wird, wie 
stimmte Tracht und Legitimation, sind nur die Folge- 
lgen aus diesen beiden Voraussetzungen, die Lueder 
:h in seinem eigenen Entwürfe gezogen hat. *) 

Der Oltener Entwurf (Artikel 1 e und Artikel 8 Ziffer 2) 
iderbolt im Wesentlichen diese Lueder 'sehe Formu- 
rung 8 ), und es ist augenscheinlich, dass unter diesen 
dingungen nichts mehr gegen die freiwillige Hilfe ein- 
wandt werden kann. Alle Befürchtungen wegen etwa 
tretender übler Folgen müssen gegenüber einer solchen 
ssung aufgegeben werden und der Aufnahme in die 
nvention wie der Gleichstellung mit dem amtlichen 
rsonal steht dann nichts mehr im Wege. Die frei- 
ligen Hilfspersonen können nach Erfüllung der ange- 
jenen Voraussetzungen mit dem Genfer Zeichen versehen 
ter dem Schutze der Unverletzlichkeit ungehindert ihren 
die Verwundeten so wohlthätigen Arbeiten nachgehen, 
te dass dadurch Gefahren irgend welcher Art er- 


') Vergl. Lueder, a. a. 0. S. 858. 

*) Vergl. diesen, a. a. 0. Seite 440. 

8 ) Vergl, Bircher, a. a. 0. Seite 41 und 54. 

Mit Beclit verlangt Tr iepel a. a. 0. Seite 207 Anm. 2, 

Forderung einer einheitlichen Tracht für die freiwilligen Hilfa- 
souen, die ja schon Lueder in seinen Entwarf aufnahm. 
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Eine freiwillige Hilfe, die den aufgestellten Bedin g 
ungen nicht entspricht, könnte zwar von einem Staate auch 
zugelassen werden, einen Anspruch auf die Wohlthaten 
der Konvention hätte sie dann aber nicht, und dürfte 
darum auch nicht mit dem Zeichen der Unverletzlichkeit 
versehen werden. l ) 

Wenn in dieser Weise eine Erweiterung der Kon- 
vention durch Anerkennung der freiwilligen Hilfe gefordert 
werden muss, so fragt es sich ferner, ob das Überein- 
kommen in Bezug auf die Behandlung der Landeseinwohner 
aufrecht erhalten werden soll. Und da zeigt sich, dass 
keine Artikel der Konvention so verfehlt und praktisch 
undurchführbar ist als Artikel 5, der die Landeseinwohner 
betrifft. Er macht den Landeseinwohnern für ihre thätige 
Hilfe Verheissungen, die in einer Beziehung ihrer Natur 
nach gar keine Belohnungen find, weil sie schon durch das 
allgemeine Kriegsrecht einem viel weiteren Kreise von 
Personen garantiert werden, und deren Betonung als völlig 
überflüssig erscheint; die in anderer Beziehung zwar 
wirkliche, aber viel zu weitgehende Belohnungen dar- 
stellen, indem durch sie die Kriegsführung gehemmt und 
die Verwundeten mehr geschädigt werden, als ihnen Nutzen 
daraus erwächst. 

So bestimmt Artikel 5, dass die Landeseinwohner, 
welche den Verwundeten zu Hilfe kommen, geschont 
werden und frei bleiben sollen. Nun kann das unmöglich 
als eine Vergünstigung der hilfreichen Landeseinwohner 
aufgefasst werden, da überhaupt jeder Bewohner des 
feindlichen Landes, sofern er nichts Feindliches unter- 

Vergl. Lue der, a. a. 0. S. 359. 

11* 
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nimmt, geschont werden und frei bleiben muss. Das ist 
so selbstverständlich in dieser Allgemeinheit, rtass man, 
um einen Sinn in die Bestimmung zu bringen, annehmen 
könnte, der Artikel habe dabei die Thätigkeit der Landes- 
einwohner auf dem Schlachtfelde oder in dessen Nähe 
bei noch dauerndem Kampfe im Auge gehabt, und es sei 
dabei seine Absicht gewesen, ihnen einfach die Erlaubnis 
zum Betreten desselben zu geben. Doch schliesst diese 
Öffnung des Schlachtfeldes für völlig unbekannte, keine 
Organisation besitzende Personen gerade die grössten 
Gefabren in sich, wie das bei der Besprechung der frei- 
willigen Hilfe gezeigt wurde, und was dort galt, gilt hier 
in noch erhöhtem Masse, weil bei diesen Personen eine 
Eontrolle so gut wie ausgeschlossen ist, und gerade unter 
ihnen sich Leute befinden, denen die Sorge für die Ver- 
wundeten nur einen Vorwand zum Verbrechen bietet. 1 ) 
Es wäre eine grosse Inkonsequenz und Ungerechtigkeit 
gegen die Personen der freiwilligen Hilfe, den unkontrol- 
lierbaren Landeseinwohnern das Betreten des Schlacht- 
feldes zn gestatten, während man jenen diese Bevorzugung 
verweigern zu müssen glaubte. 

Ganz übertrieben, dazu noch unbestimmt *) und auch 
undurchführbar sind die Vorteile, die an die Aufnahme 
der Verwundeten in die Häuser der Landeseinwohner 
geknüpft werden. Wer auch nur einen Verwundeten, 
gleichviel von welcher Partei, in sein Haus aufnimmt, 
ist von weiterer Einquartierung und von einem Teile der 
Kriegskontribution befreit, und der Verwundete dient dem 


I) Vergl. Lueder, iL a. 0. Seite 401, 
«) '„ Triepel, a. a. 0. „ 200. 
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Hause als „sauvegarde." Dass die Aufnahme, auch nur 
eines Verwundeten diese Vergünstigungen nach sich zieht, 
ist nach dem Texte der Konvention gewiss, darum ist es 
nicht ganz richtig, wenn Lueder unter den Missbräuchen, 
die mit dem Genfer Zeichen im deutsch-französischen 
Kriege 1870 getrieben wurden, auch das Hissen der 
Genfer Fahne auf Häusern erwähnt, die nur mit einem 
einzigen Verwundeten belegt waren. 1 ) 

Aber es zeigt, wie verfehlt die Bestimmung der 
Genfer Konvention ist, die etwas derartiges für zulässig 
erklärt. Ist doch mit dem Artikel nichts anderes gesagt, 
als dass sich reiche Leute mit grossen Häusern der Ver- 
pflichtung zur Unterbringung weiterer Verwundeter oder 
zur Aufnahme von Truppeneinquartierung unter Berufung 
auf die Genfer Konvention entziehen können, während sie 
thatsächlich wohl in der Lage wären, weit mehr zu thun. 
So ist die Folge dieser Bestimmung, dass Truppen wie 
Verwundete geschädigt werden, wenn sie eingehalten wird, 
und dass sie ferner dem betreffenden „hilfeleistenden* 
Einwohner eine viel zu weitgehende und ganz ungerecht- 
fertigte Erleichterung von den Kriegslasten verschafft. 

Doch kann diese Bestimmung der Konvention gar 
nicht befolgt werden; der Artikel behindert die Heeres- 
leitungen derart, dass sie oft in die Lage kommen werden, 
sich darüber hinwegsetzen zu müssen und damit ist der 
ganzen Festsetzung das Urteil gesprochen. Denn was 
nicht wirklich durchführbar ist, hat nicht den geringsten 
Wert, ja, es kann Schaden stiften, indem es Misstrauen 

*) Vergl. Lueder, a..a. 0. Seite 280 and Bircher, a. a. 0. 
Seite 24. 
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gen die Übrigen Anordnungen des Vertrags hervorruft, 
er deren gänzliche Nichtbeachtung zur Folge hat. Wer 
Ji über einen Artikel hinwegsetzt, wird auch geneigt 
in, anderen, wenn auch wohlbegründeten die gebührende 
ihtung zu versagen. 

In der Verurteilung dieses Artikels ist man darum 
ch allgemein einig. Schon die Berliner Sanitatekon- 
-enz schränkte den Artikel 5 der Konvention dahin ein, 
ss sie das Betreten des Schlachtfeldes von der Er- 
mutigung des Kommandierenden abhängig inachte, -und 
r den Aufruf der Generäle an die Laildeseinwohner 
r Hilfeleistung stehen liess. Ebenso verfuhr die Würz- 
iger Versammlung, während die Pariser Delegierten- 
nferenz von 1867 zwar noch mehr von dem Artikel 
r Konvention beibehielt, indem sie den hilfeleistenden 
nwohnern Schutz und Förderung versprach und den 
ein Haus eingebrachten Verwundeten als „sauvegarde" 
aselben ansah, aber die Befreiung von Einquartierung 
d Kriegskontribution nur insoweit zusicherte, als die 
rhältnisse dies gestatten (Artikel 5). Die Zusatzartikel 
rfahren in ähnlicher Weise, indem sie Berücksichtigung 
i Einquartierung und Kriegskontribution gewähren nach 
issgabe des bewiesenen mildthätigen Eifers (Artikel 4). 
dieser Beziehung gehört auch L u e d e r s eigener 
irschlag hierher '), der dasselbe bestimmt, daneben aber 
s Betreten des Schlachtfeldes von einer besonderen 
itorisation abhängig macht. 

Die verschiedenen Brüsseler Entwürfe gehen in der 
Twerfung des Artikels noch weiter; sie lassen ihn ganz 

i) Vergl. Lneder, a.a.O. Seite 44?, (Artikel 6). 
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fallen, und der Olteiier Eutwurf ist ihnen hierin gefolgt, 
da er keine dem Artikel 5 ähnliche Bestimmung enthält. ') 

Eine unbefangene Betrachtung wird zu dem Schlüsse 
kommen, dass die vollständige Weglassung des Artikels 
in der That das Beste ist. Es bleiben selbst bei der 
einschränkendsten Formulierung immer noch so starke 
Bedenken, dass es angebrachter erscheint, von der ganzen 
Bestimmung abzusehen. Denn das Betreten des Schlacht- 
feldes durch die Laudeseinwohner, selbst nach Antorisation 
durch die Heeresleitung, bleibt immer bedenklich, weil 
eine Kontrolle doch nur mit ganz minimalem Erfolge 
durchgeführt werden kann. Auch ist die Hilfeleistung 
von ungeschutten Elementen nicht besonders hoch zu 
bewerten. Ferner ist die Formulierung, wonach die Be- 
freiung von Einquartierung und Kontribution nach Mass- 
gabe der Verhältnisse oder des bethätigten Eifers zu 
erfolgen habe, so wenig genau, dass sich damit nicht viel 
anfangen lässt. Und mit Recht fragt Bircher, ob die 
verhältnismässig geringe Thätigkeit der Einwohner eine 
so weitgehende Berücksichtigung überhaupt verdient. 
Was von den Truppen für ihre Bedürfnisse gebraucht 
wird, wird requiriert; warum sollte das Sanitätspersonal 
das Nötige (Gerätschaften, Obdach, Lebensmittel) nicht 
für die Verwundeten requirieren können, wenn es nicht für 
Geld zu haben ist. 3 ) 

Einer Aufnahme des Artikels ö in eine revidierte 
Konvention ist darum sowohl in seiner ursprünglichen 

') Vergl. Lneder, a. a. O. Seite 396. 

„ Triepel, a. a. 0. „ 199f. und die auf S. 201 
Anra. 1 An geführten, welche den ganzen Artikel verwerfen. 
*) Bircher, a. a. 0. Seite 49. 
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wie in seiner nach den gemachten Vorschlägen abge- 
änderten Fassung zu widerraten. Auch der Appell der 
Kommandierenden an die Menschlichkeit der Einwohner 
ist damit überflüssig geworden, da deren Hilfe von der 
Konvention nicht mehr begehrt wird. Die Heere sind 
auf die amtliche und organisierte freiwillige Hilfe ver- 
wiesen ; eine internationale Regelung der Heranziehung 
der Landeseinwohner ist unthunlich. Sollte ein Befehls- 
haber in die Lage kommen, ihre Thätigkeit in Anspruch 
zu nehmen, so wird er sie soweit zulassen und ihnen 
auf Grund seiner Befugnisse derartige Vergünstigungen 
zusichern, wie er sie für nötig hält, — aber vertrags- 
mässig kann dies nicht geordnet werden. 


Allgemeine Bestimmungen. 

Während in den vorigen Abschnitten die einzelnen 
Bestimmungen der Konvention untersucht wurden, sind 
hier noch die Forderungen zu behandeln, die sich auf die 
Übereinkunft als Ganzes beziehen und die bei einer 
Revision in Frage kommen. •) 

Vor allem ist hierbei auf die sehr mangelhafte 
Fassung des Vertrages hinzuweisen. Sowohl in Beziehung 
auf die einzelnen Ausdrucke wie die Anordnung des 
Ganzen sind erhebliche Ausstellungen zu machen. Statt 
von dem Prinzip der Konvention, dein Schutz und der 
Fürsorge für die Verwundeten auszugehen und daran an- 
schliessend die weiteren Vertragspunkte zu regeln, wie 
sie sich logisch aus diesem Prinzipe ergeben, wodurch 
Klarheit und Übersichtlichkeit erreicht werden, geht die 
Konvention ganz anders vor. Völlig unsystematisch be- 
ginnt sie mit der Stellung der Hospitäler, schreitet dann 
vor zu den Sanitatspersonen und kehrt im vierten Artikel 
wieder zu den Hospitälern zurück, deren Material dort 
behandelt wird. Im fünften Artikel wird von den Landes- 
bewohnern gesprochen und erst im sechsten Artikel ist 
von den Verwundeten die Eede, welche doch die Grund- 
lage der Übereinkunft bilden, und in demselben Artikel 

') Eine Untersuchung darüber, ob die Konvention überhaupt 
beinhalten oder ganz aufzugeben sei, ist heute nicht mehr nötig, 
die Frage ist antiquiert, wi* die Ereignisse der jüngsten Zeit be- 
wiesen haben. — L n e d e r bat sie noch besonders behandeln 
müssen, a. a. 0. S. 384 ff. 
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Verden die Evakuationen besprochen, die passender Weise 
ei den Hospitälern und Ambulanzen hätten Erwähnung 
.ndeu müssen. Im siebenten Artikel wird das Zeichen der 
Neutralität festgesetzt und im achten erklärt, dass die 
Einzelheiten der Ausführung von den Oberbefehlshabern 
ngeordnet werden sollen. Artikel neun und zehn ent- 
alten Beitritts- und Ratifikationsbestimmungen. 

Aus dieser Übersicht ersieht man, dass eine systematische 
Erarbeitung und Darstellung des Stoffes in der Konvention 
icht erstrebt wird: Der leitende Gedanke ist nicht hervor- 
ehoben, eine Materie wird in verschiedenen Artikeln 
ehandelt, andererseits umfasst e i n Artikel ganz Ver- 
chiedenartiges. Wie förderlich aber eine klare und 
ilgerichtige Anordnung eines Vertrages für dessen 
'erständnis ist, braucht kaum hervorgehoben zu werden. 
)arum ist es dringende Pflicht einer künftigen Revisions- 
ersammlung, hier Wandel zu schaffen und für eine logische 
aufeinanderfolge der gesetzlichen Bestimmungen Sorge 
u tragen. Vorbildlich kann dabei der Oltener Entwurf 
ein, dessen Artikelfolge zugleich auch ein Fortschreiten 
es Gedankens bedeutet. Am Anfang stehen die Neutralität 
eniessenden Personen und an deren Spitze, wie es sich 
eziemt, die Verwundeten und Kranken. ') 

Noch notwendiger als eine Änderung in der An- 
rdnung des Ganzen ist eine Verbesserung des sprachlichen 
Ausdrucks. Statt für die einzelnen Bestimmungen scharf 
mgrenzte Ausdrücke zu gebrauchen, wie dies wegen der 
aran geknüpften rechtlichen Folgen notwendig ist, benutzt 
ie Konvention gerade im Gegenteil Ausdrücke, die sehr 

') Vergl. Biroher, *. a. 0. 8. B4. Triapel, a. a.O. 3. 195 f. 
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vieldeutig sind, wie die Erfahrung bewiesen hat; ja 
enthalt auch solche, die dem Juristischen Sprachgebra 
direkt widersprechen, indem etwas unter ihnen verstan 
wird, das mit dem völkerrechtlichen Begriff, der di 
dasselbe Wort repräsentiert wird, nichts zn tbun 
Hierher gehört der Gebrauch des Wortes „neutral! 
für Personen und Sachen, der ganz allgemein getadelt wir 
Neutralität im Sinne des Völkerrechts ist die längst f 
stehende Bezeichnung für diejenigen Staaten, welche 
einem Kriege anderer Staaten in keiner Weise teilnebn 
Die Konvention verlässt diese Bedeutung ganz, indem 
den Ausdruck auf Sachen anwendet, was gar nicht 
geht, und auf Personen, die keineswegs einem neutri 
Staate, sondern einem der kämpfenden Teile angehö: 
Diese Personen sind aber nach derKoDvention durchaus ni 
neutral im gewöhnlichen Sinne des Völkerrechts, vielm 
erhalten sie einen ganz bestimmten Schutz, der von 
wissen Bedingungen abhängig ist und sie aus dem 
gemeinen Kriegsrechte heraushebt. Aber sie blei 
nach wie vor Angehörige des kämpfenden Staa- 
Neutralität darf ihnen darum nicht zugesprochen wer 
wie deu Angehörigen eines wirklich neutralen Staa 
wenn es überhaupt angeht, von der Neutralität 
Personen, statt nur von einer solchen der Staaten 
sprechen. 

Dass diese Frage nicht nur eine theoretische 
deutung hat, geht daraus hervor, dass der Oltener Entv 
durch den Gebrauch des Wortes „Neutralität" auch 

') Vergl. Lnetler. a. a. 0. S. 424 f., Moynier, £i 
S. 141 f., Triepel a. a. 0. 8. 212 f. _ 
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rundete und Kranke '") zu Folgerungen kommt, die 
dein geltenden Rechte, wie es durch die Konvention 
laffeii wird, nicht übereinstimmen. 2 ) Her Gebrauch 
Wortes in seiner verfehlten Anwendung ist darum 
laus zu verwerfen. An seine Stelle niuss die genaue 
ichnung dessen treten, was der Person und der 
e unter den angegebenen Bedingungen gewährt wird. 

in diesen Bestimmungen eine Ausnahme von dem 
meinen Kriegsrechte liegt, ist es nötig, sofort über 
'ragweite eines solchen Altsdrucks im Klaren zu sein. 
Trotz des Widerspruchs ist. der Ausdruck immer 
ergekehrt; zuerst der deutsche Entwurf zu Brüssel, 
jueder'sche Vorschlag und später der Bircher'sche 
ntwurf 8 ) zur Oltener Konferenz, u. A. haben ihn 
ieden und ihn durch inviolabilite, Unverletzlichkeit, 
,zt. 

Bei einer Revision ist daher das Wort als fehlerhaft 
angennu gleichfalls xu vermeiden und anstatt desselben 

der besondere Schutz namhaft gemacht werden, den 
onen oder Sachen im gegebenen Falle geniessen. *} 
An anderen zu beanstandenden Ausdrücken mangelt 
icht. Hierher gehören die rechtlich wichtigen Be- 
nuugen „ambulances" und „höpitanx", die derartig 

') Vergl. damit den Abschnitt über die Verwundeten u- Kranken. 
Der Oltener Entwurf billigt den Verwundeten nnd Kranken 
tralität za (Art. la.), die aufhören soll, wenn dies« geheilt 
weder dienstfähig sind (Art, 8,a), 
*j Vergl- Triepel, a. a. 0. S. 21S f. 217. 
») Vergl. Bircher, *. a. 0. S. 35 nnd 53. 
*) So oft in dieser Darstellung der Ausdruck Neutralität ge- 
ht wird, ist es nur geschehen, am im Wortlaute des Vertrages 
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zweideutig sind, dass die Zusatzartikel eingreifen mussten, 
um den Begriff „ambulance" zu fixieren. Weiter kommt 
dann in Betracht der Begriff der „force militaire" bei 
Hospitälern. Nach der Bestimmung der Konvention wird 
den Lazaretten durch die Besetzung mit einer force 
militaire ihre Neutralität genommen. Nun bleibt es bei 
dieser Bezeichnung fraglich,, ob durch sie die Sc! rild wachen 
mitumfasst werden oder nicht; ferner sind zu erwähnen 
die unbestimmten Bezeichnungen „sauvegarde (Art. 5), 
respect6s und prot6g6s" (Art. 1 und 5), u. a. 

Solche Ausdrücke sind zu vermeiden, es dürfen nur 
ganz klare, eindeutige Bezeichnungen gewählt werden, 
die zu Zweifeln keinen Anlass geben. Dies ist schon 
darum nötig, weil es kein obligatorisches völkerrechtliches 
Tribunal giebt, das auftauchende Schwierigkeiten heben 
und Streitigkeiten entscheiden könnte. Es gilt daher, 
von vornherein nach Möglichkeit Verschiedenheiten in der 
Auffassung gar nicht aufkommen zu lassen und Streitig- 
keiten dadurch abzuschneiden. Dazu kommt, dass die 
Konvention für den Krieg berechnet ist und von dem 
gemeinen Soldaten gehandhabt werden soll. *) Das alles 
drängt zu einer einfachen und bestimmten Formulierung. 
Auf diese Weise werden wenigstens diejenigen Über- 
tretungen vermieden, welche aus einem Missverständnis 
des Vertrages hervorgehen. 

Die einzelnen Bestimmungen müssen zwar so aus- 
führlich sein, dass irgend eine Unklarheit nicht bestehen 
bleibt, aber darunter darf die Prägnanz des Ausdruckes 
nicht leiden. Ein grosser Unterschied besteht in dieser 


Vergl. Lue der, a. a. 0. S. 310, 
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jziehung zwischen dein Vorschlage Lueders und dem 
r Olteiier Konferenz. Das Lu ed er 'sehe Projekt, 
baltlich sehr wertvoll, steht in der Form hinter dein 
teuer Entwürfe zurück. Dieser ist kurz, prägnant, 
stimmt, die Satzbildung einfach, sehr gut schematisiert 
id durch Unterabteilungen in den einzelnen Artikeln, 
liehe durch Zahlen oder Buchstaben bezeichnet sind, 
übersichtlich geordnet, dass das Zusammengehörige 
id von einem Punkte Abhängende sofort als solches 
kannt wird. Das L u e d e r 'sehe Projekt hingegen ist 
breit angelegt; die Sätze sind zu laug und unüber- 
;htlich, sie werden durch die Einschiebung vieler Be- 
immungen in eine Periode verwickelt und lassen deshalb 
e gerade bei diesem Vertrage so sehr erwünschte Hin- 
chheit vermissen. 

Was materiell den Inhalt der Konvention bilden soll, 
i in den einzelnen Abschnitten zum Ausdruck gekommen. 
ier soll nur daran erinnert werden, dass die Überein- 
mft ein Spezialvertrag ist und nur einen bestimmten, 
ät umgrenzten Bruchteil des Kriegsrechtes enthält. 
ies ist immer zu betonen gegenüber Forderungen auf 
ifnahme neuer Bestimmungen' in den Vertrag, die mit 
un Grundgedanken desselben nichts mehr zu thun haben, 
id die leicht die Folge haben können, dessen Charakter 
3 SpezialÜbereinkommen zu verwischen und seine innere 
inheit zu zerstören. 

Ferner ist schon darauf hingewiesen worden, dass 
ii einer Revision nur das wirklich Feststehende, das 
chtlich Fixierte, Aufnahme finden darf. Nur dasjenige, 
)zu die beiden kriegführenden Parteien berechtigt und 
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verpflichtet sind, darf den Inhalt der Konvention bilden. 
Mit dieser Auffassung steht das Vorgehen Hei big s in 
direktem Gegensatz, der rechtlich Verpflichtendes und 
bloss Wünschenswertes zusammen in seinen Entwurf auf- 
nimmt, und damit genug gethan zu haben glaubt, wenn 
er eine äusserliche Trennung zwischen beiden Bestand- 
teilen des Vertrages (durch Verschiedenheit der Schrift) 
gemacht hat. 1 ) 

Aber die Aufnahme des blos Wünschenswerten ist 
überhaupt zu verwerfen, es heisst das Wesen des Gesetzes 
verkennen, wenn dessen Zulassung empfohlen wird. Das 
nur Wünschenswerte, nicht auch zugleich Verpflichtende, 
ist rechtlich ein blosser Schatten, denn es fehlt ihm gerade 
das, wozu Gesetze erlassen werden, nämlich die Nötigung, 
es zu befolgen. Wünsche und Gesetze sind disparate 
Begriffe, die Formulierung von Wünschen in einem Gesetze 
ist darum ganz ohne Bedeutung. Es ist nur eine Ver- 
mengung, wenn rechtliche Verpflichtung und Wünschens- 
wertes in einem Gesetze nebeneinander gestellt werden, 
die zu vermeiden ist; vielmehr ist das nur Erwünschte 
als leer und bedeutungslos aus dem Gesetze zu eliminieren. 
Wenn ein General noch ausser dem, wozu ihn die Kon- 
vention verpflichtet, etwas thun will, so bleibt ihm das 
unbenommen, aber für eine Empfehlung, dieses zu thun, 
ist ein internationaler Vertrag nicht die geeignete Stelle. 

Werden so in einfacher, übersichtlicher Form nur 
wirklich feststehende, brauchbare Bestimmungen dar- 
geboten, so ist die Herübernahme von Artikel 8 der 
Konvention, welcher die Einzelheiten der Ausführung den 

*) Hei big, a. a. 0. Seite 28. 
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nordnungen der Oberbefehlshaber iiberlässt nach Mass- 
ihe der Anweisungen ihrer Regierungen und der Grund- 
Xze der Konvention, nicht voimöten. Denn ein Widerspruch 
'.r Übereinkunft mit den Erfordernissen der Kriegsführung, 
;r besondere Massregeln verlangte, ist nach Erfüllung 
ler besprochenen Forderungen nicht zu befürchten, und 
tdererseits ist die Anwendung der Konvention auf den 
jgebenen Fall eine so selbstverständliche Sache der 
efehlshaber, dass es einer besonderen Hervorhebung 
■ssen nicht mehr bedarf. 

Ein Vertrag, der den gestellten Anforderungen ent- 
>richt, ist leicht verständlich und seine Interpretation 
etet keine Schwierigkeiten. Es ist eine falsche Auf- 
ssung, wenn Bircher meint, 1 ) der Vertrag müsse so 
mtheh sein, dass eine Interpretation nicht vorkommen 
Jnne, und dass es immer eine schlimme Sache sei, wenn ein 
esetz einer Interpretation bedürfe. Vielmehr muss jedes 
esetz interpretiert werden, denn die Anwendung seiner 
Igemeinen Bestimmungen auf den konkreten Fall, die 
nbsumtion desselben unter das Gesetz ist immer Inter- 
etation. Es fragt sich nur, ob diese Auslegung sich 
icht und ungezwungen ergiebt, oder ob es schwieriger 
id umständlicher Erwägungen bedarf, um den Sinn 
lies Gesetzes zu erfassen und seine Anwendung zu er 
«glichen. Darauf kommt es an, diese zweite Art der 
iterpretation zu vermeiden, uud zwar bei jedem Gesetze, 
imentlich aber bei einer Materie des Kriegsrechts. 

Schliesslich ist noch zu prüfen, ob die Konvention 
ilbst Massregeln enthalten soll, die ihre Bekanntmachung 

Bircher, *. a. 0. S. 31. 
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sichern «ml ihre Übertretung mit Strafe 
ist zu bejahen. 

Die Konvention muss, um wirken 
den Soldaten bekannt sein ; dies ist gan; 
Da die Truppen .sie zur Ausführung 
es notwendig, dass sie mit ihren Besti 
sind. Ein charakteristisches Beispiel 
Unkenntnis der Konvention lieferton d 
deutsch-französischen. Kriege 1870 in 
Weise. In Frankreich war so gut v 
breitung der Kenntnis der Konvention gi 
teiligten Kreisen fehlte die nötige Ver 
Aufgaben und Pflichten, in Deutschi 
ausreichend Vorsorge getroffen worder 
schaft mit der Übereinkunft nach Mög] 
Ausser den amtlichen Verkündigunger 
komitee zu Berlin 80000 Exemplare 
teilen. Eine Wirkung dieser verschh 
der Sache war, dass auf französischer £ 
häufiger und schwerer verletzt wurde 
wenn auch noch andere Gründe dabei 

Auf jedem der vertragschliessei 
die Verpflichtung für eine möglichst 
trautheit mit der Konvention unter ( 
zu tragen, und es hindert nichts, d 
auch in dem Vertrage selbst Ausdruc 
hat die Genfer Konferenz von 1868 ein 
Vorschlag des internationalen Komitee 
des Enonce zum Ausdruck kam *), n: 

*) Vergl. dazu Lueder, a. a. 0- S, 

*) Auch die beiden Parisei' Vorschlag» 

Entwurf enthalten eine solche Bestimmung. 


— 184 — 

Aber dieses Vorgehen -erklärt sich aus einer ü bergrossen Vor- 
sicht und Schonung der Empfindlichkeit der Regierungen. ') 
Man wollte sie nicht dadurch verletzen, dass man durch 
eine solche Bestimmung an ihrer Bereitwilligkeit zu 
zweifeln seinen, die übernommenen Verbindlichkeiten zu er- 
füllen. Eine derartige Behandlung ist durchaus unange- 
bracht, wie die letzten Kriege schlagend bewiesen haben. *) 
Es ist darum gewiss kein unberechtigtes Verlangen, daas 
die an Bich selbstverständliche Verpflichtung der Staaten, 
für die Bekanntmachung Sorge zu tragen, auch in der 
Konvention selbst hervorgehoben werden soll. Wenn 
darin Misstrauen gegen die Staaten liegen soll, dann liegt 
ein noch grösserer Mangel au Vertrauen in der Aufnahme 
solcher Bestimmungen in die Konvention, die schon nach 
bisherigem Völkerrechte in Geltung waren, z. B., dass die 
Landesbewohner geschont werden und freibleiben sollen. 
Da diese Krage einmal berührt wurde, so kann gesagt 
werden, dass ein Misstrauen gegen gewisse Staaten, wie 
die Erfahrung gelehrt hat, nicht ohne Berechtigung wäre. 8 ) 
Es ruuss den einzelnen Staaten überlassen bleiben, 
die Art und Weise zu bestimmen, in welcher sie für die 
Bekanntmachung des Vertrages sorgen wollen ; für die 
Konvention selbst genügt es, der Verpflichtung dazu im 
Allgemeiuen Ausdruck gegeben zu haben. Ob sie die 
Sätze der Übereinkunft in den Instruktionsstunden den 
Soldaten zur Kenntnis bringen und sie in den Reglements 

') VergJ. Moynier, fitede 291 ff. 

„ Lneder, a. &. 0. S. 4M. 
*) Triepel, a. a. 0. S. 211. 

*) Über das Vorgehen der Engländer im aiid afrikanischen Kriege 
vergl das oben Bemerkte. 
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der Truppen erörtern, ob sie allgemeine Proklamationen 
erlassen wollen u. s. w., das haben die einzelnen Staaten 
selbst zu erwägen, jedenfalls müssen die Massregeln so 
getroffen werden, dass sich Truppen und Sanitätspersonal 
im Kriege mit der Konvention als vertraut erweisen. l ) 

Wie mit der Bekanntmachung der Konvention, so 
verhält es sich auch mit der Bestrafung ihrer Verletz- 
ungen. Durch ihren Beitritt zu dem internationalen Ver- 
trage haben die beteiligten Staaten ihren ernstlichen Willen 
kundgegeben, das Übernommene auch wirklich durchzu- 
führen. Eine Konsequenz daraus muss ihre Bereitwillig- 
keit sein, Übertretungen der Konvention, die ihre Unter- 
thanen sich zu schulden kommen lassen, mit der ganzen 
Strenge des Gesetzes zu bestrafen. Darum kann gegen 
eine Bestimmung in der Konvention, die eine solche Ver- 
pflichtung ausspricht, nichts eingewendet werden. Ein 
Eingriff in die Souveränitätsrechte der Staaten wird da- 
durch weder beabsichtigt, noch thatsächlich hervorgerufen, 
da ja die Staaten ihren eigenen dahin zielenden Willen 
durch ihren Beitritt erklärt haben. 2 ) 


Die weitergehenden Vorschläge, welche anch die Art und 
Weise der Bekanntmachung festsetzen wollen, sind geeignet, die 
Staaten einzuengen und müssen daher abgelehnt werden. Namentlich 
derjenige von Trendel^nburg, welcher gegenseitige Kontrol- 
lierung der Staaten durch abgeordnete Offiziere empfiehlt, ist nicht 
zur Ausführung geeignet. VergL Lueder, a. a. 0. S. 405 f. 

2) Vergl. Lueder, a. a. 0. Seite 429 ff. 

In dem Abkommen der Haager Konferenz betreffend die Gesetze 
und Gebräuche des Landkriegs wird noch einmal besonders hervor- 
gehoben, dass der Missbrauch der Genfer Abzeichen als Mittel zur 
Schädigung des Feindes verboten sei. . (Zweiter Abschnitt, Kapitel I, 
Art. 23, Ziffer f.) 

12* 
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Nur muss man sich hüten, hier wie bei der Be- 
stimmung über die Bekanntmachung der Konvention, 
Einzelverfügungen treffen zu wollen, welche die innere 
Einrichtung der Staaten berühren, und die darum die 
Zustimmung der Regierungen nicht finden können. Sie 
sind schon deshalb unzulässig, weil Recht und Rechtsgang 
der Staaten so verschieden geordnet sind, dass eine ein- 
heitlich festgesetzte Bestrafung nicht als praktisch durch- 
führbar erscheint. 

Näher ausgeführte Vorschriften über die Bestrafung 
der Konventionsverletzungen sind aber auch nicht von 
Wert und bieten keine grössere Sicherheit. Wollen die 
Staaten die Schuldigen auf Grund der übernommenen 
und in dem Vertrage ausgesprochenen Verpflichtung 
wirklich heranziehen, fühlen sie sich durch ihre Erklärung 
dazu gedrängt, so thun sie es auch ohne genauere An- 
ordnungen über die Art und Weise der Bestrafung. 
Wollen sie die Schuldigen aber nicht zur Rechenschaft 
ziehen, so wird darum kein Staat dazu bewogen, weil 
die Konvention genauere Bestimmungen über die Strafen 
enthält. Seine Pflicht hat der Staat dann hier wie dort 
gebrochen, ob eine solche nähere Bestimmung da ist oder 
nicht; eine grössere Bürgschaft für die Innehaltung des 
eingegangenen Vertrages liegt in einer auch das Nähere 
regelnden Anordnung nicht vor. 

Denn das muss festgehalten werden, gegen die 
Staaten selbst ist nicht vorzugehen, wenn sie die 
Übereinkunft verletzen. Sie sind allein durch ihren 
Willen gebunden und können nicht zur Befolgung des 
Vertrages gezwungen werden. Wenn sie nicht von selbst 
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zur Einhaltung desselben neigen, kann nur die Stimme 
der öffentlichen Meinung sie an ihre Verpflichtung er- 
innern, aber Zwangsmassregeln kommen der ganzen Sach- 
lage nach überhaupt nicht in Frage. Selbst wenn ein 
obligatorisches Schiedsgericht eingesetzt wäre, das über 
Verletzungen der Konvention zu urteilen hätte, könnte 
dieses doch nur sein Votum abgeben, ohne aber in der 
Lage zu sein, dessen Ausführung auch durchzusetzen. 

So wenig die Staaten ein obligatorisches Schieds- 
gericht über ihr eigenes Verhalten in Bezug auf Ver- 
letzungen der Konvention annehmen werden, so wenig 
werden sie geneigt sein, die Bestrafung ihrer 
Unterthanen sich nehmen zu lassen und diese 
einem obligatorischen Schiedsgericht zu übertragen. 
So viele Vorschläge auch in dieser Richtung gemacht 
worden sind, 1 ) alle leiden an dem Mangel, dass die 
Ausführung des schiedsrichterlichen Urteils doch in den 
Händen des beschuldigten Staates liegen muss. Und 
wenn er sich aus irgend einem Grunde weigert, ist mit 
dem Schiedsgerichte gar nichts erreicht. Dazu kommen 
sehr gerechtfertigte Bedenken über die Unparteilichkeit, 
Zusammensetzung und das prozessuale Vorgehen eines 
Schiedsgerichts, so dass der Gedanke, in der Konvention 
Anordnungen über ein obligatorisches Schiedsgericht zu 
treffen, dem die Bestrafung der Verletzungen zuzuweisen 
sei, etwa durch Aufnahme der Verpflichtung, die Über- 
tretungsfälle an die Haager Untersuchungskommission 
zur Feststellung der Thatsachen oder an den Haager 


*) Vergl. die bei Lue der, a. a. 0. Seite 4SI Anm. 11 und 
Seite 482 Anm. 12 Angeführten. 


hof zur schiedsrichterlichen Entscheidung zu 
i, nicht als praktisch zu bezeichnen ist. 
eder die Überweisung an ein Schiedsgericht, 
r Versuch, das staatliche Vorgehen gegen Über- 
en des Vertrages durch genauere Vorschriften 
zu wollen, sind zu empfehlen, sondern es muss 
treffenden Staate Überlassen bleiben, in der ihm 
it erscheinenden Weise die Angelegenheit zu 
»In. Für die Konvention käme danach nur in 
it, einfach festzusetzen, dass die vertragscbliessen- 
taten Verletzungen der Übereinkunft mit Strafe 
in. " Nach Wortlaut und Inhalt entspricht Artikel 9 
«ner Entwurfes allen Anforderungen. l ) Er fasst 
itmachung der Konrention und Bestrafung ihrer 
■tung in klarer Weise zusammen. „Art. 9: 
Vertrag ist den Truppen und der Bevölkerung 
in vertragschliessenden Mächten zur Kenntnis 
igen. Verletzungen desselben sollen durch die 
rebung im Krieg and Frieden mit Strafe bedroht 
.* Nur wäre nicht zu sagen, dass die Verletzung 
ieg nnd Frieden" mit Strafe bedroht werde, weil 
traftrag im Frieden die Aufnahme des Artikels S 
) des Oltener Entwurfes (Bestrafung des unbe- 
ten Gebrauchs des roten Kreuzes auch im Frieden) 
etat, da ohne Annahme einer solchen Bestimmung 
"erletzung der Übereinkunft im Frieden nicht 
1 ist. Darum ist statt dessen zn sagen, dass 
:rletzung der Konvention mit Strafe zu bedrohen 

Vergl. Biichei, a. a. 0. Seile 48 und 57. 
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Wird in solcher Weise verfahren, so ist es gelungen, 
auch für diesen Teil der Konvention zu erreichen, was 
für den ganzen Vertrag zu erlangen überhaupt der 
feststehende Zielpunkt aller Revisionsbestrebungen sein 
muss : die widerstreitenden Interessen 
der Kriegsführung und der Schutzbe- 
dürftigen gegen einander abzuwägen 
und in einem rechtlichen Ausgleich zu 
vereinigen. 
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Berichtigungen. 


Seite 16 Zeile 8 v. oben Schiffen anstatt Schiften 
48 „11 v. unten fehlt - nach am (am-bulance) 
97 § 42 d&ivrer anstatt delivrer 
97 § 43 renvoyös „ reiivoyes 
99 § 43 Le mat£riel „ La materiel 
99 § 43 disposition „ pisposition 

159 Zeile 7 v. unten Detaillierung- anstatt Detailierung 

1G0 „5 v. " „ also anstatt aber 
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